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Kurzfassung · Abstract 

Umweltauswirkungen abstumpfender Streu­
stoffe im Winterdienst 

ln der Bundesrepublik Deutschland tragen die 
Straßen den weitaus größten Anteil am Personen­
und Güterverkehr. Ein funktionsfähiges Straßen­
netz ist daher sowohl für den einzelnen Bürger als 
auch für die gesamte Volkswirtschaft von existen­
tieller Bedeutung. Es muß nicht nur baulich, son­
dern auch betrieblich stets in einem dem Bedarf 
entsprechenden Zustand erhalten werden. Aus 
dem Bundesfernstraßengesetz, den Straßen- und 
Straßenreinigungsgesetzen der Länder sowie aus 
der Verkehrssicherungspflicht nach dem Bürgerli­
chen Gesetzbuch ergibt sich bei winterlicher Glät­
te auf Außerortsstraßen eine Streupflicht für beson­
ders gefährliche Stellen der Straßen bzw. innerorts 
für Stellen, die sowohl gefährlich als auch ver­
kehrswichtig sind. 

ln der Diskussion um die Wahl des im Rahmen 
eines "umweltfreundlichen" Winterdienstes zweck­
mäßigen Streustoffes kommt vor allem in Kommu­
nen abstumpfenden Streustoffen eine erhebliche 
Bedeutung zu. Die Umwelt schädigende Auswir­
kungen abstumpfender Streustoffe sind noch 
kaum bekannt, in Fachkreisen bekannte Schadwir­
kungen nur zum geringen Teil einer breiteren Öf­
fentlichkeit. Aus diesem Grund wurde vom Arbeits­
kreis 3.14.3 "Kommunaler Winterdienst" der For­
schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswe­
sen (FGSV), gleichzeitig Fachausschuß "Winter­
dienst" im Verband Kommunale Abfallwirtschaft 
und Stadtreinigung e.V. (VKS), eine Untersuchung 
initiiert, in der das aktuell verfügbare Wissen über 
abstumpfende Stoffe und ihre Auswirkungen auf 
die Umwelt im Rahmen einer Literaturanalyse zu­
sammengetragen sowie allgemein gültige Aussa­
gen und Empfehlungen für ihren Einsatz im 
Straßenwinterdienst abgeleitet werden sollten. 

Als Ergebnis der Literaturanalyse werden Vorschlä­
ge und Empfehlungen für den Einsatz oder auch 
"Nicht"-Einsatz abstumpfender Streustoffe abge­
leitet, die aus der Gesamtbetrachtung der Auswir­
kungen auf die Umwelt resultieren. Sie beziehen 
sich zum einen auf die Auswahl eines geeigneten 
Streustoffes, zum anderen auf dessen mögliche/ 
sinnvolle Anwendung, aber auch auf die Grenzen 
des Einsatzbereiches abstumpfender Streustoffe. 
Dabei wird unterschieden nach den Anwendungs-

möglichkeiten auf Außerortsstraßen und im kom­
munalen Bereich, hier zudem auf Fahrbahnen, 
Rad- und Gehwegen. Obwohl eine Reihe von Fra­
gen unbeantwortet blieb und es einige Ansätze für 
weiterführende Untersuchungen gibt, sind die erar­
beiteten Empfehlungen soweit abgesichert, daß ur­
sprünglich vorgesehene weiterführende Arbeiten 
nicht erforderlich sind. 

Effects on the Environment caused by Abrasi­
ves used in Winter Maintenance 

By far the largest percentage of passenger and 
goods transport in Germany takes place on the 
roads. A functional road network is therefore of 
vital importance for both individual citizens and the 
national economy as a whole. lt must be 
constantly maintained in a condition which meets 
not only structural but also operational 
requirements. The regulations contained in the Law 
relating to Federal Trunk Roads and in the laws on 
roads and road cleaning applicable in the Laender 
as weil as the duty under the German Civil Code to 
make traffic safe mean that there is a duty in the 
case of icy conditions in winter to grit particularly 
dangeraus areas of the roads and areas which are 
both dangeraus and important for traffic. 

Abrasives play a highly important role, particularly 
in municipalities, in the discussion on the selection 
of an expedient gritting substance as part of an 
"environmentally friendly" winter maintenance 
service. Very little is as yet known about the 
harmful environmental effects caused by 
abrasives; harmful effects which are known in ex­
pert circles are only familiar to a wider public to a 
limited extent. For this reason "Municipal Winter 
Maintenance" (work group 3.14.3 at the Road and 
Transportation Research Association (FGSV)) and 
"Winter Maintenance" (the specialist committee in 
the Association of City Cleansing Departments 
(VKS)) initiated an investigation in which the facts 
currently available on abrasive materials and the 
effects these have on the environment were 
brought tagether in a Iiterature analysis; it was in­
tended to then derive from these facts generally 
applicable statements and recommendations for 
the use of such materials in the winter 
maintenance of roads. 
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The Iiterature analysis enabled proposals and re­
commendations for the use or "non-"use of 
abrasives to be derived from an overall 
consideration of the effects of these materials on 
the environment. The proposals and recommen 
dations refer to the selection of a suitable gritting 
substance, its possible/meaningful use and to the 
Iimits of the areas in which abrasives can be ap­
plied. Differentiations are drawn between the pos­
sibilities of use on roads outside built-up areas and 
in the minicipal area, and, regarding the latter, also 
betweeen roadways, bicycle paths and 
pavements. Although a series of questions 
remained unanswered and there still exist some 
areas for further investigation, the recommen­
dations drawn up are based on sufficiently sound 
findings to make it unnecessary to carry out the 
projects originally envisaged. 
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0 Vorwort 

ln der Bundesrepublik Deutschland tragen die 
Straßen den weitaus größten Anteil am Personen­
und Güterverkehr. Über 90 % des Personenver­
kehrs und etwa zwei Drittel des landgebundenen 
Güterverkehrs werden auf Straßen abgewickelt 
[Verkehr in Zahlen, 1997]. Ein funktionsfähiges 
Straßennetz ist sowohl für den einzelnen Bürger als 
auch für die gesamte Volkswirtschaft von existenti­
eller Bedeutung. Es muß nicht nur baulich, sondern 
auch betrieblich stets in einem dem Bedarf ent­
sprechenden Zustand erhalten werden. Winterglat­
te Fahrbahnen behindern und gefährden den Ver­
kehr. Der Winterdienst soll Glättebildung nach 
Möglichkeit vermeiden, entstandene Glätte nach 
besten Kräften beseitigen oder ihre Auswirkungen 
auf den Verkehr mildern. 

Im Bundesfernstraßengesetz, in den Straßen- und 
Straßenreinigungsgesetzen der Länder sowie in 
den Satzungen der Kommunen sind Regelungen 
für den Winterdienst enthalten. Gemäß § 3 Abs. 3 
Bundesfernstraßengesetz und analogen Regelun­
gen in den Straßengesetzen der Länder sollen 
Außerortsstraßen bei Winterglätte nach besten 
Kräften geräumt und gestreut werden. Für Städte 
und Gemeinden ergibt sich die Verpflichtung zum 
Winterdienst auf Grund der Landesstraßengesetze 
bzw. der Straßenreinigungsgesetze der Länder 
sowie der darauf basierenden örtlichen Satzungen. 

Zusätzliche Anforderungen ergeben sich aus der 
Verkehrssicherungspflicht nach dem Bürgerlichen 
Gesetzbuch, wonach derjenige, der eine Gefahren­
lage schafft oder andauern läßt, auch zurnutbare 
Vorkehrungen zur Abwehr der daraus resultieren­
den Gefahren zu treffen hat, d.h. auch gegen 
Schnee und Glätte. So gibt es auf Außerorts­
straßen nach der Rechtsprechung eine Streupflicht 
für "besonders gefährliche Stellen" der Straßen. 
Das sind Stellen, an denen Anlage und Zustand der 
Straße die Bildung von Glatteis derart begünstigen 
oder seine Wirkung in einer Weise erhöhen, daß 
diese besonderen Verhältnisse von einem Kraftfah­
rer trotz der bei Fahren auf winterlichen Straßen 
von ihm zu fordernden erhöhten Sorgfalt nicht oder 
nicht rechtzeitig zu erkennen sind. Innerorts be­
steht eine Streupflicht auf Fahrbahnen einschließ­
lich der Radwege nur an Stellen, die sowohl ge­
fährlich als auch verkehrswichtig sind. 

ln der Diskussion um die Wahl des notwendigen 
Streustoffes im Rahmen eines "umweltfreundli­
chen" Winterdienstes kommt abstumpfenden 
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Streustoffen eine erhebliche Bedeutung zu. ln vie­
len Gemeinden werden abstumpfende Streustoffe 
als Alternative angesehen, die dem Einsatz von 
tauenden Streustoffen vorzuziehen ist. Die Diskus­
sion ist aufgrund der Ergebnisse neuerer For­
schungsarbeiten sachlicher geworden. Ökonomi­
sche und auch ökologische Nachteile der lange 
Zeit eher emotional favorisierten abstumpfenden 
Streustoffe sind deutlich geworden. 

Sämtliche Auswirkungen abstumpfender Streu­
stoffe auf die Umwelt - vom Straßenbegleitgrün 
über Gewässer, das Bauwerk Straße, den Ver­
kehrsteilnehmer und seine Gesundheit bis hin zum 
Verbleib nach Einsatz und Wiederaufnahme - sind 
noch nicht bekannt; in Fachkreisen bekannte Aus­
wirkungen sind nur zum geringen Teil einer breite­
ren Öffentlichkeit bewußt. Aus diesem Grund 
wurde vom Arbeitskreis 3.14.3 "Kommunaler Win­
terdienst" der Forschungsgesellschaft für Straßen­
und Verkehrswesen (FGSV), gleichzeitig Fachaus­
schuß "Winterdienst" im Verband Kommunale Ab­
fallwirtschaft und Stadtreinigung e.V. (VKS), eine 
Untersuchung initiiert, in der das aktuell verfügbare 
Wissen über abstumpfende Stoffe und ihre Auswir­
kungen auf die Umwelt in einem weitgespannten 
Sinne zusammengetragen sowie möglichst allge­
mein gültige Aussagen und Empfehlungen für ihren 
Einsatz im Straßenwinterdienst abgeleitet werden 
sollten. 

Wegen der Komplexität der Aufgabenstellung war 
vorgesehen, in einem ersten Teil zunächst eine Li­
teraturanalyse durchzuführen. Aus dem Arbeitser­
gebnis zusätzlich abzuleitende, weiterführende Un­
tersuchungen waren weiteren, zeitlich und thema­
tisch begrenzten Teilschritten vorbehalten. Eine 
Ausschreibung des Vorhabens bei vier potentiellen 
Auftragnehmern blieb aus verschiedenen Gründen 
erfolglos. Deshalb übertrug das Sundesministeri­
um für Verkehr der Bundesanstalt für Straßenwe­
sen die Aufgabe, eine entsprechende Literaturana­
lyse zu "Umweltauswirkungen abstumpfender 
Streustoffe des Winterdienstes" durchzuführen. 

Die Literaturanalyse lies eine Reihe von Fragen 
offen, vor allem Fragen, die zu beantworten im 
Rahmen einer umfassenden "Öko-Bilanz" erforder­
lich gewesen wäre. Über die Aufwendungen zur 
Gewinnung abstumpfender Stoffe sowie ihren 
Transport und den damit verbundene Energiever­
brauch wurden keine öffentlich zugänglichen Lite­
raturstellen gefunden; die Verwertung wieder auf­
genommenen Streugutes ist im Rahmen des erst 
1997 erschienenen Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
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neu zu überdenken. Die Kosten des Winterdienstes 
mit abstumpfenden Streustoffen wurden sicher in­
nerhalb vieler Kommunen genau untersucht, die 
Ergebnisse dieser Untersuchungen allerdings nur 
selten veröffentlicht. Die offenen Fragen bieten ei­
nige vielversprechende Ansätze für ergänzende, 
weiterführende Untersuchungen. Dennoch schei­
nen die erarbeiteten Empfehlungen für den Einsatz 
abstumpfender Streustoffe, zumindest was die Si­
cherheit der Verkehrsteilnehmer und ihre Auswir­
kungen auf das Straßenumfeld angeht, soweit ab­
gesichert, daß die ursprünglich vorgesehenen wei­
teren Arbeiten nicht erforderlich sind. 

1 Allgemeines 

1.1 Grundsätzliches zur Untersuchung 

"Nachdem in Deutschland schon in den Jahren 
1936 - 1940 Versuche zur Glättebekämpfung mit 
Streusalz stattgefunden hatten, hatte sich Salz seit 
dem Winter 1956/57 immer mehr als bevorzugtes 
Streumittel durchgesetzt. Die massenhafte Ver­
wendung von Tausalzen in den sechzigerund sieb­
ziger Jahren hat zu erheblichen Schäden an Fahr­
zeugen und Bauwerken (Fahrbahnen und Brücken) 
sowie zur langdauernden Schädigung der Vegeta­
tion am Straßenrand geführt. Die daran anknüpfen­
de Umweltdiskussion und der "Streusalzbericht I" 
des Umweltbundesamtes haben inzwischen viele 
Gemeinden zu einer schrittweisen Verringerung 
des Streusalzgebrauches und zur Verwendung an­
derer Streustoffe veranlaßt Mancherorts ist ein völ­
liger Streusalzverzicht gefordert worden und auch 
erfolgt. Allerdings fragt sich, ob ein völliger Verzicht 
auf Taumittel verkehrstechnisch und rechtlich ver­
tretbar ist." [JORDAN, 1989] 

Der wesentliche Inhalt dieses Zitates aus dem Vor­
trag eines aus der Sicht des Betriebsdienstes "in­
teressierten Laien" (in diesem Fall der mit der Pro­
blematik intensiv befaßte Vorsitzende Richter am 
Hamburger Landgericht) Ende der achtziger Jahre 
ist - mit Ausnahme des letzten Satzes - bis zum 
heutigen Datum weitgehend Stand des Wissens 
der Öffentlichkeit. Hierzu zählen auch die meisten 
Ratsmitglieder, die über den Einsatz von Streustof­
fen im Winterdienst einer Gemeinde zu befinden 
haben. Nach wie vor ist es "AIIgemeinwissen", daß 
Taustoffe die Umwelt zerstören. Nur in seltenen 
Fällen wird auch reflektiert, ob ein völliger Verzicht 
auf Taustoffe und ihr Ersatz durch abstumpfende 
Stoffe verkehrstechnisch, rechtlich, ökonomisch 

sowie ökologisch vertretbar ist. Insbesondere der 
letztgenannte Aspekt wird erst in jüngster Zeit 
überhaupt diskutiert. 

Auf dem Markt wird neben natürlichen gebroche­
nen Gesteinen (Splitt, Brechsand, Lavaschlacke) 
eine Vielzahl anderer abstumpfender Streustoffe 
angeboten, wie Sande und/oder Kiese (u.a. aus 
Flußentnahmen), gebrochene (granulierte) Hoch­
ofen- und andere Schlacken, Haldenmaterialien, 
zermahlener (gebrochener) Bauschutt, Asche, Sä­
gespäne, gemahlene Olivenkerne u.v.a.m., die z.T. 
aus preislichen Gründen auch eingesetzt werden. 
Die Auswirkungen aller dieser Stoffe auf die (auch 
Straßen-) Umwelt - vom Straßenbegleitgrün über 
Gewässer, das Bauwerk Straße, den Verkehrsteil­
nehmer und seine Gesundheit bis hin zum Verbleib 
nach Einsatz und Wiederaufnahme - sind nur zum 
Teil bekannt, in Fachkreisen bekannte Auswirkun­
gen nur zum geringen Teil allgemein. Für Teilberei­
che liegen Untersuchungen vor, auch können Er­
gebnisse von Untersuchungen aus anderen For­
schungsgebieten zur Bewertung von abstumpfen­
den Stoffen herangezogen werden. Aus diesem 
Grund wurde vom Arbeitskreis 3.14.3 "Kommuna­
ler Winterdienst" der Forschungsgesellschaft für 
Straßen- und Verkehrswesen (FGSV), gleichzeitig 
Fachausschuß "Winterdienst" im Verband Kommu­
nale Abfallwirtschaft und Stadtreinigung e.V. (VKS), 
eine Untersuchung initiiert, in der das aktuell ver­
fügbare, der Öffentlichkeit in Schriftform zugängli­
che Wissen über abstumpfende Stoffe und ihre 
Auswirkungen auf die Umwelt in einem weitge­
spannten Sinne zusammengetragen werden sollte. 
Ziel der Arbeit sollte sein, im Rahmen einer Analy­
se der verfügbaren Literatur den aktuellen Kennt­
nisstand - soweit möglich - im Sinne einer Öko-Bi­
lanz aufzubereiten. 

Mit der Öko-Bilanz war geplant, den gesamten 
Weg abstumpfender Stoffe von der Rohstoffgewin­
nung über die Herstellung, Lagerung, Ausbringung, 
Aufnahme, Aufbereitung/Entsorgung sowie die po­
tentielle weitere Verwendung einschließlich aller er­
forderlichen Transportwege zu erfassen und zu be­
werten. Besonders eingegangen werden sollte 
nach Vorstellung des Arbeitskreises auf die Proble­
matik der Staubentwicklung, die daraus resultie­
renden Belastung von Verkehrsteilnehmern und 
Winterdienstpersonal, die Wiederaufnahme und 
Reinigung der Streustoffe nach Ende der Winterpe­
riode sowie ihre Entsorgung I Wiederverwendung 
im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben. Auch wirt­
schaftliche Überlegungen sollten - soweit entspre-



chende Literaturstellen vorliegen - einbezogen 
werden. 

Zum Erreichen des vorgegebenen Zieles wurde im 
Rahmen dieser Untersuchung die in verschiedenen 
Datenbanken verfügbare in- und ausländische Lite­
ratur über abstumpfende Stoffe erhoben und ge­
sammelt. Ebenso wurde Literatur aus Randberei­
chen und benachbarten Disziplinen beschafft, die 
mittelbar Bezug zu dem übergeordneten Thema 
"Abstumpfende Streustoffe" haben. Anhand einer 
vergleichenden Beurteilung und kritischen Beurtei­
lung von insgesamt 235 Publikationen wurde ver­
sucht, allgemein gültige Aussagen über Umwelt­
auswirkungen abstumpfender Stoffe zu treffen und 
daraus Empfehlungen für ihren Einsatz im Straßen­
winterdienst abzuleiten. 

Zur besseren Übersicht wurden die Literaturstellen 
für die Bearbeitung zunächst in Sachthemen ge­
gliedert, und zwar in die Themenkreise Anwen­
dung, Kosten, Recycling, Umwelt und Verkehrssi­
cherheit. Diese Einteilung ist grob, weitgehend will­
kürlich und sicher nicht sehr differenziert. Aller­
dings ist auch keine eindeutige Abgrenzung zwi­
schen den einzelnen Themenkreisen möglich, da 
die einzelnen Bereiche ineinander übergreifen, von­
einander z.T. abhängig sind und demzufolge Publi­
kationen, die sich mit dem Einsatz abstumpfender 
Streustoffe befassen oder zumindest deren Einsatz 
im Straßenwinterdienst mit behandeln, fast immer 
mehrere Komplexe des Gesamtthemas behandeln. 
Auch wäre eine eigener Themenkomplex zu juristi­
schen Fragen (Bewertung des Einsatzes, der Aus­
wirkungen auf die Verkehrssicherheit und der Ent­
sorgung abstumpfender Stoffe) denkbar; die ent­
sprechenden Literaturstellen wurden hier unter 
"Anwendung" mit erfaßt. 

Zum Thema "Anwendung" wurden 111 Beiträge 
gefunden, zum Thema "Kosten" 34, zum Thema 
"Recycling" 26, zum Thema "Umwelt" 92 und zum 
Thema "Verkehrssicherheit" 45 Beiträge. Daß die 
Summe der Beiträge zu den Einzelthemen größer 
ist als die Gesamtzahl der gefundenen Veröffentli­
chungen liegt, wie oben bereits ausgeführt, daran, 
daß viele Beiträge mehrere Themenkomplexe be­
handeln. 

1.2 Was sind Umweltauswirkungen? 

Das der Literaturanalyse vorgegebene Thema heißt 
"«Umweltauswirkungen» abstumpfender Streustof­
fe im Straßenwinterdienst". Der Begriff "Umwelt­
auswirkungen" ist dabei umfassender als der Be-
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griff der "Umweltschäden", der im Zusammenhang 
mit dem Einsatz tauender Streustoffe nahezu aus­
schließlich verwendet wird. Dennoch sind auch im 
Fall dieser Untersuchung vornehmlich schädigen­
de Auswirkungen - "Schadwirkungen" - des Ein­
satzes abstumpfender Streustoffe auf die Umwelt 
im weitesten Sinne gemeint. 

Der Teil "Umwelt" des Wortes Umweltauswirkung 
im Sinne der Untersuchung war beim ersten Auf­
treten von Schäden an Straßenbäumen aufgrund 
von Tausalzeinsatz im Winter inhaltlich zunächst 
auf den unmittelbaren Straßenrandbewuchs be­
schränkt, wurde dann - mit dem verstärkten Auf­
kommen des Umweltschutzes - jedoch sehr 
schnell auf die "Natur" übertragen. Dazu gehörten 
neben dem unmittelbaren Straßenumfeld auch Ge­
wässer (Grundwasser, Vorfluter) und Böden, eben­
so wie auf der Straße (in diesem Fall dem Gehweg) 
spazieren geführte Haustiere. Hinzu kamen wie 
selbstverständlich - es handelte sich um Schäden 
durch Salzeinwirkung - Beschädigungen am Bau­
werk Straße selbst, d.h. an Straßendecken und 
Brücken, sowie an den am Verkehr teilnehmenden 
Fahrzeugen. Alle diese Schadensarten sind um­
fangreich untersucht und viele als Folge des früher 
unkontrollierten und damit überreichlichen Salzein­
satzes im Winterdienst bestätigt. Der Mensch war 
zunächst nur als Nutzer der "Natur" Teil seiner Um­
welt und Teil dieser Diskussion; erst später wurden 
auch Leib und Leben des Menschen als Verkehrs­
teilnehmer als zur Umwelt gehörig - auch in den 
Medien - wieder entdeckt [KULLIK, 1992]. 

Inzwischen wird im Rahmen einer sich verbreiten­
den Versachlichung der Diskussion der Begriff der 
Umwelt (in dem nach wie vor engen Rahmen des 
Einsatzes von Streustoffen im Straßenwinterdienst) 
weiter gefaßt. Zur Umwelt gehören und werden im 
Rahmen dieser Untersuchung - soweit entspre­
chende Literatur zu der Fragestellung ·gefunden 
wurde - diskutiert: 

- die Straßenrandvegetation 
- Gewässer (Vorfluter, ruhende Gewässer, Grund-

wasser, Kläranlagen) 
- die Fauna im Straßenrandbereich und auf Ver­

kehrswegen 
- das Bauwerk Straße (Fahrbahndecken, 

Brücken, Gebäude neben der Straße) 
- das Fahrzeug auf der Straße 
- die Luft an und über der Straße 
- der Mensch als aktiver Verkehrsteilnehmer 
- der Mensch als passiver Verkehrsteilnehmer 

(Einwohner einer Gemeinde) 
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- das weitere Umfeld der Straße 

Schadwirkungen, Schädigungen gehen von 
"Schadstoffen~~ aus, d.h. von Stoffen, die eine 
schädliche, weil unerwünschte (toxische = giftige, 
gefährliche) Wirkung ausüben. Gebräuchliche Sy­
nonyme für das Wort Schadstoffe sind in diesem 
Zusammenhang z.B. "Umweltchemikalien", "An­
thropogene Verbindungen", "Kontaminanten" 
oder auch seltener "Xenobiotica". Umweltchemika­
lien sind von der Wortbedeutung Chemikalien in 
der Umwelt, also natürliche ebenso wie anthropo­
gene Chemikalien. Viele der in der Umwelt vorhan­
denen Chemikalien sind notwendig und nützlich, 
andere indifferent und etliche haben unerwünschte 
Wirkungen. Dieser Anteil ist weitgehend gemeint, 
wenn von Umweltchemikalien die Rede ist, also 
Substanzen, die durch menschliche Tätigkeit in die 
Umwelt gelangen und dort in Konzentrationen auf­
treten können, die toxische Wirkung haben. Ein an­
derer Ausdruck für solche Chemikalien ist Anthro­
pogene Verbindungen, d.h. durch den Menschen 
erzeugte Substanzen. Xenobiotica sind Fremdstof­
fe in der Biosphäre. Das Wort Kontaminanten (= 
Verunreinigungen) enthält bereits eine Wertung die­
ser Stoffe. 

Chemikalien in der Umwelt können grundsätzlich 
eingeteilt werden in Naturstoffe (biogene Stoffe) 
oder anthropogene Verbindungen. Der wesentliche 
Unterschied liegt nicht in der Toxizität begründet 
(viele Naturstoffe sind bekanntermaßen toxisch), 
sondern darin, daß anthropogene Stoffe nicht 
"natürlich~~ gehandhabt werden können; d.h. nicht 
alle können durch natürliche Mechanismen wieder 
aus der Biospäre verschwinden. Viele anthropoge­
ne Stoffe sind persistent und können akkumulieren. 

Eine bis heute gültige und bekannte Schadstoff­
Definition lieferte bereits PARACELSUS. Danach 
macht erst die Menge einen Stoff zum Schadstoff. 
Es geht dabei jedoch nicht nur um die Menge eines 
Stoffes, sondern sowohl um seine Toxizität (die 
einem Stoff immanente gefährliche Wirkung) als 
auch die Exposition (Konzentration x Zeit). Stoffe 
sind demnach Schadstoffe, wenn sie aufgrund 
ihres Gefährdungspotentials eine unerwünschte 
(toxische) Wirkung ausüben bzw. ausüben können. 
Kein Stoff ist also von seinem Ursprung her ein 
Schadstoff; es kommt vielmehr darauf an, ob, wie 
und wo er eine toxische Wirkung entfalten kann 
(HUTZINGER, 1991 ). 

Andere Auswirkungen als Schäden gehen von 
Streustoffen im Winterdienst ebenfalls aus. So wir-

ken sie z.B. positiv auf den Kraftschlußbeiwert von 
Glätteschichten und damit auf die Sicherheit eines 
diese glatte Fläche (möglicherweise notgedrungen) 
nutzenden Verkehrsteilnehmers. 

Die umfassende Betrachtung der Umwelt im dar­
gestellten Sinn entfernt sich somit von der alten 
Diskussion der "Gratwanderung im Spannungsfeld 
zwischen Verkehrssicherheit und Umweltschutz" 
[SPETH, 1983/1984 u.a.] und bezieht die Verkehrs­
sicherheit und den erweiterten Umweltbegriff mit 
ein. 

2 Wirkungsweise abstumpfender 
Stoffe 

2.1 Allgemeines 

Aus den gesetzlichen Grundlagen des Straßenwin­
terdienstes ergibt sich die Verpflichtung, Straßen 
bei Winterglätte nach besten Kräften zu räumen 
und zu streuen. Aus der Verkehrssicherungspflicht 
nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch ergibt sich, 
daß derjenige, der der Öffentlichkeit eine Einrich­
tung zur allgemeinen Nutzung zur Verfügung stellt, 
auch zu mutbare Vorkehrungen zur Abwehr von Ge­
fahren lagen bei der Nutzung dieser Einrichtung zu 
treffen hat. Das gilt auch bei Schnee und Glätte auf 
Straßen. Winterglatte Fahrbahnen behindern und 
gefährden Verkehr und Verkehrsteilnehmer. Der 
Winterdienst soll also Glättebildung nach Möglich­
keit vermeiden, entstandene Glätte nach besten 
Kräften beseitigen oder ihre Auswirkungen auf den 
Verkehr mildern. Der winterlichen Situation ent­
sprechend sind wirkungsvolle Streustoffe zu ver­
wenden. 

Um beurteilen zu können, welcher Streustoff in 
welcher winterlichen Situation wirkungsvoll und 
damit auch wirtschaftlich sinnvoll eingesetzt wer­
den kann, ist es zunächst notwendig, sich über die 
Wirkungsweise der verschiedenen Streustoffarten 
grundsätzlich klar zu werden. Tauende Streustoffe 
wirken physikalisch/chemisch. Sie beseitigen Glät­
te, indem der feste Aggregatzustand auf der Fahr­
bahn vorhandenen Wassers (Schnee, Eis) in die 
flüssige Phase (Wasser) überführt und so die eis­
/schneebedeckte Fahrbahn in eine nasse Fahrbahn 
umgewandelt wird. Abstumpfende Stoffe wirken 
mechanisch. Sie liegen zunächst auf der Glätte­
schicht auf und verzahnen sich durch den überrol­
lenden Verkehr mit der Oberfläche. Auf diese Weise 
wird die Griffigkeit winterlicher Fahrbahnen erhöht, 



Fahrbahnglätte verliert an Gefährlichkeit für den 
Verkehrsteilnehmer. Die Griffigkeit einer Fahrbahn 
wird durch den Kraftschlußbeiwert zwischen Fahr­
bahnaberfläche und Reifen beschrieben. 

Für die Verzahnung mit der Oberfläche ist eine ge­
wisse Widerstandsfähigkeit (Härte) des Streustof­
fes gegen Zerstörung (Zermahlen) durch überrol­
lende Reifen erforderlich, insbesondere wenn die 
Glätteschicht dünner ist als der Korndurchmesser. 
Auch die Farbe des Streugutes hat einen Einfluß. 
Dunkle Streustoffe absorbieren mehr Sonnenener­
gie, erwärmen sich und schmelzen so leichter in 
die abzustumpfende Glätteschicht ein. Bei hellen 
Streustoffen, die Wärmeenergie in Form von Licht 
eher reflektieren, geht dieser Vorgang langsamer 
vonstatten. Von rundkörnigem Material wird ver­
mutet, daß wegen der möglichen geringen Verzah­
nung mit der Glätteschicht die Griffigkeit nur sehr 
gering erhöht werden kann. Nach dem Abtauen der 
Glätte auf der Fahrbahn verringert - insbesondere 
rundkörniges - abstumpfendes Streugut deren 
Griffigkeit. 

Als abstumpfende Streustoffe werden vor allem 
Sande, gebrochene Naturgesteine wie Splitte, 
Brechsande, Lavaschlacken oder sogenannte 
"Granulate" verwendet, also gebrochene Materiali­
en, die aus Schlacken unterschiedlicher Herkunft, 
Haldenbergen (Abraum aus dem Bergbau) stam­
men. Andere Abfallstoffe wie z.B. Bauschutt, 
Asche aus dem Hausbrand, Sägespäne o.ä. sind 
für einen großflächigen Einsatz aus verschiedenen 
Gründen nicht geeignet. 

2.2 Auswirkung auf den Kraftschluß 
zwischen Reifen und Fahrbahn 

Da Straßenbauverwaltungen und kommunale Rei­
nigungsbetriebe erhebliche Summen aufwenden, 
um winterglatte Fahrbahnen aufzutauen oder abzu­
stumpfen, ist die Frage der Wirksamkeit einer Maß­
nahme zur Beseitigung winterlicher Glätte von we­
sentlicher Bedeutung. Bereits in den Wintern 
1957/58 und 1958/59 wurden daher im Auftrag des 
Bundesministeriums für Verkehr vom, Institut für 
Straßen- und Verkehrswesen der Technischen Uni­
versität Berlin [WEHNER, 1960] "systematische 
Griffigkeitsmessungen auf winterglatten Fahrbah­
nen durchgeführt mit dem Ziel, die Griffigkeitswer­
te von Glatteis und Schnee im Vergleich zu den 
Werten nasser Fahrbahnen zu ermitteln und festzu­
stellen, in welchem Maße der Kraftschuß auf win-
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terlichen Fahrbahnen durch abstumpfende Streu­
stoffe verbessert werden kann, welche Streustoffe 
und Streudichten zweckmäßig sind und wie sich 
die verschiedenen üblichen Streustoffe in ihrer Ab­
stumpfwirkung unterscheiden.~~ 

Die Untersuchungen wurden nach dem Verfahren 
des blockierten Schlepprades (Stuttgarter Rei­
bungsmesser) durchführt. Dieses auch heute noch 
gültige Standardmeßverfahren für die Beurteilung 
der Griffigkeit von Fahrbahnoberflächen simuliert 
den allgemeinsten Fall einer Gefahrbremsung eines 
Kraftfahrzeuges mit blockierten Rädern. Die dabei 
zwischen der Aufstandsfläche des blockierten 
Rades und der Fahrbahnoberfläche aktivierte Rei­
bungskraft (Gleitreibung) stellt - bezogen auf die 
Radlast - den Kraftschlußbeiwert 1-1 dar, der als 
maßgebliche Kenngröße für die Griffigkeit bei der 
Messung gewonnen wird und dessen Kenntnis 
auch für die Berechnung von Bremsweglängen 
notwendig ist. 

Bevor die Räder blockieren, sind die zur Verfügung 
stehenden Griffigkeitswerte im allgemeinen größer 
(Haftreibung). Diese Maximalwerte müssen 
zunächst überschritten werden, bevor die Räder 
blockieren. Die Maximalwerte unmittelbar vor dem 
Blockieren mit dem Stuttgarter Reibungsmesser zu 
erfassen, war zum Zeitpunkt der Untersuchung mit 
dem damaligen Stand der Technik jedoch nur auf 
nasser Fahrbahn bei Geschwindigkeiten bis etwa 
40 km/h und nur auf Fahrbahnen mit hervorragen­
der Ebenheit möglich. Es erwies sich aus meSteeh­
nisehen Gründen nicht als möglich, eine zuverläs­
sige Bestimmung des Kraftschlußbeiwertes auf 
winterglatten Fahrbahnoberflächen durchzuführen. 
Die Messungen mit dem Stuttgarter Reibungsmes­
ser wurden unter Laborbedingungen durch verglei­
chende Messungen mit dem Pendelgerät Leroux 
ergänzt. 

ln die Untersuchung wurden insgesamt neun 
Streustoffe einbezogen: ein Feinsplitt (1 /3 mm), 
drei verschiedene Splittkörnungen (2/5 mm, 5/8 
mm, 8/15 mm), je ein Mittel- und Grobsand, ein 
Flußkies (3/7 mm) sowie zwei Schlackengranulate, 
eine Verbrennungsschlacke (1 /5 mm) und eine 
Hochofenschlacke (0, 1/3 mm). Die Streustoffe 
wurden in Streudichten zwischen 25 gfm2 bis 11 00 
gfm2 auf Eis und 45 gfm2 bis 1735 gfm2 auf fest­
gefahrenen Schnee ausgebracht. 

Die Ergebnisse lassen sich wie folgt zusammenfas­
sen: 
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Abhängigkeit der Gleitbeiwerte von der Gleitge­
schwindigkeit 
Die Gleitbeiwerte am blockierten Rad auf nas­
sen Fahrbahnen fallen mit zunehmender Ge­
schwindigkeit mehr oder weniger stark ab. Im 
Gegensatz zu nassen Fahrbahnen sind die 
Gleitbeiwerte auf winterglatten Oberflächen nur 
wenig von der Gleitgeschwindigkeit des 
blockierten Rades abhängig. Sie bleiben in dem 
untersuchten Geschwindigkeitsbereich von 1 0 
km/h - 60 km/h nahezu konstant und steigen in 
den meisten Fällen mit zunehmender Ge­
schwindigkeit sogar leicht an (Bild 1 ). Aufgrund 
der durchgeführten Versuche ist zu sagen, daß 
die geringe Geschwindigkeitsabhängigkeit der 
Gleitbeiwerte für festgefahrene Schneedecken 
ebenso gilt wie für Glatteis bzw. Eisglätte, und 
zwar unabhängig davon, ob die Flächen abge­
stumpft wurden oder nicht. 

Einfluß von Glätteart und -temperatur: 
Glatteis und Eisglätte unterscheiden sich nicht 
grundsätzlich in ihren Glätteeigenschaften. Die 
Reibungswerte auf winterglatten Fahrbahnen 
sind bei Temperaturen knapp unter dem Ge­
frierpunkt am niedrigsten und steigen mit sin­
kenden Temperaturen an. Eis ist bei Temperatu­
ren knapp unter 0 oc ungefähr doppelt so glatt 
wie bei etwa -10 oc. Im Rahmen der durchge­
führten Untersuchungen wurden innerhalb der 
erfaßten Geschwindigkeiten von 10 km/h bis 
60 km/h · und des Temperaturbereiches zwi­
schen 0 oc und -12,7 oc für Eis Gleitbeiwerte 
von 1..1 = 0,10 bis 1..1 = 0,20 und für festgefahrenen 
Schnee von 1..1 = 0,15 bis 1..1 = 0,35 ermittelt. 

Verbesserung des Kraftschlusses durch ab­
stumpfende Streustoffe: 
Die Versuchsreihen haben gezeigt, daß mit ge­
ringen Streudichten (von 40 gfm2 oder 70 gfm2) 
kaum Verbesserungen der Griffigkeit auf Eis zu 
erzielen sind. Erst eine Dichte von 100 gfm2 er­
gibt eine merkbare Erhöhung der Gleitbeiwerte 
(Bild 2). Die Verbesserung der Gleitbeiwerte am 
blockierten Rad auf Glatteis steht bei Streudich­
ten bis zu etwa 300 gfm2 noch in einem ange­
messenen Verhältnis zum Aufwand. Die Unter­
schiede zwischen den verwendeten Streustof­
fen sind nicht markant und liegen innerhalb des 
Vertrauensbereiches der Meßergebnisse. Be­
sonders gering war die abstumpfende Wirkung 
des verwendeten trockenen Mittelsandes, der 
selbst bei einer Streudichte von 1 000 gfm2 na­
hezu keine Erhöhung der Gleitbeiwerte erbrach-

I,Or-------------------------------~ 

0~------------------------------~ 
_____., Geschwindigkeit 

a) Griffige Straßenfahrbahn (trocken bzw. naß) 
b) Winterglatte Oberflächen 

(Quelle: WEHNER, Forschungsarbeiten aus dem Straßenwesen, 
Heft40) 

Bild 1: Allgemeine Tendenz des Verlaufs der Gleitbeiwerte am 
blockierten Rad in Abhängigkeit von der Geschwindigkeit 
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Ergebnis einer Meßreihe mit granulierter 
Verbrennungsschlacke 1/5 mm in 4 Streudichten: 
Dichte 1: 40 g/m2 ; Dichte 2: 70 g/m 2 ; 

Dichte 3: 1 00 g/m2 ; Dichte 4: 11 00 g/m2 . 
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1.3.1958, Fahrbahntemperatur zwischen - 5,8 und - 1,8 oc 
(Quelle: WEHNER, Forschungsarbeiten aus dem Straßenwesen, 

Heft 40) 

Bild 2: Untersuchungen über die Wirksamkeit abstumpfender 
Streustoffe auf Glätte (Spiegeleis) 

te. Die Verbesserungen der Gleitbeiwerte auf 
Glatteis, die durch die angewendeten abstump­
fenden Streustoffe erreicht werden konnten, lie­
gen in der gleichen Größenordnung wie die 
selbst bei gleicher Temperatur auftretenden 
Schwankungen der Gleitbeiwerte auf verschie­
denen - auch auf zusammenhängenden - Eis­
flächen. 
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reich - 5,0 bis + 0,4 oc 
Tauender Schnee im Tempera­
turbereich + 0,0 bis + 1 ,2° C 
(Schneedecke wird von dem 
blockierten Rad bereits zum 
Teil durchbrachen) 

Festgefahrener Schnee mit 
verschiedenen abstumpfenden 
Streustoffen in verschiedenen 
Dichten und bei Temperaturen 
zwischen- 5,2 und+ 0,4° C 

Ergebnisse von 16 Zementbeton­
decken und 26 Asphaltbeton­
decken in insgesamt 94 Meß­
radspuren 

Einzelergebnisse mit besonders 
hohen Werten: 

Basaltkleinpflaster 

I Splitt 8/15 mm 1735 g/m 2 

(-2,8 bis- 2,6° C) 
II Verbrennungsschlacke 545 g/m 2 

(- 3,4 bis - 3,3° C) 

(Quelle: WEHNER, Forschungsarbeiten aus dem Straßenwesen, Heft 40) 

Bild 3: Übersicht über die im Winter 1957/58 und im Winter 1958/59 gemessenen Gleitbeiwerte auf winterglatten und abgestumpften 
winterglatten Fahrbahnen im Vergleich zu Gleitbeiwerten auf nassen Straßen, gemessen im Herbst 1958 und im Frühjahr 1959 
(Blockiertes Schlepprad, Reifen Continental R, Innendruck 1 ,5 atü, Radlast 360 kg) 

Auf festgefahrenem Schnee ergeben sich ver­
gleichbare Meßergebnisse. Nur liegen hier die 
Gleitbeiwerte an sich schon höher und können, 
vorzugsweise durch gröbere Streustoffe, wirk­
samer als auf Glatteis verbessert werden. 

Durch abstumpfende Streustoffe können in 
Ausnahmefällen Gleitbeiwerte erzielt werden, 
die z.B. bei der Geschwindigkeit 60 km/h denen 
einer Straße bei Nässe entsprechen (Bild 3). 

Die Untersuchungen der technischen Universität 
Berlin waren und sind Grundlage der bisherigen Er­
kenntnisse zu den Kraftschlußsituationen auf win­
terglatten Straßen. Die Ergebnisse sind in Bild 4 
[DAMES, 1898] noch einmal grob vereinfachend 
zusammengestellt. Zu grundsätzlich gleichen Er-

gebnissen gelangt eine amerikanische Untersu­
chung über den Einfluß des Streuens von Sand auf 
Glätteschichten auf die Griffigkeitseigenschaften 
von Glätteschichten [COMFORT I DINOVITZER, 
1996]. 

Die Ergebnisse der Untersuchung wurden auf 
Straßen bzw. Straßenabschnitten gewonnen, die 
nicht unter Verkehr lagen. Sie beschreiben somit 
stets nur die Kraftschlußsituation des ersten Fahr­
zeuges, das unmittelbar dem Streufahrzeug folgt. 
ln welchem Maße sich die Werte durch die Über­
rollungen des nachfolgenden Verkehrs ändern, 
wurde in dieser grundlegenden Arbeit nicht unter­
sucht. Die Ergebnisse geben somit Aussagen über 
die momentane Wirkung des Abstreuens; Aussa-
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(Quelle: DAMES, 27. Deutscher Verkehrsgerichtstag 1989) 

Bild 4: Bewertungshintergrund für Reibungsmessungen mit 
dem blockierten Schlepprad ("Stuttgarter Reibungsmes­
ser") bei verschiedenen Fahrbahnzuständen 

gen zur längerfristigen Wirkung dieser Maßnahme 
sind nicht herzuleiten. Im Rahmen der Untersu­
chungen zum "Einfluß eines streusalzlosen Stra­
ßenwinterdienstes in Städten auf Verkehrssicher­
heit und Verkehrsablauf" (in Berlin [HOFFMANN et 
al., 1985]) zeigten Beobachtungen und Erfahrun­
gen, daß es besonders durch die Einwirkungen des 
Fahrzeugverkehrs zu sehr unterschiedlichen Aus­
prägungen des Kraftschlußangebotes auf winterli­
chen Fahrbahnen kommen kann. Deshalb wurde 
mit einem neuen Konzept Untersuchung versucht, 
verschiedenen weiterführenden Fragestellungen 
nachzugehen: 

ln welchem Bereich variiert das Kraftschlußan­
gebot auf unterschiedlichen winterlichen Fahr­
bahnen ohne Einsatz mineralischer Streustoffe? 

Welchen Einfluß haben unterschiedliche Streu­
mengen je Streugang auf die abstumpfende 
Wirkung bei verschiedenen winterlichen Fahr­
bahnzuständen? 

Welchen Einfluß haben winterdienstliche Maß­
nahmen mit abstumpfenden Streumaterialien 
auf den zeitlichen Verlauf des Kraftschlußange­
botes? 

Wie ist das Verhalten von Winterreifen bei Ver­
wendung mineralischer Streustoffe im Straßen­
winterdienst zu bewerten? 

t 
(1) 

5 
"ij) 

B 
"ij) 

a 

0,8 

~ Mittelwert J Spannweite ±Standard-
der Einzelwerte 

~ 
abweichung 

0,6-

' 
0,4 -

,,~~' 
.~$$ 0,2 -

0,0 -'---------------------' 

1 
2 

3 
4 
5 

6 
7 
8 
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winterliche Straßenzustände 

festgefahrene Schneedecke, vereist 
schneefreie, vereiste Rollspur 
Eisglätte, überfrorener Rauhreif 
festgefahrene Schneedecke, Schneeglätte 
durchbrochene, festgefahrene Schneedecke 
mit Eisbuckeln 
lockerer Neuschnee (5-6 cm) 
festgefahrene Schneedecke, tauend 
dünner Schmierfilm, Eislinsen 

9 tauende Altschneedecke 
1 0 schneefreier Fahrstreifen während Schneefalls 

(Schneefahnen) 
11 Schneematsch 
12 feucht-nasse Fahrbahn 

(Quelle: HOFFMANNet al., Straße und Autobahn 4/1985) 

Bild 5: Beispiele für Ergebnisse von Kraftschlußmessungen auf 
winterlichen, nicht abgestreuten Fahrbahnen 

Führt das Vorhandensein von Resten minerali­
schen Streumaterials auf der nicht winterlichen 
Fahrbahn im Sinne eines "Rollsplitt-Effektes" zu 
einer wesentlichen Verminderung des Kraft­
schlußangebotes? 

Die Messungen wurden- wie bei der Untersuchung 
von WEHNER- mit dem Stuttgarter Reibungsmes­
ser (blockiertes Schlepprad) durchgeführt. Ergän­
zend wurde ein am Institut für Verkehrsplanung und 
Verkehrswegebau der TU Berlin weiterentwickelter 
schwedischer Meßanhänger (Skiddometer BV 8S) 
eingesetzt. 

Bei den Messungen auf winterlichen Fahrbahnen 
wurden jeweils Teilstrecken "mit in sich gleichen 
Fahrbahnzuständen" hinsichtlich ihres momenta­
nen Kraftschlußangebotes untersucht. Beispielhaf­
te Werte für im innerstädtischen Bereich häufig auf­
tretende winterliche Straßenzustände zeigt Bild 5 
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Bild 6: Gleitbeiwerte auf winterlichen Fahrbahnen ohne Ver­
kehrseinfluß bei Variation der Streumenge - Beispiele für 
unterschiedliche Fahrbahnzustände -

[HOFFMANN, 1985]. Der Variationsbereich umfaßt 
Werte von 1..1 = 0,11 (vereiste, festgefahrene 
Schneedecke) bis 1..1 = 0, 70 (feucht-nasse, teilweise 
abgetaute Fahrbahn). Die Ergebnisse lassen sich 
ohne weiteres in die von WEHNER ermittelten 
Werte einordnen, so daß diese Darstellung als Er­
weiterung seiner Ergebnisse gelten und allgemein 
die breit streuenden Kraftschlußverhältnisse auf 
winterlichen Stadtstraßen beschreiben kann. 

Die Variation der Streumenge von 80 gfm2 über 
160 gfm2 und 300 gfm2 bis zu 500 gfm2 auf fest­
gefahrenen Schneedecken ohne Verkehrseinfluß 
läßt erkennen, daß eine Erhöhung des Kraftschluß­
niveaus durch den Einsatz abstumpfender Streu­
stoffe abhängig von der ausgebrachten Menge 
möglich ist (Bild 6). Auch hier werden die von WEH­
NER erzielten Ergebnisse weitestgehend bestätigt. 
Beim Einsatz einer Streudichte von 500 gfm2 erge­
ben sich Gleitbeiwerte von 1..1 = 0,40, ein Kraft­
schlußniveau, das auf regennassen Fahrbahnen im 
allgemeinen nur für Geschwindigkeiten von v > 40 
km/h unterschritten wird. Weitergehende Untersu­
chungen ergaben, daß die erzielte Anfangsverbes­
serung bereits nach kurzer Zeit wieder aufgehoben 
sein kann. Die Wahrscheinlichkeit einer länger an­
dauernden Kraftschlußverbesserung erhöht sich 
bei Einsatz größerer Streudichten. Diese Aussage 
gilt grundsätzlich für alle untersuchten abstump­
fenden Streustoffe. 
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Der zeitliche Verlauf der Wirkung abstumpfender 
Streustoffe nach dem Ausbringen ist schwierig zu 
ermitteln, da winterliche Fahrbahnen unterschied­
lichsten Einflüssen unterliegen. Die für die Wirkung 
von Streustoffen wesentlichen sind Temperatur 
und Verkehrsdichte. Am Beispiel einer Meßreihe 
auf einer winterlich "stabilen" Fahrbahn mit "fest­
gefahrener, in den Rollspuren teilweise durchbro­
chener Schneedecke mit Eisbuckeln" - bei Außen­
temperaturen von ganztägig unter 0 oc - soll diese 
Problematik aufgezeigt werden (Bild 7). Bei einem 
sehr niedrigen Kraftschlußangebot der unbehan­
delten Strecke zwischen 1..1 = 0,20 und 1..1 = 0,25 
wurde mit unterschiedlichen Dichten von jeweils 
80 gfm2, 160 gfm2 und 300 gfm2 acht mal gestreut. 
Bereits nach der dritten Streuung sind keine Kraft­
schlußunterschiede für die verschiedenen gestreu­
ten Mengen mehr festzustellen. Der Einfluß des 
Verkehrs auf die Verteilung des Streumaterials im 
Straßenquerschnitt - das Streugut wird aus den 
Rollspuren hinausgefahren - zeigt sich in der Dar­
stellung andeutungsweise nach dem dritten 
Streugang. Der Wert von ca. 1..1 = 0,35 unmittelbar 
nach dem Streuvorgang sinkt etwa 40 Minuten 
später nach der Überfahrt von etwa 400 Fahrzeu­
gen auf 1..1 = 0,30. Auch das nach vier kurz nachein­
ander erfolgten Streuungen erreichte Kraftschluß­
niveau mit Werten von 1..1 = 0,40 sinkt nach 20 Mi­
nuten und rund 200 Überrollungen wieder auf 
1..1 = 0,30. Insgesamt vermittelt die Darstellung den 
Eindruck, daß das Kraftschlußangebot der Fahr­
bahnaberfläche zwischen den Streuvorgängen 
eher ansteigt (z.B. zwischen der 2. und 3. Streuung 
sowie zwischen der 4. und 5. Streuung). Zusam­
menfassend wird ausgeführt, "daß eine Verbesse­
rung des Kraftschlußangebotes auf winterlichen 
Fahrbahnen durch das Ausbringen mineralischer 
Streustoffe über einen längeren Zeitraum hinweg 
nur unter bestimmten Randbedingungen zu ge­
währleisten ist." Für glatteis-ähnliche Fahrbahnzu­
stände stellt das Ausbringen mineralischer Streu­
stoffe in vielen Fällen keine ausreichende Maßnah­
me zur Glättebekämpfung dar. Das ausgebrachte 
Material wird wegen der relativ hohen Energie beim 
Verlassen des Streutellers und der dann besonders 
glatten Straßenoberfläche überwiegend an den 
Fahrbahnrand geworfen, da es sich mit der Glätte­
schicht nicht direkt verzahnen kann. Zudem wird 
das liegengebliebene Material durch den nachfol­
genden Verkehr innerhalb kurzer Zeit zur Seite ge­
schleudert. 
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Bild 7: Zeitlicher Verlauf des Kraftschlusses bei stabilen Witterungsbedingungen für verschiedene ausgebrachte Streumengen - Bei­
spiel Straße des 17. Juni in Berlin-Charlottenburg am 12. Dezember 1983, Ausgangszustand: durchbrochene festgefahrene 
Schneedecke mit Eisbuckeln 
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40 km/h 
Geschwindigkeit 
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(Quelle: HOFFMANNet al., Straße und Autobahn 4/1985) 

Bild 8: Gleitbeiwerte bei Vorhandensein unterschiedlicher Men­
gen von Streumaterial auf feucht-nasser Fahrbahn (Roll­
splitt-Effekt) für unterschiedliche Meßgeschwindigkeiten 

2.3 Wirkung von Streustoffresten nach 
Ende der Glätteperiode 

Um festzustellen, welchen Einfluß nach der Glätte­
periode auf der Fahrbahn verbleibende Restmen­
gen abstumpfenden Streugutes haben, wurde auf 
einer wenig befahrenen Straße der Kraftschluß zwi­
schen Reifen und Fahrbahn gezielt untersucht. Auf 
einer feucht-nassen Fahrbahn wurden Mengen 
von 80 gfm2, 160 gfm2, ca. 600 gfm2 sowie ca. 
1200 gfm2 Streugut ausgebracht und Kraftschluß­
messungen nach der Methode des blockierten 
Schlepprades durchgeführt. Das Kraftschlußniveau 
der unbehandelten Fahrbahn wurde ebenfalls auf­
genommen und zur Bewertung der Meßergebnisse 
herangezogen (Bild 8). 

Die Anwesenheit abstumpfender Streustoffe auf 
einer feucht-nassen Fahrbahn führt zu deutlichen 
Einbußen im Kraftschlußangebot Ein unteres Ni­
veau von ~ = 0,40 wird jedoch nicht unterschritten. 
Bei geringen Geschwindigkeiten wird der Unter­
schied zwischen der Fahrbahn mit Streugut und 
ohne Streugut größer. Ähnliche Untersuchungen 
auf trockener Fahrbahn führten unter realistischen 
Bedingungen tatsächlich vorhandener Reststreu­
mengen (ca. 1200 gfm2) in der Tendenz zu gleichen 



Ergebnissen. Auch hier sank das Kraftschlußange­
bot von Ausgangswerten bei 1-1 = 0, 70 für die 
trockene Fahrbahn ohne Reste abstumpfender 
Stoffe auf Werte um 1-1 = 0,40. 

2.4 Auswirkung auf das Fahrverhalten 

Zwischen den Reifen eines Fahrzeuges und der 
Fahrbahnoberfläche gemessene Gleitreibungsbei­
werte sind relativ und für den Kraftfahrer wenig 
aussagekräftig. Bedeutung erlangen für ihn diese 
Angaben erst, wenn sie umgerechnet und in Bezug 
gesetzt werden mit dem, was ein Kraftfahrer im 
täglichen Verkehr an physikalischen Auswirkungen 
des Kraftschlußangebotes erfährt. Das heißt: 

- Wie ändert sich der Anhalte- bzw. Bremsweg? 
Kann ich vor Ampeln früh genug anhalten? 
Komme ich diese Steigung noch herauf? 
Kann ich da hinunter fahren, ohne ins Rutschen 
zu kommen? 

- Wie stark muß ich vor dieser Kurve abbremsen, 
um nicht ins Schleudern zu geraten? 
Wie schnell darf ich überhaupt fahren, um an­
dere nicht zu gefährden? 

Zunächst eine Anmerkung zu der Tatsache, daß 
der Gleitbeiwert auf Glätteschichten mit zuneh­
mender Geschwindigkeit - wenn auch nur gering­
fügig - anwächst. Für den praktischen Fahrbetrieb 
ergibt sich daraus, daß bei einem auf winterglatter 
Fahrbahn mit blockierten Rädern abgebremsten 
Fahrzeug die Reibungswerte beim langsamer wer­
den des Fahrzeuges bis zum Stillstand geringfügig 
abnehmen. Dagegen nehmen die Reibungswerte 
auf nasser Fahrbahn beim Bremsen mit absinken­
der Geschwindigkeit ständig zu. Daraus ergibt 
sich, daß auf winterglatten Flächen die Bremswege 
mit blockierten Rädern länger sind als auf nasser 
Fahrbahn, selbst wenn die Ausgangs-Gleitbeiwerte 
bei gleicher Geschwindigkeit beim Tritt auf die 
Bremse gleich sind [WEHNER, 1960]. 

Der Weg, den ein Fahrzeug vom Erkennen der Not­
wendigkeit einer Bremsung bis zum Stillstand 
zurücklegt, errechnet sich als Summe aus dem Re­
aktions- bzw. "Verlust"weg und dem eigentlichen 
Bremsweg. Der Verlustweg wird vom Fahrzeug 
zwischen der "Aufforderung" zum Bremsen bis 
zum Eintreten der vollen Bremsverzögerung 
zurückgelegt, d.h. mit der vollen Ausgangsge­
schwindigkeit des Fahrzeuges zum Zeitpunkt des 
Erkennens der Notwendigkeit zu bremsen. Die Ver­
lustzeit umfaßt die Reaktionszeit des Fahrers, die 
Ansprechdauer der Bremse und sowie einen Zeit-

anteil bis zum Wirksamwerden des Kraftschlußan­
gebotes. Dieser Anteil des Anhalteweges ist unab­
hängig vom Fahrbahnzustand und einzig eine 
Funktion der Geschwindigkeit. 

Der Bremsweg I errechnet sich als Quotient aus 
dem Quadrat der Ausgangsgeschwindigkeit und 
dem doppelten Produkt aus der Erdbeschleuni­
gung und dem Gleitbeiwert: 

I= 
V 2 

0 

2g . 1-1 
[m] 

HOFFMANN u. GAST (1985) haben für die drei Be­
reiche: 

- winterliche Fahrbahn mit Glatteis (IJ = 0,11 bis 
1-1 = 0,21 ), 

- winterliche Fahrbahn ohne Glatteis (IJ = 0,20 bis 
1-1 = 0,48), 

- trockene Fahrbahn (IJ = 0, 7 bis 1-1 = 0,9), 

Bremswege ermittelt und zusammenfassend dar­
gestellt (Bild 9). Mit der Spannweite der in die Be-
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Bild 9: Theoretische Bremswege für unterschiedliche Fahr­
bahnzustände bei verschiedenen Ausgangsgeschwin­
digkeiten 
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Bild 10: Theoretisch einzuhaltende Geschwindigkeit auf winter­
licher Fahrbahn zur Realisierung gleicher Anhaltewege 
wie auf trockener Fahrbahn bei verschiedenen Aus­
gangsgeschwindigkeiten auf trockener Fahrbahn 

trachtung einbezogenen Werte sind die von WEH­
NER und HOFFMANN ermittelten Variationsbreiten 
möglicher Gleitbeiwerte einschließlich der Gleitbei­
werte auf abgestumpften Fahrbahnen abgedeckt. 
Die Kurvenverläufe machen deutlich, um welches 
Maß sich Bremswege auf winterlichen Fahrbahnen 
gegenüber trockenen Fahrbahnen verlängern kön­
nen. Bei der in geschlossenen Ortschaften zulässi­
gen Geschwindigkeit von 50 km/h können die 
Bremswege von ca. 14 m auf trockener Fahrbahn 
auf bis zu 50 m auf schneebedeckter, abgestreuter 
Fahrbahn ansteigen. 

Für die Fahrpraxis wesentlich interessanter ist die 
umgekehrte Fragestellung: Wie langsam muß ich 
auf winterglatten Fahrbahnen fahren, um einen vor­
gegebenen Anhalteweg einhalten zu können? 
Bild 10 [HOFFMANN U. GAST (1985)] stellt die 
theoretisch einzuhaltenden Geschwindigkeiten 
gegenüber. So müßten z.B. Kraftfahrer, die auf 
einem trockenen Streckenabschnitt mit einer Ge­
schwindigkeit von 50 km/h fahren, ihre Geschwin­
digkeit auf winterlichen Fahrbahn mit Glatteis um 
ca. die Hälfte verringern, um innerhalb der gleichen 
Strecke zum Stehen zu kommen wie auf der 
trockenen Fahrbahn. SCHNEEWOLF (1984) wählt 
für den Vergleich andere Ausgangsbedingungen 
und eine andere Art der Darstellung (Bild 11 ): Eine 
Ausgangsgeschwindigkeit von 50 km/h führt auf 

:c 
'E so -l--------..... 
6 

5 15 20 25 30 
Anhalteweg 0Neg während Reaktionszeit von einer 
Sekunde plus Bremsweg bei blockierten Rädern) in m 
bei (Kurven von oben nach unten) 
-nasser Fahrbahn 
- festgefahrenem Schnee, abgestreut (Granulat) 
- festgefahrenem Schnee, ohne Abstreuung 
- Glatteis, abgestreut (Granulat) 
- Glatteis, ohne Abstreuung 

(Quelle: SCHNEEWOLF; Winterdienstbericht, 
Umweltbundesamt, Bericht 3/85) 
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Bild 11: Vergleich von Ausgangsgeschwindigkeiten auf nasser 
und winterglatter Fahrbahn bei gleich langen Anhalte­
wegen 

einer nassen Fahrbahn zu einem ca. 32 m langen 
Anhalteweg. Erst eine Geschwindigkeitsreduzie­
rung von ca. 30% auf Werte um 35 km/h und we­
niger auf gestreuten, festgefahrenen Schnee­
decken sowie um ca. 40 % auf Werte um 30 km/h 
auf Glatteis führen zu vergleichbar niedrigen Anhal­
tewegen. 

Gerade die auf winterlichen Fahrbahnen erreichba­
ren Anhaltewege sind besonders wichtig für die 
Frage, ob ein Kraftfahrer vor einer auf gelb um­
springenden Ampel ausreichend schnell/früh 
genug anhalten kann. Eine Gelbzeit von drei Se­
kunden innerhalb geschlossener Ortschaften geht 
davon aus, daß ein Kraftfahrer, der sich mit der 
zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 50 km/h 
der Lichtsignalanlage nähert, beim Umschalten 
von "Grün" auf "Gelb" die Entscheidung entweder 
zum Anhalten oder zum Weiterfahren treffen kann, 
ohne erst beim nachfolgen "Rot" die Haltlinie zu 
überfahren. Dabei wird von einer Bremsverzöge­
rung von 3,5 mfs2 ausgegangen, die auch auf nas­
ser Fahrbahn für das Anhalten bis zum Stillstand 
erzielt werden kann. 

Bild 12 verdeutlicht, daß Kraftfahrer sich auf win­
terglatten Fahrbahnen den Lichtsignalanlagen mit 
erheblich geringerer Geschwindigkeit nähern müs­
sen als auf nassen oder trockenen Fahrbahnen, um 
nicht eine Überfahrt der Haltelinie bei "Rot" zu ris­
kieren, solange die Gelbzeit von drei Sekunden auf 
städtischen Hauptstraßen nicht den Straßenver­
hältnissen angepaßt wird. 
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Bild 12: Unterschiedliche Auswirkungen der Gelblichtproblema­
tik bei winterglatten Straßenoberflächen gegenüber der 
Festlegung in den RiLSA 

Der Kraftschluß zwischen Reifen und Fahrbahn hat 
nicht nur Einfluß auf die Bremswege eines Fahr­
zeuges, sondern auch auf das Anfahren, auf mög­
liche Kurvenradien und Gefälle bzw. Steigungen. 
Um hier weiterführende Aussagen bezüglich der 
möglichen Verwendung von abstumpfenden Streu­
stoffen auf schneeglatten Fahrbahnen treffen zu 
können, hat GABRIEL (1983) die Untersuchungser­
gebnisse von WEHNER nach den Merkmalen Gleit­
geschwindigkeit, Streudichte und Streustoffart ge­
ordnet und einer multiplen linearen Regression un­
terzogen. Die so erhaltenen Zusammenhänge (Bild 
13) wurden -aus sicherheitstechnischen Erwägun­
gen - nur bis zu einer Geschwindigkeit von 60 km/h 
als gültig vorausgesetzt, darüber hinaus als kon­
stant (gleich dem Maximalwert) angenommen. Die 
Auswertung in Bezug auf mögliche noch befahrba­
re Kurvenradien in Abhängigkeit von Geschwindig­
keit des Fahrzeuges und Längsneigung der befah­
renen Straße ist in Bild 14 dargestellt. Es zeigt sich, 
daß bei der- in Städten zulässigen - Geschwindig­
keit von 50 km/h auf nassen Straßen Kurven mit 
einem Radius von 40 m noch ohne Probleme be­
fahren werden können, während bei einer mit 
300 gfm2 abgestreuten Schneedecke auf ebener 
Strecke der Mindestradius ca. 75 m betragen muß, 
damit das Fahrzeug nicht ins Schleudern gerät. Auf 
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(Quelle: GABRIEL, Mitteilungen des Institutes für Geotechnik 
und Verkehrswesen, Universität für Bodenkultur, Heft 9 

Bild 13: Zusammenhang zwischen Gleitbeiwert und Geschwin­
digkeit 
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Bild 14: Minimal zulässiger Kurvenradius in Abhängigkeit von 
der Verkehrsgeschwindigkeit und der Längsneigung 

eisglatten Straßen beträgt dieser Wert nahezu 1 00 
m. Um Kurven mit Radien von 20 m ohne Proble­
me durchfahren zu können, muß die Geschwindig­
keit (auf ebener Strecke) auf abgestumpften 
Schneefahrbahnen auf ca. 20 km/h, auf eisglatten 
Straßen auf ca. 15 km/h reduziert werden gegen­
über möglichen 40 km/h auf nassen Straßen. 

Konkretisiert für in Ortsgebieten übliche enge Kur­
venradien wird der Zusammenhang zwischen 
Längsneigung und Kurvenradius für Ein- und Ab­
biegevorgänge in Bild 15. Hier wird für relativ ge­
ringe, vom Kurvenradius abhängige Geschwindig­
keiten (nach der empirischen Beziehung: v [km/h] 
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(Quelle: GABRIEL, Zeitschrift für Verkehrsrecht 2/1983) 

Bild 15: Einsatzgrenzen für Ein- und Abbiegemanöver in Orts­
gebieten 
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Bild 16: Zusammenhang zwischen den Brems- bzw. Anfahrbe­
schleunigungen und der Längsneigung 

= 2 R [m] · 1 0) dargestellt, wie mit abnehmendem 
Kraftschlußbeiwert der mögliche mit einem Fahr­
zeug zu befahrene Kurvenradius mit zunehmender 
Längsneigung abnimmt. 

Bild 16 zeigt, welche Brems- bzw. Anfahrbeschleu­
nigungen abhängig von der Längsneigung auf ver­
schiedenen Fahrbahnoberflächen möglich sind. 
Aus Feldversuchen konnte festgestellt werden, daß 
auf winterglatten Fahrbahnen die bei vorsichtigem 
Anfahren bzw. Bremsen auftretenden Beschleuni­
gungs- und Verzögerungswerte in einer Größen­
ordnung von 0,8 mfs2 bis 1 ,0 mfs2 liegen. Die übli­
che Anfahrbeschleunigung von Pkw auf trockenen 
Fahrbahnen liegt bei 3 mfs2 bis 4 mfs2. Die 
Darstellung macht deutlich, daß je nach Art und 
Zustand der Winterglätte ein Anfahren bzw. Brem­
sen mit einer BeschleunigungNerzögerung von 
1,0 mfs2 nur bis zu Steigungen von ca. 5,5 % bis 
9 % möglich ist. JUNGINGER (1986) faßt von Kraft­
fahrzeugen zu bewältigende mögliche Längsnei­
gungen für bestimmte Fahrzeugtypen tabellarisch 
zusammen. Für die Berechnung wurden Kraft­
schlußwerte von 1-1 = 0,3 für Schnee und 1-1 = 0,1 für 
Eis zugrunde gelegt. 

Die vorgestellten Wirkungen von abstumpfenden 
Streustoffen auf die Griffigkeit winterglatter Fahr­
bahnen und die daraus resultierenden Auswirkun­
gen für den Verkehrsteilnehmer auf das Befahren 
solcher Fahrbahnen mit einem Motorfahrzeug ma­
chen deutlich, warum diese Art einer Winterdienst­
maßnahme in Österreich häufig als "optische 
Streuung" [DEDIC, 1985] bezeichnet wird. Auf die 
Auswirkungen auf die Verkehrssicherheit wird in 
Abschnitt 4 eingegangen. 

Steigung Gefälle 

Schnee Eis Schnee Eis 

Pkw 

- Frontantrieb 8% 3% 21% 7% 
- Heckantrieb 7% 3% 21% 7% 
Lkw 7% 2% 21% 7% 
Unimog (AIIrad) 21% 7% 21% 7% 

Tab. 1: Ungefähre Grenzwerte für potentielle Steigungen bzw. 
Gefälle 



3 Auswirkungen auf die Umwelt 
... Beschreibung 

Bei der Frage nach Umweltauswirkungen ab­
stumpfender Stoffe wird ganz allgemein davon 
ausgegangen, daß keine schädlichen Wirkungen 
auf die "Umwelt" zu befürchten sind. Wenn über­
haupt, wird auf einen möglichen Gehalt an lösli­
chen Schwermetallen oder auf organische Seimen­
gungen verwiesen [AUGUSTIN et al., 1981]. Diese 
Einstellung beschreibt stellvertretend für andere 
Aussagen folgendes Zitat: "Aus ökologischer Sicht 
sind die üblichen abstumpfenden Streumittel wie 
Sand, Splitt oder andere natürliche Materialien i.a. 
unbedenklich. Die verschiedentlich gegen ab­
stumpfende Streustoffe vorgebrachten Bedenken 
wegen eines eventuellen Schwermetallgehaltes 
beziehen sich vorrangig auf Granulate und ähnliche 
Stoffe, die aus Feuerungsrückständen gewonnen 
werden. Bei der Beurteilung der Umweltgefähr­
dung durch diese Stoffe spielt nicht allein der Ge­
halt an Schwermetallen eine Rolle, sondern auch 
die Frage, in welchen Mengen umweltschädliche 
Verbindungen herausgelöst werden können." 
[WICHMANN, 1995) 

Etwas differenzierter beantwortet allerdings bereits 
1982 die Bundesregierung eine kleine Anfrage zum 
Verkehr auf winterlichen Straßen [Drucksache 
9/1403). Auf die Frage "Welche anderen Streumit­
tel (gegenüber Streusalz, Anm. des Verfassers) 
kommen bei den verschiedenen Straßenkategorien 
in welchen Größenordnungen als Ersatz in Frage 
und welche 

a) Umweltschäden, 
b) Schäden an Straßen, 
c) Schäden an Fahrzeugen 

gehen von diesen Streumitteln aus?" werden bei 
den Schadwirkungen durch Sand und Splitt auf die 
Umwelt die "Verstopfung von Kanalisation und Be­
einträchtigung der Kläranlagen" sowie "Ablagerun­
gen auf anliegenden Grundstücken" genannt. Wel­
che Schadwirkungen sind in der Literatur aufge­
führt? 

3.1 Straßenumfeld: Vegetation, Böden, 
Gewässer, Tierwelt 

Allgemein ist - wie bereits ausgeführt - davon aus­
zugehen, daß von abstumpfenden Streustoffen 
keine chemischen Wirkungen auf die Straße und 
das Straßenumfeld ausgehen [OECD, 1989]. Sie 

werden jedoch vom Verkehr über die Fahrbahnrän­
der hinaus auf angrenzende Flächen geschleudert . 
Dadurch können nachteilige Wirkungen entstehen, 
wie in den alten Winterdienst-Merkblättern [AA 
Winterdienst, 1984; AK Kommunaler Winterdienst, 
1985) ebenso ausgeführt wird wie in dem neuen 
Merkblatt für den Unterhaltungs- und Betriebs­
dienst an Straßen, Teil: Winterdienst [AA 3.14, 
1997). Im Teil: Winterdienst außerhalb geschlosse­
ner Ortslagen [FGSV, 1984] wird bei den möglichen 
nachteiligen Auswirkungen abstumpfender Streu­
stoffe u.a. konkretisiert: "Ablagerungen auf angren­
zenden Flächen können Schäden am Straßenbe­
gleitgrün hervorrufen und die Qualität insbesonde­
re von landwirtschaftlich genutzten Böden ver­
schlechtern." 

Konkrete Aussagen zu Auswirkungen dieses Vor­
ganges z.B. auf das Straßenbegleitgrün liegen vor. 
Nicht nur durch den Verkehr sondern auch im Zuge 
der Schneeräumung kommt es zu Splittablagerun­
gen auf Banketten, Böschungen und angrenzen­
den Grundstücken. Eine Entfernung des Streusplit­
tes nach Winterende ist - im Außerortsbereich - aus 
Wiesengrundstücken nur mit hohem Zeitaufwand 
und nicht restlos möglich, aus Äckern und Wald­
grundstücken, besonders bei Jungholz, nahezu 
unmöglich. Landwirte beklagen Schäden an ihren 
Mähgeräten und einen Minderertrag [SCHNEIDER, 
1986). Der Grasbewuchs kann dadurch schwer ge­
schädigt oder vernichtet werden, so daß nur tief­
wurzelnde Unkräuter überleben können. Ein von 
der Bezirkskammer für Land- und Forstwirtschaft 
Münzzuschlag erstelltes Gutachten hat auch einen 
Zuwachsverlust beim Baumbestand um zwei Bo­
nitätsstufen festgestellt. Dies würde eine Wertmin­
derung des Holzertrages um 20 % bedeuten 
[DIRNBÖCK, 1993]. Zu ähnlichen Ergebnissen 
kommen begleitende Untersuchungen zur Boden­
belastung durch Streumaterialien im Winterdienst 
im Rahmen des Modellversuches "Optimierter 
Straßenwinterdienst in Dortmund und Berlin". Drei­
jährige Untersuchungen an einem Freilandstandort 
in Dortmund neben einer Straße, die mit Splitt ge­
streut wurde, zeigten für Haselsträucher (Corylus 
avellana) im Vergleich zu weißen Strecken ohne 
Streustoffeinsatz kleinere Laubblätter, eine frühere 
Laubvergilbung und zeitigeren Laubfall. Diese Er­
gebnisse werden vom Verfasser jedoch durch den 
Hinweis auf die Immissionsbelastung des Standor­
tes relativiert [GEWU, 1992]. 

Neben der beobachteten und beschriebenen Ver­
unreinigung und Aufhöhung der Bankette von 
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Außerortsstraßen sind keine Literaturstellen be­
kannt, in denen unmittelbar über Beeinträchtigun­
gen von Böden durch abstumpfende Stoffe berich­
tet wird. Auf mögliche Auswirkungen mineralisch 
gebundener oder angelagerter Schwermetalle auf 
Böden sowie die möglicherweise notwendige Ver­
wertung (Ablagerung, Wiederverwendung) oder 
Entsorgung von abstumpfenden Streustoffen nach 
dem Einsatz im Winterdienst wird in Abschnitt 4 
"Bewertung" und Abschnitt 5 "Auswirkungen auf 
den Betrieb" eingegangen. Untersuchungen liegen 
allerdings vor zur Frage der Verwendung von mine­
ralischen Abfallstoffen zur Bodenverbesserung und 
Bodenherstellung im Landschaftsbau [KLASSEN, 
1987], d.h. von Materialien, die auch als abstump­
fendes Streugut verwendet werden können. An­
hand von Versuchen wird nachgewiesen, daß ver­
schiedene Schlacken- und Schmelzkammergranu­
late- insbesondere in Verbindung mit Klärschlamm 
- für vegetationstechnische Zwecke verwendet 
werden können. Als Einsatzgebiete werden z.B. die 
Rekultivierung von Deponien u.ä., die Anlage von 
Park- und Grünanlagen oder sogar der Bau von 
Spiel- und Sportplätzen genannt. Ziel der Untersu­
chung war, Einsatzgebiete für sonst als Abfall zu 
behandelnde industrielle Nebenprodukte zu finden. 
Es ist davon auszugehen, daß auch natürliche ab­
stumpfende Streustoffe für derartige Zwecke ähn­
lich geeignet sind, zumal bei den Versuchen die 
vorgefundenen Schwermetallgehalte das Wachs­
tum nicht negativ beeinflußten. Abstumpfende 
Stoffe an sich haben somit zumindest keine nega­
tiven Auswirkungen auf im Landschaftsbau ver­
wendete Böden. Über Auswirkungen auf die Bear­
beitbarkeit landwirtschaftlich genutzter Böden wur­
den keine Literaturstellen gefunden. 

Sehr wenige Literaturstellen wurden zu Auswirkun­
gen von abstumpfenden Streustoffen auf Gewäs­
ser gefunden. Nur WICHMANN (1995) zitiert eine 
Literaturstelle, nach der nach einer Winterperiode 
abstumpfende Streustoffe auch in Vorflutern ge­
funden werden. Dasselbe Zitat bestätigt das Vor­
handensein dieser Materialien in der Kanalisation 
und sogar in Kläranlagen. Auch das Verstopfen von 
Entwässerungsanlagen (vorwiegend auf der freien 
Strecke) wird aufgeführt. Auswirkungen auf die 
Qualität von fließenden oder stehenden Gewässern 
oder gar von Grundwasser werden an keiner Stelle 
erwähnt oder beschrieben. 

Auch für am Rande der Straße lebende Tiere wird 
offenbar vorausgesetzt, daß abstumpfende Streu­
stoffe keine oder zumindest keine negativen Aus-

wirkungen haben. Aus diesem Grund liegen auch 
hier kaum verwertbare Literaturstellen vor. Schädi­
gungen der Mesofauna in Straßenrandböden oder 
im Bankett sind nicht bekannt. Die bereits ange­
sprochene Verunreinigung landwirtschaftlich ge­
nutzter Flächen führt häufig zu Bitten von Landwir­
ten, wieder auf Salz umzusteigen, da weidendes 
Vieh im Gegensatz zu reinen Salzstreustrecken die 
an Splittstreustrecken angrenzenden Weideflächen 
meidet [SCHNEIDER, 1986]. Rein subjektiv sind in 
Artikeln der Tagespresse zitierte Aussagen von 
Haustierbesitzern, die ihre Hunde auf abgestumpf­
ten Gehwegen lieber "Gassi" führen als auf gesal­
zenen: "Früher mußten wir immer mit unseren Hun­
den wegfahren, da sie sich an der mit Salz ge­
streuten Straße die Pfoten wundgelaufen haben. 
Jetzt kann man mit ihnen auch mal um die Ecke 
gehen, ohne sich gleich Sorgen zu machen." 
[VILLINGER, 1982] 

3.2 Bauwerk Straße, Fahrzeuge 

Nachteilige Wirkungen von abstumpfenden Stoffen 
auf Fahrbahndecken (Beton oder Asphalt) sind 
nicht bekannt und wohl auch nicht zu erwarten. 
Auch Auswirkungen auf Pflasteroberflächen sind 
nicht zu befürchten [GÜTINER, 1983]. An Fahr­
bahnmarkierungen wurde allerdings vorzeitiger 
Verschleiß als negative Auswirkung der schmir­
gelnden Wirkung abstumpfender Stoffe beobach­
tet [FGSV, 1984/1985]. Durch abstumpfendes 
Streugut werden Entwässerungsanlagen von 
Straßen und Brücken verstopft, ebenso Einlauf­
schächte und Rohrleitungen. Rinnen und Gräben 
(vornehmlich im Außerortsbereich) werden leicht 
zugeschwemmt Nicht geeignet sind abstumpfen­
de Stoffe für den Winterdienst auf offenporigen 
Fahrbahnbelägen (Drän- oder Flüsterasphalt) 
[ROOS I HOLDORP, 1997 u.a.], da sie die Poren 
zusetzen und so die Funktion dieser Beläge aufhe­
ben. 

Schäden an Brückenbauwerken durch abstump­
fende Stoffe sind nicht bekannt. Diese Aussage gilt 
sowohl für die Fahrbahnbeläge auf Brücken als 
auch für den Brückenbaustoff (Stahl, Beton, Stahl­
beton). Verletzungen von Korrosionsschutzanstri­
chen als Folge von "Steinschlag", d.h. durch Ein­
zelkörner beim Ausbringen oder durch Aufwirbeln 
durch den Verkehr, sind nicht auszuschließen. 

Abstumpfende Stoffe können aufgrund ihrer Korn­
struktur bereits bei Ausbringen an vorbeifahrenden 



und parkenden Fahrzeugen Lackschäden hervor­
rufen. Derartige Schäden sind mehrfach belegt und 
haben zu entsprechenden Urteilen bei Klagen 
gegen den Verursacher dieser Schäden geführt. 
Zumindest ein Teil der ausgebrachten abstumpfen­
den Stoffe bleibt auf der Straße liegen und kann in 
den meisten Fällen nicht unmittelbar mit Kehrfahr­
zeugen wieder aufgenommen werden. Einzelkörner 
werden so durch Fahrzeuge aufgewirbelt und kön­
nen an den nachfolgenden Fahrzeugen Lack- und 
Glasschäden verursachen. An den geschädigten 
Lacksteilen setzt atmosphärische Korrosion ein, 
die den Karosseriestahl unter Feuchtigkeitseinfluß 
rosten läßt. Genau dieses ist der Grund für die star­
ken Korrosionsschäden bei Verwendung abstump­
fender Stoffe [GÜTINER, 1983]. 

Korrosionsschäden an Winterdienstfahrzeugen, 
-geräten und -maschinen kommen kaum vor, da 
die Hersteller dieser Geräte ihre Produkte größten­
teils mit sehr guten Bitumenauskleidungen verse­
hen. So wird auch im Streustoffbehälter ein guter 
Schutz gegen die mechanische Beanspruchung 
durch abstumpfende Streustoffe erzielt. Kritisch ist 
jedoch der Staub, der bei Verwendung abstump­
fender Streustoffe entsteht, in die Lager von Streu­
stoffbehältern und Fahrzeugen gelangt und diese 
festsetzt [GÜTINER, 1983]. 

3.3luft 

Insbesondere weniger harter Streusplitt wird durch 
Verkehrseinwirkung zum Teil zu Feinstaub zermah­
len und am Fahrbahnrand sowie auf unbefahrenen 
Trennflächen abgelagert. Nach dem Abtrocknen 
der Fahrbahn wird vielfach Feinstaub in Aerosol­
größe aufgewirbelt und stellt für Verkehrsteilneh­
mer und Anrainer eine Belästigung dar [DIRN­
BÖCK, 1993]. ln Helsinki ist der im Winterdienst 
ausgebrachte Sand neben dem Abrieb von 
Asphaltdecken einer der zwei Hauptgründe für die 
Versehrnutzung der Luft mit Staub im Winter 
[KAREOJA, 1990]. ln Denver/Colorado beträgt der 
Beitrag des Winterdienst-Sandes an der Ver­
schmutzung der Luft mit Partikelstaub bis zu 45 % 
[CHANG et al., 1995]. Auch aus Wien wird als Aus­
wirkung großzügig ausgestreuten "Rollsplittes" 
über erhöhte Staubbelastung in Teilen der Stadt 
berichtet. Erhöhte Schwebestaubkonzentrationen 
an zahlreichen Wiener Luftgütemeßstellen führten 
- zusammen mit hohen Schwefeldioxid-Konzentra­
tionen - im März 1996 fast zu einer Smog-Vorwar­
nung [DIE PRESSE, 20.03.1996]. 
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Genaue Untersuchungen über Höhe und Art dieser 
Versehrnutzung liegen aus Deutschland vor. Die 
Berliner Stadtreinigungsbetriebe (BSR) haben in 
zwei Gutachten die in Berlin verwendeten ab­
stumpfenden "Streumittel, Kehricht, Gullyschlamm 
und Gesamtstaub auf ihre Gehalte an Schwerme­
tallen" sowie die "silikogenen Bestandteile des 
Feinstaubes in Folge des Berliner Straßen-Winter­
dienstes mit Quarzkiessplitten" [ASPHALTA, 1987] 
und die "Staubbelastung durch abstumpfende 
Streumittel (Quarzkiessplitt) an Straßen" [LASKUS 
et al., 1991] untersuchen lassen. 

Freie kristalline Kieselsäure (Si02 - kristalliner 
Quarz) wirkt gesundheitsschädlich, wenn sie als 
Feinstaub (< 5~m Korngröße [ASPHALTA, 1987]) 
eingeatmet wird. Ein kleiner Teil des Staubes ge­
langt in die Lungenbläschen (Alveolen) und wird 
dort zurückgehalten (retiniert). So kommt es zu 
einer Fibrose, d.h. ursprünglich atmungsaktives 
Lungengewebe wird bindegewebig umgeformt und 
ist dann nicht mehr atmungsaktiv. Das Maß der 
Schädigung wird bestimmt durch 

- die Konzentration freier kristalliner Kieselsäure 
in der Atemluft, 

- die Menge, Einwirkdauer und -rhythmik des in 
den Alveolarbereich gelangenden Staubes 
sowie 

- individuelle Disposition. 

Das ASPHALTA-Gutachten untersuchte die siliko­
gene Gefährdung des Kehrpersonals und der Be­
völkerung durch beim Kehren aufgewirbelten 
Straßenstaub. Einbezogen wurden Straßen der 
Streustufen I (generelle Streuung von Quarzkies­
splitt) und II (ausnahmsweise Streuung). An einer 
Kehrmaschine wurden der Gesamtstaub und die 
lungengängigen Quarzfeinstaubkonzentrationen 
gemessen. ln einem weiteren Untersuchungsteil 
wurde die Gesamtstaubbelastung ermittelt, die 
beim Handkehren entsteht. Die Meßdauer betrug 
jeweils mindestens eine Stunde bei trockener Wit­
terung, Außentemperaturen von 10 oc bis 15 oc 
und geringen Windgeschwindigkeiten. Bei der 
Wichtung der Meßwerte wird darauf hingewiesen, 
daß vor den Messungen starke Regenfälle mögli­
cherweise einen Teil des in der Luft und auf der 
Straße vorhandenem Feinstaubes ausgewaschen 
und in die Kanalisation abgeführt haben. 

Die Untersuchung kommt zu den folgenden Ergeb­
nissen: 

- ln einer Straße mit hoher Verkehrsdichte wurde 
eine "Nullmessung" durchgeführt. Der auf dem 
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Parkstreifen gemessene silikogene Feinstaub 
lag ca. 25 % unterhalb des MAK-Wertes (MAK 
= maximale Arbeitsplatzkonzentration). Da 
zudem die Expositionszeiten sehr gering sind, 
schließt das Gutachten eine mögliche Gefähr­
dung von Fußgängern und sonstigen Verkehrs­
teilnehmern aus. 

- Die Staubmessung an Kehrfahrzeugen ergab 
eine Überschreitung des MAK-Wertes in 
Straßen der Streustufe I und II. Das Gutachten 
zieht daraus folgende Schlüsse bezüglich einer 
Gefährdung des Kehrpersonals: 
- Mitarbeiter im lnnern des Fahrerhauses sind 

nicht gefährdet, da dort ein um eine Zehner­
potenz geringerer Wert an Feinstaub 
herrscht. 

- Bei einer Bewertung der Gefährdung von 
Mitarbeitern, die sich nicht im Fahrerhaus 
aufhalten, ist die Dauer der Expositionszeit 
zu berücksichtigen. Bei einer Einwirkdauer 
von nur 3-4 h/d z.B. ist der gemessene 
Staubbelastungswert durch 1 ,5 zu dividie­
ren. Dennoch ist bei Mitarbeitern, die 
Straßen der Streustufen I und II per Hand rei­
nigen, eine Gefährdung durch silikogenen 
Staub nicht auszuschließen, wenn auch un­
wahrscheinlich. Das Tragen einer Feinstaub­
maske mit der Schutzstufe P 3 schließt eine 
Gefährdung völlig aus. 

Ein weiteres Gutachten (Bundesgesundheitsamt, 
Institut für Wasser-, Boden- und Lufthygiene 
(WaBolu) [LASKUS et al., 1991]) untersucht eben­
falls das Gefährdungspotential von Anwohnern, 
Verkehrsteilnehmern und KehrpersonaL An drei ex­
ponierten Stellen des Berliner Straßennetzes wur­
den z.T. mehrtägige (48 h bis 72 h) Messungen des 
alveolengängigen Staubanteiles sowie der Ge­
samtstaubkonzentration durchgeführt. Dabei 
wurde bei der Bewertung des Feinstaubes zwi­
schen dem Gehalt an kristallinem Quarz und ande­
ren nichtlöslichen Silikatpartikeln unterschieden. 
Außerdem wurden die Staubproben auf Blei, Cad­
mium, Chrom und Nickel analysiert. Festgestellt 
wurde, daß die Quarzgehalte der gezogenen Pro­
ben gering waren. Sie lagen im Bereich von 1 bis 
21 % des Gesamtstaubes und bei 0 - 66,5 % im al­
veolengängigen Feinstaubanteil (hier angegeben 
mit ::; 7,5 !Jm). 

Die gemessenen Gesamtstaubwerte überschreiten 
in vielen Fällen die Konzentration von 200 1Jgfm3. ln 
diesen Fällen ist davon auszugehen, daß über die 

jeweilige Probenahmedauer der MIK-Wert 
(MIK = maximale lmmissionskonzentration) von 
150 1Jgfm3 (24-Stunden-Mittelwert) für die Exposi­
tion an aufeinanderfolgenden Tagen oder aber der 
MIK-Wert von 250 mgfm3 für die einmalige Exposi­
tion über 24 Stunden an jeweils einem der Meßta­
ge überschritten worden ist. Auch wird nicht aus­
geschlossen, daß bei den gemessenen besonders 
hohen Konzentrationen Spitzenbelastungen aufge­
treten sind, die den MIK-Wert von 500 1Jgfm3 
(1-Stunden-Mittelwert) für die Exposition in bis zu 
drei aufeinanderfolgenden Stunden überschritten 
haben. Die auch im Mittel recht hohen Staubwerte 
an den einzelnen Meßpunkten werden "im wesent­
lichen auf Aufwirbelungen des mit dem - überwie­
gend am Straßenrand konzentrierten - Splitt ver­
mischten Staubes durch den Kraftfahrzeugverkehr, 
die höhere Staubbelastung der Straßen im Winter 
durch Heizungsanlagen und Kraftwerke sowie 
- nicht zuletzt - die im Vergleich zu den Sommer­
monaten nur seltene Naßreinigung der Straßen 
durch die Berliner Stadtreinigungsbetriebe im Win­
ter" zurückgeführt. 

Der MAK-Wert von 0,15 mgfm3 (entsprechend 
150 1Jgfm3) für den Quarzfeinstaub bietet nach An­
sicht der Gutachter des WaBolu keine sinnvolle 
Grundlage zur Bewertung des gesundheitlichen Ri­
sikos. ln der Regel sind MAK-Werte - wie auch der 
Quarzfeinstaub-MAK-Wert - auf eine tägliche 
8stündige Exposition am Arbeitsplatz bei einer 
festgelegten Wochenarbeitszeit bezogen. Sie sind 
auf gesunde Personen im erwerbsfähigen Alter an­
wendbar, wenn diese einer ständigen betriebsärzt­
lichen Kontrolle unterliegen. Die im Gutachten fest­
gestellten Quarzstaubwerte werden dagegen als 
reale mittlere Belastung von Passanten und als un­
tere Belastung von BSR-Mitarbeitern im Einsatz 
mit Handkehrgeräten angesehen. So wird für Pas­
santen aufgrund der überwiegend doch recht nied­
rigen Quarzfeinstaubwerte und ihrer relativ gerin­
gen Aufenthaltsdauer an den mit Quarzkiessplitt 
abgestreuten Straßen keine silikogene Gefährdung 
angenommen. Bei Mitarbeitern der Stadtreini­
gungsbetriebe, die häufig zum Handkehrdienst ein­
gesetzt werden, werden jedoch ärztliche Untersu­
chungen hinsichtlich der Unbedenklichkeit der 
durch das Kehren entstehenden, als hoch anzuset­
zenden und direkt einwirkenden Konzentrationen 
von Quarzfeinstaub und auch von "normalem" 
Staub empfohlen. 

Zusammenfassend wird ausgeführt: 



- Eine gesundheitliche Beeinträchtigung von Pas­
santen wie auch von Anwohnern stark befahre­
ner, mit Quarzkiessplitt abgestreuter Straßen 
durch Schwebestaub-lmmissionen ist nicht an­
zunehmen, aber auch nicht auszuschließen. 

- BSR-Mitarbeiter, die häufig zum Handkehr­
dienst eingesetzt werden, sollten - auch hin­
sichtlich der direkten Einwirkung von aufgewir­
beltem Quarzfeinstaub - einer ärztlichen Kon­
trolle unterzogen werden. Es wird geraten, beim 
Kehren geeignete Staubmasken zu tragen. Eine 
silikogene Gefährdung ist bei häufigem Einsatz 
nicht auszuschließen. 

- Die gemessenen Schwermetallgehalte haben 
im Vergleich zum Staub keine gesundheitsrele­
vante Bedeutung. 

4 Auswirkungen auf die Umwelt 
.. Beurteilung 

Noch in den dreißiger Jahren verstand man unter 
Straßenwinterdienst lediglich die Schneeräumung 
und den Schutz der Straße vor Schneeverwehun­
gen. Die Beseitigung von Glätte auf den Fahrbah­
nen war weitgehend unbekannt und vor allem un­
erwünscht, weil der vielerorts übliche Schlittenver­
kehr erschwert, wenn nicht unmöglich geworden 
wäre. Von den Fahrern der wenigen, im Winter 
überhaupt verkehrenden Kraftfahrzeuge - Pkw 
wurden größtenteils im Winter stillgelegt, der Lkw­
Verkehr war überaus gering - wurde erwartet, daß 
sie sich entsprechend auf die winterlichen Straßen­
verhältnisse und Erschwernisse einstellten. Auf 
Gehwegen war es allerdings damals schon üblich, 
Maßnahmen gegen Glätte zu ergreifen. Das war 
nach den geltenden Ortssatzungen in der Regel 
Sache der Anlieger und geschah mit - als Abfall­
produkt der wohl in jedem Haushalt vorhandenen 
Öfen - reichlich vorhandener Asche, z.T. auch mit 
Sand oder anderen abstumpfenden Stoffen. 

Erst langsam begann man, mit der zunehmenden 
Verbreitung des Kraftwagens und der Inbetriebnah­
me der ersten Kraftwagenstraßen, zunächst Stei­
gungs- und Gefällestrecken in gleicher Weise wie 
Gehwege zu behandeln, nämlich abzustumpfen. 
Immer mehr erwies es sich als notwendig, dem an­
wachsenden und vor allem schneller werdenden 
Kraftverkehr auch im Winter überall sichere Fahr­
wege zu bieten. Die Bemühungen, die von den 
Gehwegen bekannte abstumpfende Streuung zu 

optimieren und das Streugut auf der Fahrbahn zu 
halten, wurden jedoch bald, erstmalig 1936 - ini­
tiiert durch den Generalinspekteur für das deut­
sche Straßenwesen -, durch Versuche der Glätte­
beseitigung mit Hilfe von Taustoffen ergänzt. ln der 
"Dienstanweisung für die Verwendung von Streu­
salzen im Winterdienst" aus dem Jahre 1940 heißt 
es als Ergebnis dieser Versuche im Vorwort: "Glatt­
eis und Schneeglätte wurden bisher zumeist durch 
das Bestreuen der Fahrbahn mit abstumpfenden 
Stoffen (Asche, Sand, Splitt) bekämpft. Umfangrei­
che Versuche in den letzten Wintern haben gezeigt, 
daß in vielen Fällen die Verwendung von Streusal­
zen eine durchgreifendere und wirtschaftlichere 
Bekämpfung ermöglicht." 

Nach dem 2. Weltkrieg war die Zahl der Kraftfahr­
zeuge im Gebiet der damaligen Bundesrepublik er­
heblich dezimiert("" 1 ,4 Mio. Kraftfahrzeuge, davon 
ca. 615.000 Krafträder). Der Verkehr war entspre­
chend gering und die wenigen zur Verfügung ste­
henden Geldmittel wurden für die Instandsetzung 
der zerstörten Brücken und Straßen verwendet. 
Deshalb beschränkte man sich im Winterdienst 
zunächst erneut auf das Abstumpfen von Stei­
gungsstrecken und ging erst mit wieder zuneh­
mendem Verkehr dazu über, winterglatte Straßen -
auch die Autobahnen - allgemein mit abstumpfen­
den Stoffen zu behandeln. Im Winter 1956/57 wur­
den pro Kilometer Autobahn bis zu 63 Tonnen Splitt 
gestreut, eine Menge, die auf Dauer weder perso­
nell, noch materiell, noch finanziell zu verwirklichen 
war. Um das im Freien gelagerte Streugut vor dem 
Zusammenfrieren zu schützen, wurde im "Merk­
blatt für Maßnahmen gegen Winterglätte auf 
Straßen" aus dem Jahre 1955 empfohlen, jedem 
Kubikmeter Streugut "30 bis 80 kg Salz (NaCI) oder 
20 bis 50 kg CaCI2 oder MgCI2" zuzusetzen. Das 
entspricht einem Taustoffanteil zwischen 1 % und 
5%. 

Da das Streugut selbst bei der damaligen mittleren 
Verkehrsbelastung der Autobahnen von ca. 8.000 
Kfz/24h (DTV) bereits nach 15 bis 20 Minuten zum 
größten Teil an den Fahrbahnrand oder auf den 
Seitenstreifen geschleudert wurde und auch eigens 
für diesen Zweck konstruierte Geräte das so ver­
schleuderte Streugut nicht wieder nachhaltig auf 
die Fahrspuren bringen konnten, wurde fast 
zwangsläufig die Salzstreuung neu erfunden und 
im Winter 1956/57 erstmals in der Bundesrepublik 
erprobt. Die darauf folgende, zunächst unkontrol­
lierte Verwendung von Tausalzen in den sechziger 
und siebziger Jahren führte zu erheblichen Schä-
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den an Fahrzeugen, an Bauwerken und vor allem 
an der Straßenrandvegetation. Die daran anknüp­
fende Umweltdiskussion und der "Streusalzbericht 
I" des Umweltbundesamtes [AUGUSTIN et al., 
1980] kehrten die Entwicklung zumindest im lnner­
ortsbereich gründlich um, die abstumpfenden 
Streustoffe wurden sozusagen "neu erfunden". 
Dabei wurden die bekannten Nachteile ignoriert 
oder zumindest anders gewertet. Viele Gemeinden 
haben daraufhin den Streusalzverbrauch drastisch 
eingeschränkt. Ob und inwieweit auch dieser Trend 
gestoppt oder gar umgekehrt werden sollte, bedarf 
der ausführlichen und umfassenden Wertung der 
bis heute gewonnenen und publizierten Erkennt­
nisse über die Auswirkungen der Verwendung ab­
stumpfender Streustoffe im Winterdienst, die in 
den folgenden Abschnitten vorgenommen wird. 

4.1 Straße, Straßenumfeld 

4.1.1 Fahrbahn 

ln Abschnitt 3.2 wurde festgestellt, daß nachteilige 
(Schade-) Wirkungen von abstumpfenden Streu­
stoffen auf Asphalt- oder Betonfahrbahnen nicht 
bekannt sind, zumindest in der gefundenen Litera­
tur nicht aufgeführt werden. Gleiches gilt für ge­
pflasterte Verkehrsflächen. Berichtet wurde über 
schnelleren Verschleiß von Fahrbahnmarkierungen, 
der allerdings nicht mit Zahlen belegt wurde und 
sich somit einer zumindest quantitativen Bewer­
tung entzieht. Kosten, die entstehen, um durch die 
schmirgelnde Wirkung abstumpfender Stoffe vor­
zeitig verschlissene Fahrbahnmarkierungen früher 
als eigentlich vorgesehen zu erneuern, können 
deshalb nicht beziffert werden. 

Der Hinweis, daß ein Winterdienst mit abstumpfen­
den Stoffen die Funktionalität von Drän- bzw. Flü­
sterasphalt nicht nur mindert, sondern durch das 
Verstopfen der für die Entwässerung und die lärm­
mindernden Wirkung erforderlichen porösen Ober­
fläche außer Kraft setzt, ist für einen verantwor­
tungsvollen und mitdenkenden Winterdienstlei­
stenden eigentlich nicht erforderlich. Durch ab­
stumpfende Streustoffe entstehende Funktionsbe­
einträchtigungen offenporiger Fahrbahndecken 
können nach Meinung des Verfassers somit nicht 
als schädliche Wirkung bewertet werden. 

4.1.2 Bauwerke 

Das gesamte "Bauwerk Straße" umfaßt neben den 
oben behandelten Fahrbahndecken eine Reihe 

weiterer Einzelbauwerke. Die offenkundigsten Bau­
werke sind die Brücken. Auch hier gilt das für die 
Fahrbahndecken bereits gesagte: Schäden an 
Brückenbauwerken durch abstumpfende Streu­
stoffe werden in der Literatur nicht beschrieben. Da 
von abstumpfenden Stoffe keine chemischen Wir­
kungen ausgehen, führt ihre Verwendung auch 
nicht zu den von den Chloriden bekannten Korro­
sionsschäden der Metall-, insbesondere der Stahl­
baustoffe der Brückenbauwerke. Die von GÜTI­
NER (1983) für Kraftfahrzeuge beschriebene 
atmosphärische Korrosion des Karosseriestahls, 
die durch Lack-, in diesem Fall besser Korrosions­
schutz-Schäden aufgrund von Steinschlag durch 
ausgebrachte oder aufgewirbelte Einzelkörner ent­
stehen, sind für Brückenbauwerke in der Literatur 
nicht belegt. Derartigen Schäden wird allerdings 
bereits dadurch vorgebeugt, daß für den durch 
Streusplitt erreichbaren Teil der Stahlkonstruktion 
mechanisch strapazierfähiger Korrosionsschutz 
auf Basis von Polyurethanharzen ausgeschrieben 
wird. Weiche PVC-Überzüge als Korrosionsschutz 
sind in den kritischen Bereichen nicht zugelassen. 
Durch diese Praxis entstehende zusätzliche Kosten 
sind aber so geringfügig einzustufen, daß sie in der 
Gesamtbewertung keine Rolle spielen. 

Zu den Bauwerken an Straßen gehören neben den 
Brücken auch die verschiedenen Arten von Ent­
wässerungseinrichtungen, die weniger ins Auge 
fallen, für den Unterhaltungs- bzw. Betriebsdienst 
aber einen nicht unerheblichen Wartungsaufwand 
darstellen. Nachweislich werden abstumpfende 
Stoffe nicht nur durch den Verkehr sondern auch 
im Zuge der Schneeräumung von der Straße in den 
Straßenseitenraum verlagert. ln diesem Straßen­
seitenraum - im Kommunen zum Teil direkt auf 
und/oder unter der Straße - befinden sich Einlauf­
schächte der Kanalisation, Sickerschächte zum 
Aufnehmen von Regenwasser, Rinnen und Gräben, 
die Straßenabwässer in Vorfluter leiten, sowie Re­
genrückhaltebecken. Die Auswirkungen der Verla­
gerung des Streugutes in die genannten Entwässe­
rungseinrichtungen beschränken sich sämtlich auf 
die Notwendigkeit der z.T. sicher recht aufwendi­
gen mechanischen Reinigung der Anlagen. Ergän­
zend wird darauf hingewiesen, daß "in den Ent­
wässerungseinrichtungen mitgeschlepptes Streu­
gut durch seinen Schleifeffekt die Wände der Lei­
tungen zerstört." [REMLINGER, 1984] Auch hier 
sind die Angaben in der Literatur nicht ausrei­
chend, um die entstehenden Kosten quantifizieren 
zu können. 



Einen Teil des Bauwerkes Straße stellen die 
Bankette dar. ln der Literatur wird darauf hingewie­
sen, daß es durch den Einsatz von abstumpfenden 
Streustoffen zu Aufhöhungen der Bankette kommt. 
Als Folge der Aufhöhung sind die Bankette häufiger 
abzuschälen, um den Abfluß von Regenwasser- im 
Winter auch Schmelzwasser - von der Straße zu 
gewährleisten. Mangelnder Abfluß von Regen (und 
Schmelz-)wässern von der Straße erhöht die Ge­
fahr von Aquaplaning und im Winter von Eisglätte 
und hat so mittelbar Auswirkungen auf die Sicher­
heit von Verkehrsteilnehmern. Mit einer Bankett­
schälmaßnahmen "einher geht jeweils der Verlust 
der vorhandenen Vegetationsdecke." [REMLIN­
GER, 1984] Zur Kostenschätzung für zusätzliche 
Bankettschälmaßnahmen reichen auch hier die An­
gaben der Literatur nicht aus. Erstmals kommt je­
doch - im Rahmen der hier durchgeführten Beur­
teilung der Auswirkungen abstumpfender Stoffe -
als Möglichkeit einer sekundären Folge die Sicher­
heit von Verkehrsteilnehmern ins Spiel, die sich je­
doch erst recht einer Quantifizierung entzieht. 

4.1.3 Fahrzeuge 

Im Vergleich zu Korrosionsschäden durch tauende 
Streustoffe, die in erheblichem Umfang aufgetreten 
waren, inzwischen jedoch durch entsprechende 
Maßnahmen der Automobilindustrie (Hohlraumver­
siegelung u.ä.) nicht mehr oder nur noch selten 
auftreten, sind Schäden durch abstumpfende Stof­
fe häufig auf eine bestimmte Situation, ein definier­
bares Ereignis zurückzuführen. Insbesondere in 
Kommunen kommt es an parkenden Fahrzeugen 
zu Lackschäden, für deren Behebung der Verursa­
cher - sofern er nachweisbar ist - die Kosten zu tra­
gen hat. Die Anzahl der Fälle, in denen Kommunen 
verurteilt wurden, beim Ausbringen abstumpfender 
Stoffe an Fahrzeugen verursachte Lack- und deren 
Folgeschäden zu tragen, scheint bislang jedoch 
gering zu sein. Generelle Schätzungen von Kosten, 
die als Haushaltsposten für den Winterdienst auf­
zunehmen wären, sind auch hier nicht möglich. All­
gemein dürften die Schäden durch abstumpfendes 
Streugut jedoch erheblich höher sein. So zitiert die 
Zeitschrift "Motor im Schnee" (2/1984) aus einer 
(dem Verfasser nicht zugänglichen) Untersuchung 
eines Autolack- und Unterbodenschutz Herstellers, 
nach der die Rostquote von Fahrzeugen auf ge­
splitteten Straßen 2,5 mal so hoch ist wie bei Fahr­
zeugen, die überwiegend auf gesalzenen Straßen 
fahren. Besonders hoch sind die Schäden an Fahr­
zeugen aus Gebieten mit gemischtem Streuein-
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satz. Der Satz: "Erst nachdem der Splitt-Dauerbe­
schuB die Lackschicht aufgesprengt hat, kann das 
Salzwasser ungehindert eindringen und sein Ver­
nichtungswerk vollbringen." beschreibt in Journali­
stendeutsch die Beobachtungen von GÜTINER 
(1983). 

ln Abschnitt 3.2 wurde beschrieben, daß sich 
Staub von Streustoffen in den nur unzureichend 
geschützten Lagern von Streugeräten ablagert und 
diese festsetzt. Bei der Beurteilung dieses Vorgan­
ges muß jedoch darauf hingewiesen werden, daß 
sich "Salzstaub" aufgrund seiner korrosiven Wir­
kung "auf die blanken Lagerstelien noch verhee­
render auswirkt als der Staub, der durch abstump­
fende Mittel frei wird." [GÜTINER, 1983] 

Zusammenfassend ist zur Beurteilung der Auswir­
kungen abstumpfender Streuung im Winterdienst 
auf die Bereiche "Fahrbahn", "Bauwerk" und 
"Fahrzeug" der Straße und des Straßenumfeldes, 
das auch einen Teil unserer Umwelt darstellt, zu 
sagen, daß die bekannt gewordenen Schadwirkun­
gen nahezu ausschließlich mechanischer Natur 
sind. Sie sind überwiegend mit- wenn auch z.T. er­
heblichem- finanziellem Aufwand zu beheben und 
keine Umwelt"schäden" an der straßennahen 
Natur in dem unter 1.2 beschriebenen früher ge­
bräuchlichen engeren Sinne. 

Eine Ausnahme macht die potentielle sekundäre 
Auswirkung der Erhöhung der Aquaplaning- und im 
Winter der erhöhten Glättegefahr als Folge durch 
abstumpfende Mittel aufgehöhter und nicht früh­
zeitig abgetragener Bankette. Hier sind jedoch 
keine Unfälle als "Ursache - Folge" - Schäden des 
beschriebenen Vorganges belegt, können somit 
auch nicht in eine seriöse Beurteilung einfließen. 

4.1.4 Straßenrandvegetation 

Unmittelbare chemische Wirkungen auf das 
Straßenbegleitgrün - wie von Streusalz - gehen, 
wie bereits mehrfach erwähnt, von abstumpfenden 
Stoffen nicht aus. Ähnlich wie bei den beschriebe­
nen Lack- und Karosserieschäden und auch bei 
der erhöhten Aquaplaninggefahr wurden aber auch 
bei den Auswirkungen auf Pflanzen im Straßenum­
feld inzwischen Folgeschäden im Sinne von "Um­
weltschäden" ausgemacht. So schreibt die Zeit­
schrift "Motor im Schnee" (2/1983): "Basler Biolo­
gen, die im Auftrag des Kantons St. Gallen nach 
dem Winter 1981/82 sogenannte mechanische Be­
schädigungen an Straßenbäumen und Buschwerk 
durch hochgeworfenen Splitt und Sand untersuch-



28 

ten, sind sicher, daß die durch dieses Bombarde­
ment hervorgerufenen Rindenwunden nicht nur die 
Lebenskraft der Flora stärker beeinträchtigen, son­
dern zudem auch das Eindringen von CO-Schad­
stoffen in den biologischen Kreislauf mehr begün­
stigen als schlimmste Salzwunden." Einen Ver­
such, die Höhe derartiger Schäden zu bestimmen, 
wurde in Österreich unternommen (s. Abschnitt 
3.1 ). Über die Ausdehnung der Schäden mit zu­
nehmendem Abstand in der Straße wird bei DIRN­
BÖCK (1993) nicht berichtet. 

Die Skepsis, die Untersuchungsergebnissen dieser 
Art entgegen gebracht wird, wird im Relativieren 
der Untersuchungsergebnisse im Rahmen des Mo­
dellversuches "Optimierter Winterdienst in Dort­
mund und Berlin" durch die Autoren deutlich. Die in 
3.1 beschriebenen Beeinträchtigungen der Blatt­
größe, die frühe Laubvergilbung und der zeitige 
Laubfall werden ebenso wie geringe Werte für die 
Gewebeflächen "eher durch die Immissionsbela­
stung des Standortes ... als durch Splitt-Streuung" 
erklärt. Eine Verstärkung der Immissionsbelastung 
durch mechanische Schädigungen der beobachte­
ten Haselsträucher wird nicht in die Überlegungen 
einbezogen. 

Die Schädigung des Grasbewuchses wurde in kei­
ner Literaturstelle mit Zahlen belegt, ist aber als 
Beobachtung unbestritten. Die Bewertung derarti­
ger Schäden unterliegt dabei dem Standpunkt des 
Betrachters. Während auf landwirtschaftlich ge­
nutzten Flächen z.B. eine Ertragsminderung beim 
Mähen von Wiesen die Folge ist, kann im Straßen­
unterhaltungsdienst möglicherweise ein Pflege­
gang (Mahd) des straßennahen Bereiches entfal­
len. Diese potentielle Einsparung würde aber durch 
die Kosten des erforderlichen arbeitsaufwendigen 
Entfernens der abstumpfendem Streustoffes von 
den Grünflächen mehr als kompensiert. 

Bei der Beurteilung von Auswirkungen abstump­
fender Streuung im Winterdienst auf das Straßen­
begleitgrün kann von wirklichen "Umweltschäden" 
im Sinne der üblichen Verwendung dieses Begriffe 
gesprochen werden. Baum-, Strauch- und Grasbe­
wuchs des - zumindest unmittelbaren - Straßen­
umfeldes weisen nach dem Einsatz abstumpfender 
Streustoffe Schädigungen auf; die "natürliche" 
Umgebung der Straßen wird über das normale Maß 
hinaus nachhaltig beeinträchtigt. Hier ergibt sich 
aus der Bewertung der vorliegenden Literaturstel­
len die Notwendigkeit weitergehender Untersu­
chungen, die sowohl die flächenmäßige Ausdeh-

nung der beschriebenen Schädigungen als auch 
die Langzeitwirkungen der in der Schweizer Unter­
suchung festgestellten mechanischen Schäden 
umfassen sollte. Ähnlich wie bei Forschungen zu 
Salzschäden könnten diese Untersuchungen er­
weitert werden um die Frage der Behandlung der 
Wunden und die Möglichkeiten der Sanierung der 
geschädigten Flächen. 

4.1.5 Gewässer, Kläranlagen 

Noch weniger Literatur als über Schadwirkungen 
abstumpfender Streustoffe auf die Vegetation im 
Straßenumfeld liegt über Schäden an stehenden 
und fließenden Gewässern, am Grundwasser 
sowie an Kläranlagen vor. Das Original der von 
WICHMANN zitierten Literaturstelle ist gleicher­
maßen ungenau: "Wenn einmal 500 g/qm Splitt 
ausgestreut werden müssen, so bedeutet dies am 
Ende des Winters in einer Stadt tonnenweise Abla­
gerung am Straßenrand und zum Teil in der Kanali­
sation, im Vorfluter sowie in der Kläranlage." 
[HÜTIL, 1992] Ansonsten sind keine die unmittel­
bare Wirkung abstumpfender Stoffe auf Wässer 
beinhaltende Literaturstellen gefunden worden. Al­
lerdings ist zu beachten, daß die an den Straßen­
rand sowie in Entwässerungsanlagen verlagerten 
Streustoffe nicht mehr nur die Originalstoffe sind, 
die ausgebracht wurden. ln Abschnitt 5 wird noch 
auszuführen sein, inwieweit sich sonstige im 
Straßenraum befindliche, anthropogene Schmutz­
/Schadstoffe an das abstumpfende Streugut anla­
gern und wie sich diese Versehrnutzung auf die 
Aufbereitung und eventuelle Weiterverwendung 
des nach der Winterperiode wieder aufgenomme­
nen Streugutes auswirkt. 

Auf die Verunreinigung von Vorflutern sowie der 
Kanalisation wurde bereits in Abschnitt 4.1.2 ein­
gegangen. Die Auswirkungen - Kosten für zusätzli­
che Reingungsmaßnahmen - wurden erörtert und 
sollen hier nicht vertieft werden. Mögliche An­
sammlungen von Streusplitt in Kläranlagen sind si­
cher auch eine Funktion des vom Abwasser bis zur 
Kläranlage zurückzulegenden Fließweges, der 
Menge und der Fließgeschwindigkeit des Abwas­
sers sowie vorhandener Schutzeinrichtungen 
(Siebe o.ä.), die dem Zufluß des Abwassers in die 
Klärbecken vorgeschaltet sind. Chemische Verun­
reinigungen des geklärten Wassers bei der Einlei­
tung in einen Vorfluter sind nicht zu erwarten. 

Es ist davon auszugehen, daß bei Temperaturen 
über dem Gefrierpunkt (Tauwetter) beim Schmel-



zen der bestreuten Glätteschicht nur wasserlös­
liche Bestandteile der Streustoffe in Lösung gehen. 
Insofern sind in den ausgebrachten Streustoffen in 
erster Linie lösliche mineralogene Schwermetalle 
sowie - z.B. bei Streustoffen aus Flußentnahmen 
(Kiese, Sande) - angelagerte anthropogene Ver­
schmutzungen für eine mögliche Beeinträchtigung 
von Gewässern von Bedeutung. Konkrete Untersu­
chungen in dieser Richtung sind nicht bekannt. Um 
eine Gefährdung von Gewässern weitestgehend 
auszuschließen, sollte deshalb für die Bewertung 
des Gehaltes an gefährdenden wasserlöslichen 
Bestandteilen bereits an bzw. in den angelieferten 
Streustoffen bestimmte Güteanforderungen 
(Grenzwerte für Schadstoffe) gestellt werden. Hier 
bietet sich für die Beurteilung des Gefährdungspo­
tentials gegenüber Gewässern (fließende und ste­
hende Gewässer) die Allgemeine Rahmen-Verwal­
tungsvorschritt über Mindestanforderungen an das 
Einleiten von Abwasser in Gewässer - Rahmen-Ab­
wasserVwV -, Anhang 22: Mischabwasser, vom 31. 
Juli 1996 an. 

Es ist eher unwahrscheinlich, daß abstumpfenden 
Streustoffen immanente oder anhaftende Schad­
stoffe den Weg bis ins Grundwasser finden. Mög­
lich wäre ein solcher Vorgang erst, wenn Streustof­
fe nach der Winterperiode auf straßennahen Böden 
verbleiben und dort Schadstoffe aus-/abgewa­
schen würden. Die Länderarbeitsgemeinschaft Ab­
fall (LAGA) hat für den Einbau von mineralischen 
Stoffen in Böden Zuordnungswerte definiert ("An­
forderungen an die stoffliche Verwertung von mine­
ralischen Reststoffen I Abfällen - Technische Re­
geln"), für deren Festlegung das Schutzgut Grund­
wasser maßgebend war. Bei Einhaltung dort defi­
nierter Werte in abstumpfenden Streustoffen ist 
selbst unter ungünstigen hydrogeologischen Vor­
aussetzungen davon auszugehen, daß bei deren 
Verbleib auf Straßenrandböden keine nachteiligen 
Veränderungen des Grundwassers auftreten. 

4.1.6 Straßenrandböden 

Bei der Frage nach Auswirkungen der Verwendung 
abstumpfender Streustoffe auf die Qualität der 
Böden im Straßenumfeld sind sinngemäß gleiche 
Aussagen und daraus resultierende Bewertungen 
zu erwarten respektive anzustellen wie bei der 
Straßenrandvegetation und bei Gewässern. Die in 
Abschnitt 3.1 zitierte Verschlechterung der "Qua­
lität insbesondere von landwirtschaftlich genutzten 
Böden" [FGSV, 1984] zielt eindeutig auf die Nut­
zung als Weidefläche sowie die mögliche Bearbeit-
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barkeit als Ackerfläche mit Pflug und Egge. Überle­
gungen zu chemischen Wirkungen oder zu Anrei­
cherungen immanenter oder angelagerter Schad­
stoffe im Streugut sind mit dieser Aussage nicht 
angesprochen. 

Wie weit abstumpfende Stoffe über den Fahrbahn­
rand hinaus verschleudert werden, wird in der Lite­
ratur nicht berichtet. Mineralkörner werden im Ge­
gensatz zu gelösten (hydratisierten) (Tau-)Salzen 
jedoch vom Straßenabwasser nicht weiterverla­
gert. Deshalb ist davon auszugehen, daß der Ver­
schmutzungsbereich landwirtschaftlich genutzter 
Böden neben der Straße eine Breite von ca. 1 0 m 
bis 15 m nicht überschreitet. Auf dieser Fläche 
kommt es zum Ablagerungen möglicherweise 
schadstoffbelasteten Streugutes. Neben den be­
reits oben angesprochenen mineralogenen oder 
angelagerten Schwermetallen handelt es sich bei 
den potentiellen zusätzlichen Schadstoffen um zu­
meist anthropogene - aus der allgemeinen Um­
weltbelastung und insbesondere dem Verkehr 
stammende - organische und anorganische Verbin­
dungen. 

Die weitaus meisten der neben die Straße verlager­
ten Streustoffkörner dürften im unmittelbaren 
Straßenseitenraum landen, d.h. auf Banketten (s. 
4.1.2), in Rinnen, Gräben und auf Böschungen. 
Über die B,elastung speziell von Schnittgut aus die­
sen Bereichen mit anthropogenen anorganischen 
Schadstoffen (Schwermetallen) liegen für Bundes­
autobahnen ausführliche Untersuchungen vor 
[KRIEGER I BREITENSTEIN, 1996]. Als für diese 
Bewertung interessantes Ergebnis ist festzuhalten, 
daß z.B. manuell gemähtes Gras von Straßen erst 
ab einer (ganzjährigen) Verkehrsbelastung von 
2:: 17.500 Kfz/24 h nicht unbedenklich kompostiert 
werden kann. Zu aufgrund der Verkehrsbelastung 
der untersuchten Strecken vergleichbaren Unter­
schieden zwischen Bundesautobahnen und Bun­
des- und Landstraßen bezüglich der Belastung 
durch anorganische sowie auch organische Schad­
stoffe gelangen Untersuchungen am Bankettschäl­
gut [GALLENKEMPER, 1993 I GALLENKEMPER et 
al., 1996]. Auf Außerortsstraßen liegt das Kriterium 
für die Anwendbarkeit abstumpfender Streustoffe 
bei einer Verkehrsbelastung von ca. 1.000 bis 
höchstens 3.000 Kfz/24 h (s. Abschnitt 6). Daraus 
läßt sich ableiten, daß zumindest für den Fern­
straßenbereichaber auch auf Böden neben Land-, 
Kreis- und anderen Straßen die zusätzliche Bela­
stung mit anthropogenen, verkehrsbedingten 
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Schadstoffen durch abgelagertes abstumpfendes 
Streugut vernachlässigbar klein ist. 

Bei den Schwermetallgehalten der Ausgangsmate­
rialien sollte zur Bewertung ihres Gefährdungspo­
tentials gegenüber landwirtschaftlich genutzen 
Böden auf vergleichbare Verfahren zurückgegriffen 
werden, für es die bereits bestehende Regelwerke 
gibt. Als sinnfälligstes Beispiel kommt hier die Ver­
wertung von Klärschlämmen zur "Bodenverbesse­
rung" in Frage. Die Klärschlammverordnung 
(AbfKiärV) vom 15. April 1992 unterscheidet nach 
den zulässigen Schwermetallgehalten der Böden, 
auf die Klärschlamm ausgebracht werden soll, 
sowie nach denen der auszubringenden Klär­
schlämme. Eine Übertragbarkeit der Grenzwerte 
für dem Klärschlamm zugestandene Schwermetall­
gehalte auf diejenigen abstumpfender Stoffe wäre 
insofern unproblematisch, als die mineralisch ge­
bundenen Schwermetallionen zumindest in natürli­
chen abstumpfenden Streustoffen für die Umwelt 
nicht verfügbar sind. Untersuchungen zu potentiel­
len Anwendungsgebieten für die Verwendung mi­
neralischer Abfallstoffe (industrielle Nebenprodukte 
und Recycling-Baustoffe) haben zudem ergeben, 
daß die meisten dieser Stoffe zusammen mit Klär­
schlamm zumindest im Landschaftsbau für vegeta­
tionstechnische Zwecke (Bodenherstellung und 
Bodenverbesserung) eingesetzt werden können 
[KLASSEN, 1987] (s. auch 3.1 ). Als Einsatzgebiet 
für derartige Böden wird sogar der Bau von Spiel­
plätzen genannt. Insofern sind neben den bereits in 
Abschnitt 4.1.2 genannten mechanischen Schäden 
zumindest im Außerortsbereich keine chemischen 
Schadwirkungen von abstumpfendem Streugut auf 
Böden im Straßenumfeld zu befürchten. 

Nur mittelbar vergleichbar scheinen die Auswirkun­
gen abstumpfender Streuung auf Böden in Kom­
munen zu sein. So wird in der "Welt am Sonntag" 
vom 22. März 1987 die Aussage eines Pflanzen­
schutz-Chemikers wie folgt zitiert: "Di~ wasserun­
löslichen mikrofeinen Splitt-Partikelehen führen im 
Bodenbereich zu einer Verdichtungsschicht, die 
gerade im Frühjahr zu oberflächlichen Bodenver­
schlemmungen führt und ein erstes Anzeichen 
einer Bodenerkrankung darstellt. Baumsanierungs­
maßnahmen wie Baumbügel, Sanierung und De­
potdüngung im Baumstammbereich, Abdeckung 
mit Rindenkompost und so weiter werden dadurch 
wirkungslos. Diese Verdichtungsschicht ist somit 
verantwortlich für den Rückgang der Wurzelmasse 
und daher der Wurzelaktivität Der Baum ist dann 
nicht mehr in der Lage, genügend Feuchtigkeit und 

Nährstoffe aufzunehmen. Eine vorzeitige Herbst­
verfärbung der Blätter, das Zurücksterben der Äste, 
der verfrühte Blattfall und die Empfindlichkeit 
gegen Hitze und Kälte sind die Folge." [GOTT­
WALD, 1987] Nun sind Artikel der Tagespresse 
keine wissenschaftlichen und in einer seriösen Li­
teraturanalyse als Untermauerung einer These ver­
wendbaren Aussagen. Originalarbeiten, die die 
vorgetragenen Thesen untermauern, wurden bei 
der Literaturrecherche nicht gefunden. Im Zusam­
menhang mit den in Abschnitt 4.1.4 beschriebenen 
Vegetationsschäden gewinnt die Aussage jedoch 
an Bedeutung und könnte den Ausgangspunkt für 
eine weiterführende Untersuchung darstellen. 

Insgesamt ist zu den Auswirkungen im Winter­
dienst verwendeter abstumpfender Streustoffe auf 
das natürliche I kultürliche Straßenumfeld (Gewäs­
ser, Böden) zu sagen, daß - wie schon bei den 
zuvor betrachteten Themenkomplexen - eine Be­
einträchtigung des chemischen Gleichgewichtes 
und der geogenen Gehalte an potentiellen 
"Schad"stoffen wie z. B. Schwermetallen nicht zu 
besorgen ist. Abgesehen von Ertragseinbußen und 
ggf. erhöhtem Bearbeitungsaufwand sind im 
Außerortsbereich selbst bei landwirtschaftlich ge­
nutzten Flächen insbesondere im Vergleich zum 
Aufbringen von Klärschlamm keine Qualitätsmin­
derungen durch ein mittel- oder langfristiges An­
steigen von Schwermetallgehalten anzunehmen. 
Im Innerortsbereich wären potentielle Auswirkun­
gen auf eine zusätzliche Verdichtung von Baum­
scheiben und Baumstreifen durch Partikelstaub als 
Folge abstumpfender Streuung möglicher Inhalt 
einer weiterführenden Untersuchung. 

4.2 Mensch und Tier 

4.2.1 Tiere im Straßenumfeld 

Bereits angesprochen wurde der Einfluß von ab­
stumpfendem Streugut auf die Mesofauna in Ober­
böden. Hier liegen keine Untersuchungen vor, wer­
den auch "wegen der relativ geringen Mengen die­
ses Streumittels, die auf den Straßenrand gelangen 
und die keinerlei Beeinträchtigungen erwarten las­
sen, für nicht sinnvoll" gehalten. Zudem stünde 
"der beträchtliche Arbeitsaufwand in keinem Ver­
hältnis zu dem zu erwartenden Ergebnis." [GEWU, 
1992] 

Ansonsten wird bezüglich der Auswirkungen ab­
stumpfender Streustoffe noch einmal auf die in Ab­
schnitt 3.1 angesprochene Verweigerungshaltung 



weidenden Viehs verwiesen, das- im Gegensatz zu 
reinen Salzstreustrecken - die an Splittstreu­
strecken angrenzenden Weideflächen meidet 
[SCHNEIDER, 1986]. Es ist anzunehmen, wenn 
auch nicht belegt, das ähnliches für im Wald leben­
des Wild gilt, das als Konsequenz reichlich vorhan­
denen Splittes vermeidet, in der Straße benachbar­
ten Waldstücken zu äsen. Aus dieser Vermutung 
jetzt abstumpfende Streuung zur Vermeidung von 
Wildunfällen durch wechselndes Wild zu empfeh­
len, fiele unter den Begriff der wilden Spekulation 
und entbehrte jeder Ernsthaftigkeit. 

Zusammenfassend ist zu sagen, daß unmittelbare 
Auswirkungen abstumpfender Streuung auf die 
Fauna im Straßenumfeld nicht beobachtet wurden 
und aller Voraussicht nach auch nicht zu erwarten 
sind. 

4.2.2 Haustiere 

Das Zitat in Abschnitt 3.1 "Früher mußten wir 
immer mit unseren Hunden wegfahren, da sie sich 
an der mit Salz gestreuten Straße die Pfoten wund­
gelaufen haben. Jetzt kann man mit ihnen auch mal 
um die Ecke gehen, ohne sich gleich Sorgen zu 
machen." gibt sicher die Meinung eines liebevollen 
Tierfreundes wieder, z.B. eines Hundebesitzers, ist 
aber bei kritischer Betrachtung objektiv nicht halt­
bar. Die angesprochenen Beeinträchtigungen bei 
Hunde- und Katzenpfoten als Folge von Sal­
zeinsatz auf Gehwegen werden vermutet I voraus­
gesetzt. Eine wissenschaftliche Untersuchung der 
Tierärztlichen Hochschule Hannover stellte dazu 
allerdings fest, daß - wie auch bei Menschen - eine 
Schädigung unverletzter Hautpartien und damit 
auch von Hunde- I Katzenpfoten durch gelöstes 
Tausalz nicht möglich ist [MORITZ, 1996]. Zu nach­
haltigen Beeinträchtigungen kommt es allerdings, 
wenn die lieben Vierbeiner mit offenen Wunden, 
d.h. z.B. mit wund gelaufenen Pfoten, über vom 
Bürger reichlich gesalzene Gehwege geführt wer­
den. Der Vorgang des "Wundlaufens" der Pfoten ist 
jedoch eher eine Folge abstumpfend gestreuter 
Gehwege bzw. eine Folge von Eisklümpchen in den 
Fußballenzwischenräumen, die bei ausreichender 
Salzung deutlich geringer ist. Erst die Kombination 
von abstumpfenden und tauenden Streustoffen, 
d.h. das Zumischen von Taustoffen zu abstump­
fenden Stoffen, um diese streufähig zu halten, 
macht die Gefährlichkeit von Taustoffen für Haus­
tiere auf Gehwegen aus. 
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4.2.3 Der Mensch als Bürger 

Die Beeinträchtigungen des Menschen als Bürger, 
als Einwohner einer Stadt oder Gemeinde, sind 
nach allen verfügbaren Unterlagen auf drei Aspek­
te begrenzt. 

Eine in der Literatur erwähnte [SCHNEEWOLF, 
1985] sowie aus häufig wiederkehrenden Berichten 
bekannte nachteilige Wirkung der Verwendung ab­
stumpfenden Streugutes ist das Verschmutzen von 
privaten und vor allem öffentlichen Gebäuden an 
Straßen, die im Winter abstumpfend behandelt 
werden. Einzelkörner und durch Verkehrseinwir­
kung zu Staub zermahlenes Streugut werden von 
dem im Winter zum Vermeiden von Rutschen häu­
fig getragenen Schuhwerk mit grob profilierten 
Sohlen aufgenommen und in private und vor allem 
öffentliche Gebäude getragen. Berichte über Ver­
schmutzungen dieser Art aus den ersten Jahren 
eines umweltfreundlichen Winterdienstes in Berlin­
es wurde zunächst mit sogenanntem "Granulat" 
gestreut - sind auch aus anderen Städten belegt. 
Diese Art einer Beeinträchtigung ist jedoch, so un­
erfreulich sie für den einzelnen Bürger auch sein 
mag, keine Umweltauswirkung im Sinne des Wort­
gebrauches. 

Ebenfalls keinen Umwelt"schaden" im Wortsinne 
stellen die beschriebenen Schäden an Kraftfahr­
zeugen (s. Abschnitt 4.1 .3) dar, ob es sich um reine 
Lackschäden oder als sekundäre Wirkungen in der 
Folge um die Korrosion der Karosseriebleche han­
delt. Diese Auswirkungen sind mit finanziellen Mit­
teln zu beheben, eine für den betroffenen Bürger 
zwar ausgesprochen ärgerliche und eigentlich 
unnötige, aber nur in Ausnahmefällen vom Verursa­
chereinklagbare Ausgabe. 

Eine mögliche reale Beeinträchtigung des Lebens­
umfeldes und somit der Umwelt stellt jedoch die in 
Abschnitt 3.3 beschriebene zusätzliche Staubbela­
stung der Luft dar. Die Untersuchung des Institutes 
für Wasser-, Boden- und Lufthygiene (WaBoLu) 
des Bundesgesundheitsamtes kommt zusammen­
fassend zu dem Ergebnis, daß "eine gesundheitli­
che Beeinträchtigung sowohl von Passanten als 
auch von Anwohnern stark befahrener, mit Quarz­
kiessplitt abgestreuter Straßen durch Schweb­
staub-Immissionen nicht auszuschließen" ist. Für 
eine silikogene Gefährdung von Passanten und An­
wohnern geben die Quarzfeinstaub-lmmissionen 
der abgestreuten Straßen allerdings noch keinen 
Anhalt. Wie sind solche Aussagen zu werten? 
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ln einer vom Wiener Senat in Auftrag gegebenen 
Untersuchung des Verstaubungsverhaltens ver­
schiedener, für den Einsatz auf Wiener Straßen vor­
gesehener Splitte beurteilt HOLNSTEINER (1995) 
die Gesundheitsgefährdung von Streusplitten. Mit 
einem Prüfverfahren (Los-Angeles-Versuch), das 
eine möglichst gute Übereinstimmung der Verän­
derung der Sieblinie von Streusplitt durch die Be­
anspruchung mit nach dem Streueinsatz aufge­
kehrtem Streusplitt aufweist und somit hinsichtlich 
der Kornverfeinerung der tatsächlichen Beanspru­
chung auf der Straße ausreichend gut entspricht, 
wurden sechs verschiedene Splitte bewertet. 
Dabei wurde festgestellt, daß natürliche Streustof­
fe (in die Untersuchung einbezogen wurden Basalt, 
Dolomit, Quarzsplitt, Kersantit und Granulit) mit 
einer Größenordnung von weniger als 2,5 % bezo­
gen auf die Gesamtmasse erheblich weniger Ab­
riebstaub (hier angegeben mit < 10 1-Jm), der auf­
grund seiner Schwebefähigkeit und Eindringtiefe in 
den Atemtrakt zu Gesundheitsgefährdungen führen 
kann, aufweisen als der untersuchte Betonrecyc­
ling-Splitt Bezüglich der gesundheitsrelevanten 
Quarzgehalte wiesen zwar Kersantit, Granulit und 
der Quarzkies (erwartungsgemäß) die höchsten 
(geogenen) Werte auch im Feinstabrieb auf, diese 
werden jedoch aufgrund des sehr geringen Abrie­
bes hinsichtlich der "Risiko-Relevanz" günstiger 
beurteilt als der Betonrecycling-Splitt Wegen sei­
nes hohen Staubbildungsvermögens sollte letzte­
rer für eine Verwendung als Streusplitt nicht in Be­
tracht gezogen werden. Im Vergleich zu anderen 
Quellen gesundheitsgefährdender Schwebestoffe 
spielt jedoch Splitt-Abrieb nach Auffassung von 
HOLNSTEINER "im allgemeinen eine untergeord­
nete Rolle, wenngleich Belästigungen durch gröbe­
re Splitt-Abriebstäube fallweise erheblich sein kön­
nen." 

Vergleichbare Untersuchungen liegen vor zu der 
Frage der gesundheitlichen Bedeutung schwerme­
tall(hier blei-)belasteter Sportplatzbeläge (Tennen­
beläge) [KEMPF et al., 1981]. Zur Klärung von Spe­
kulationen über möglicherweise weitreichende Ge­
sundheitsbelastungen von Sportlern analysierte 
das Bundesgesundheitsamt Materialien von 12 
Sportplätzen sowie weitere im Handel erhältliche 
Tennenbaustoffe. Der Vergleich der Untersu­
chungsergebnisse mit den Richtwerten für 
Schwermetallgehalte von Tennenbelägen der 
REST (Richtlinie über die Durchführung von Eig­
nungsprüfungen und die Überprüfung der Eig­
nungsprüfungen an Baustoffe für Beläge und Dy-

namische Schichten für Tennenflächen nach DIN 
18035, Teil 5) ergab keinen Hinweis auf eine 
tatsächliche Gesundheitsgefährdung, die auf eine 
erhöhte Belastung von Spurenelementen in Sport­
platzbelägen zurückzuführen gewesen wären. 

Seide Untersuchungen stellten fest, daß von 
Staub, der bei der Verwendung von handelsübli­
chen natürlichen gebrochenen Materialien ent­
steht, keine gesundheitliche Gefährdung ausgeht. 
Seide Untersuchungen bestätigen die Ergebnisse 
des Waßolu, die eine silikogene Gefährdung (Ge­
fahr einer Staublunge, s. 3.3) bei der Verwendung 
natürlicher abstumpfender Streustoffe nicht be­
fürchten lassen. Nach wie vor nicht auszuschließen 
scheint, daß als Folge einer langen Liegedauer ab­
stumpfender Stoffe nach Abtrocknen der Fahrbah­
nen Schwebstoffkonzentrationen auftreten, die ins­
besondere bei trockenen Wetterlagen sowohl den 
MIK-Wert von 250 1Jg/m3 für die einmalige Exposi­
tion über 24 h als auch den MIK-Wert von 
500 1Jgfm3 für die Exposition über bis zu drei auf­
einander folgende Stunden gelegentlich über­
schreiten. 

Zusammenfassend ist zu sagen, daß von der Ver­
wendung abstumpfender Materialien im Winter­
dienst ausgehende Beeinträchtigungen der Luft­
qualität in Städten vornehmlich dann auftreten 
(können), wenn aufgrund der allgemeinen Wetterla­
ge ohnehin eine Smogsituation zu befürchten ist. ln 
diesen Fällen jedoch erhöht der aus den abstump­
fenden Stoffen entstehende Staub das gesundheit­
liche Risiko von Passanten und Anwohnern stark 
befahrener, mit abstumpfenden Streustoffen abge­
streuter Straßen. Unbeschadet dieser Gefährdung 
der Allgemeinheit bleibt das Risiko einer sogar sili­
kogenen Gefährdung bei häufig zum Einsatz mit 
Handkehrgeräten eingesetztem Personal, die von 
beiden in Abschnitt 3.3 zitterten Gutachten 
(ASPHALTA, WaBolu) nicht ausgeschlossen wird. 

4.2.4 Der Mensch als Verkehrsteilnehmer 

Die wichtigsten sicherheitsrelevanten Änderungen 
des Fahrbahnzustandes, die der Kraftfahrer im 
Winter vorfindet, sind ein deutlich eingeschränktes 
Kraftschlußangebot, verbunden mit einer großen 
Spannweite der Gleitbeiwerte innerhalb eines 
Straßenquerschnittes (Rollspuren, seitliche und 
Randbereiche) und im Verlauf eines längeren 
Streckenzuges. Viele Kraftfahrer reagieren bei win­
terlichen Fahrbahnverhältnissen mit einer - mehr 
oder weniger deutlichen - Geschwindigkeitsreduk-



tion. Da dies aber nicht alle tun, kommt es oft zu 
kritischen Fahrmanövern, aber auch zu inhomoge­
nem Verkehrsfluß. Der Vergleich zwischen ver­
kehrstechnischen Kenngrößen und tatsächlich vor­
handenen Verhältnissen auf der Fahrbahn zeigt, 
daß Kraftfahrer in der überwiegenden Mehrheit 
nicht in der Lage sind, sich durch angemessene 
Fahrweise auf winterliche Verhältnisse einzustellen. 
Die Folge ist eine erhöhte Unfallrate auf winterglat­
ten Fahrbahnen [DAMES, 1989]. Welchen Einfluß 
haben die verschiedenen Streustoffe und insbe­
sondere abstumpfende Streustoffe auf das Fahr­
verhalten und das Unfallgeschehen, wie wirkt sich 
abstumpfendes Streugut auf die Sicherheit des 
Menschen als Verkehrsteilnehmer aus? 

4.2.4.1 Außerhalb geschlossener Ortslagen 

Die Frage, inwieweit die Verwendung der verschie­
denartigen Streustoffe das Unfallgeschehen beein­
flußt, trat unmittelbar und zeitgleich mit dem Auf­
treten erster Schäden an der Straße und dem 
Straßenumfeld durch massiven Einsatz von Tau­
stoffen - zumeist NaCI - auf. Ein erster großange­
legter Versuch zur Klärung der Vor- und Nachteile 
der verschiedenen Streustoffe wurde bereits An­
fang der 70er Jahre in der Schweiz durchgeführt. 
Unter dem Arbeitstitel "Winterdienst ohne Taumit­
tel" wurden über fünf Winterhalbjahre im Kanton 
Zürich eine "Versuchsstrecke" mit Splitt behandelt 
und eine "Vergleichsstrecke" mit Salz behandelt. 

Bereits nach dem ersten Winter wurde berichtet, 
daß "der Winterdienst ohne Taumittel ... bezüglich 
Fahrbahnzustand (es hatten sich jeweils bereits 
nach zwei Tagen drei bis zu 10 Zentimeter tiefe 
Gleise in der festgefahrenen Schneedecke gebil­
det) nicht problemlos ist" und "daß der Winter­
dienst ohne Taumittel ... -je nach Lage - die zeit­
weise Sperrung ganzer Straßenzüge erfordern 
würde." [AHLBRECHT et al., 1978]. Die Unfallbe­
trachtung umfaßt einen Vergleich der Versuchs­
strecke mit dem allgemeinen Unfallgeschehen auf 
Landstraßen im Kanton Zürich und konkret die Än­
derung der Unfallzahlen auf der Versuchsstrecke in 
den drei Jahren vor dem Versuch (Winterdienst mit 
Salz, 1969 - 1972) und sowie der ersten drei Ver­
suchsjahre (1973 - 1976). Während die Unfallent­
wicklung auf der Versuchsstrecke mit der auf den 
Landstraßen des Kantons Zürich im allgemeinen 
vergleichbar war [LAMPERT, 1980], haben sich bei 
eis- und schneebedeckter Fahrbahn erheblich 
mehr Unfälle ereignet. Im Vergleich zu den drei Jah­
ren mit Salzstreuung vor dem Versuch nahm die 

Anzahl der durch eis- bzw. Schneeglätte bedingten 
Unfälle auf der Versuchsstrecke von 6 auf 20 um 
fast das 2,5-fache zu. [LINSI I LAMPERT, 1977]. 

Diese zeitlich früheste vergleichende Betrachtung 
der Abhängigkeiten des Unfallgeschehens von der 
Art des eingesetzten Streustoffes zeigt bereits eine 
wesentliche Problematik bei der Auseinanderset­
zung mit diesem Thema auf, die sich in Abschnitt 
4.2.4.2 bei der Betrachtung des Unfallgeschehens 
in geschlossenen Ortslagen noch verschärft zeigen 
wird. Ohne eine exakte zeitliche Zuordnung von 
Unfällen zu Winterdienstmaßnahmen oder konkret 
Streueinsätzen ist eine Quantifizierung der Wirkung 
des Streueinsatzes in Bezug auf das Unfallgesche­
hen nicht möglich. Ein erster Versuch, die Auswir­
kungen von Winterdiensteinsätzen (hier in Nieder­
österreich) zu beschreiben, ist dementsprechend 
vorsichtig zu bewerten. Die Gesamtzahl der Unfäl­
le aufgrund winterlicher Straßenverhältnisse wurde 
zeitlich anhand einer - über das ganze Jahr gemit­
telten - Tagesganglinie über die Zeit von 24 Stun­
den verteilt. Die Korrelation dieser Unfall-Tages­
ganglinie mit den Einsatzzeitpunkten von verschie­
denen Winterdienstmaßnahmen (Räumeinsatz, 
Streueinsatz mit Splitt, Streueinsatz mit Salz) führ­
te zu sich z.T. widersprechenden Ergebnissen 
[KNOFLACHER, 1987], zu denen möglicherweise 
auch die geringe, statistisch kaum ausreichend re­
präsentative Zahl winterlicher Unfälle beigetragen 
hat. Vorsichtig ausgedrückt sind die der Untersu­
chung zugrunde liegenden Daten so zu interpretie­
ren, daß die Art der Winterdienstmaßnahme Einfluß 
auf die Verkehrsdichte nimmt. Je geringer die Ver­
kehrsdichte nach einer Winterdienstmaßnahme 
wird, um so weniger Unfälle ereignen sich und um 
so besser sind die Sicherheitseffekte der Maßnah­
me. Die Untersuchung zeigt, daß selbst aufwendig­
ste statistische Berechnungen nicht in der Lage 
sind, umfangreiche Recherchen zu ersetzen, die 
notwendig sind, um eine genaue Zuordnung von 
Winterdiensteinsätzen und Unfällen zu erhalten. 
Erst diese Verknüpfung von Ursache und Wirkung 
einzelner, gegenseitig zuzuordnender Ereignisse 
läßt bei ausreichender Anzahl nachvollziehbare 
Analysen und daraus resultierende Ergebnisse zu. 

Nahezu zeitgleich wurden an der Technischen 
Hochschule Darmstadt (THD) Untersuchungen 
durchgeführt, die den Verkehrsablauf und die Ver­
kehrssicherheit auf Außerortsstraßen im Winter de­
tailliert beschreiben [GIESA, 1984; DURTH et al., 
1985; HANKE, 1986; HANKE I LEVIN, 1988 u.a.]. 
Eine ausgezeichnete und relative knappe Zusam-
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menfassung der Vielzahl der durchgeführten Beob­
achtungen, Messungen, Erhebungen und Berech­
nungen geben HANKE und LEVIN (1988) in ihrem 
Aufsatz "Eingeschränkte Salzstreuung auf Land­
straßen - Auswirkungen auf Verkehrsablauf und 
Verkehrssicherheit". ln dieser Arbeit wird das bis zu 
dem Zeitpunkt der Veröffentlichung vorliegende 
Wissen dargelegt, so daß eine eingehende Be­
schäftigung mit dieser Publikation Zitate aus den 
anderen vorliegenden Literaturstellen weitgehend 
überflüssig macht. Verglichen werden sogenannte 
"schwarze" Strecken (mit Taustoffen behandelt), 
"graue" Strecken (abstumpfend behandelt) und 
"weiße" Strecken (nur geräumt). 

Für die Beurteilung der Auswirkungen des Winter­
dienstes ist es sehr wesentlich, wie dieser prakti­
ziert wird und welche Fahrbahnzustände sich auf 
den Strecken einstellen. Der Verkehrsablauf und 
das Unfallgeschehen können immer nur unter 
Berücksichtigung des auf den jeweiligen Strecken 
praktizierten Winterdienstes (der vom völligen Salz­
verzicht bis zu einer differenzierten Salz-Splitt-An­
wendung reichen kann) beurteilt werden. 

Verkehrsablauf und Fahrverhalten im weißen I 
grauen Netz 
Die Auswirkungen des Winterdienstes auf das Ge­
schwindigkeitsverhalten sind je nach Winterdienst­
methode unterschiedlich. Nach den Untersuchun­
gen der THD wirkt sich Splittstreuung auf das Fahr­
verhalten praktisch nicht aus, d.h. das Geschwin­
digkeitsniveau ist vor und nach der Splittstreuung 
gleich. Nach reiner Räumung ohne Streuen steigen 
die Geschwindigkeiten leicht an. Einer Salzstreu­
ung wirkt dagegen ist grundsätzlich anders. Sobald 
die Tauwirkung für den Kraftfahrer erkennbar wird, 
steigen die Geschwindigkeiten steigen innerhalb 
kurzer Zeit nach der Streuung deutlich an; sie lie­
gen dann allerdings immer noch unter den Werten, 
wie sie auf einer trockenen Fahrbahn gefahren wer­
den (Bild 17). 

Wichtig für die Beurteilung eines "eingeschränk­
ten" Winterdienstes ist neben den Geschwindigkei­
ten aber auch das Fahrverhalten bei den Zwi­
schenzuständen auf den nicht schwarzen 
Strecken. Auf allen diesen Strecken wurde festge­
stellt, daß nach erfolgtem Winterdiensteinsatz das 
Geschwindigkeitsniveau im Laufe der Zeit kontinu­
ierlich ansteigt, auch wenn sich der Fahrbahnzu­
stand nicht merkbar verändert (was selten der Fall 
ist). Bei ausgefahrenen Spuren in der Schneedecke 
steigen die Geschwindigkeiten gegenüber der ho-

mogenen glatten Schneedecke sofort deutlich an, 
unabhängig davon, ob der Fahrer in den Spuren 
bleibt oder die Spuren selbst glatt oder trocken 
sind. Je freier und ausgefahrener die Spuren wer­
den, desto stärker steigen die Geschwindigkeiten 
an. Das Ende dieser Entwicklung stellt dann die 
trockene Fahrbahn mit Schnee- und Eisresten dar, 
bei der die Geschwindigkeiten annähernd denen 
auf homogen trockener Fahrbahn entsprechen 
(Bild 18). 

Welchen Einfluß hat das Geschwindigkeitsverhal­
ten der Verkehrsteilnehmer auf ihr Risiko, in einen 
Unfall verwickelt zu werden oder gar einen Unfall 
zu verursachen? Die verschiedenen Fahrbahnzu­
stände sind mit unterschiedlichen Kraftschlußan­
geboten verbunden (s. Abschnitt 2). Legt man die 
von WEHNER und HOFFMANN ermittelten Werte 
fahrdynamischen Berechnungen zugrunde, lassen 
sich erhöhte Risiken ermitteln, denen sich Kraftfah-
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Bild 17: Wirkung der Salz- und Splittstreuung im Vergleich (Bei­
spiel M 11) 
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Bild 18: Geschwindigkeiten bei den verschiedenen Fahrbahn­
zuständen auf der M 11 im Vergleich (Splittstreuung) 



rer auf winterlichen Straßen gegenüber trockenen 
Straßen aussetzen, indem sie mit relativ überhöh­
ten Geschwindigkeiten fahren; d.h. sie verringern 
zwar ihre Geschwindigkeit, aber nicht in dem 
Maße, wie es dem verringerten Kraftschlußangebot 
entspräche. Die THD definiert aus diesen Überle­
gungen heraus einen "Risikofaktor". Als Sicher­
heitsindikator (Normativ) dient dabei der auf die 
trockene Fahrbahn bezogene Anhalteweg eines 
Fahrers mit der "85%-Geschwindigkeit". Der Risi­
kofaktor F zeigt an, ob sich der Anhalteweg auf 
einer winterlichen Fahrbahn - ermittelt aus der 
85%-Geschwindigkeit und dem Kraftschlußbeiwert 
des jeweiligen Fahrbahnzustandes - in Bezug auf 
die trockene Fahrbahn verlängert (F > 1) oder ver­
kürzt (F < 1 ). Bild 19 stellt Risikofaktoren für zwei 
untersuchte Straßen des weißen und grauen Net­
zes zusammen. 

Es wird deutlich, daß auf winterglatten Fahrbahnen 
trotz absolut geringerer Geschwindigkeiten (s. Bil­
der 18 und 19) im Vergleich zu trockenen Fahrbah­
nen deutlich zu schnell gefahren wird und damit 
das potentielle Risiko höher liegt. Die Splittstreu­
ung verringert (durch die gleichbleibenden Ge­
schwindigkeiten bei leichter Erhöhung des Kraft­
schlusses) das potentielle Risiko gegenüber der 
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Bild 19: Risikofaktoren für verschiedene Fahrbahnzustände 
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schneebedeckten Fahrbahn merkbar und erreicht 
direkt nach der Streuung einen Sicherheitseffekt 
Das Risiko auf der abgestumpften Fahrbahn ist al­
lerdings immer noch erheblich höher als auf der 
trockenen und sogar auf der gesalzenen Fahrbahn. 
Noch geringere Auswirkungen hat die reine Räu­
mung ohne Streuen ("Nullstreuung"), die infolge 
gleichbleibenden Kraftschlusses (auf der nach wie 
vor schneebedeckten Fahrbahn) und leicht erhöh­
ter Geschwindigkeiten sogar einen Anstieg des po­
tentiellen persönlichen - weil selbstverschuldeten -
Risikos bewirkt. 

Unfallgeschehen auf weißen I grauen Strecken 
Wie wirken sich nun Fahrverhalten und daraus re­
sultierende höhere Risiken für den Verkehrsteilneh­
mer auf winterlichen, speziell auf abgestumpften 
(graues Netz) oder nur geräumten (weißes Netz) 
Straßen auf das Unfallgeschehen aus? 

Die THD wertete zur Beantwortung dieser Frage 
insgesamt 635 Unfälle aus, von denen sich 262 auf 
winterglatten Fahrbahnen ereignet hatten. Jedem 
einzelnen Winterunfall konnte durch Auswertung 
von Unterlagen der Meistereien, auf deren Netz 
sich der Unfall ereignet hatte, Datum, Uhrzeit und 
der verwendete Streustoff eines Winterdienstein­
satzes zugeordnet werden. Zur Ermittlung der Un­
fallraten auf glatter, geräumter bzw. gestreuter 
Fahrbahn wurden nur solche Zeiträume herange­
zogen, von denen mit Sicherheit bekannt war, wel­
cher Fahrbahnzustand auf dem betreffenden Ab­
schnitt vorlag. Dafür wurden für die grauen 
Strecken für jeden Streckenabschnitt und jeden 
einzelnen Winterdiensteinsatz- vom Zeitpunkt der 
Streuung ausgehend - stundenweise die Verkehrs­
dichte sowie die auf der betreffenden Strecke auf­
getretenen Unfälle ermittelt. Da auch auf den Ver­
suchsstrecken mit "eingeschränktem" Winterdienst 
aus Gründen der Verkehrssicherheit häufig mit Salz 
gestreut wurde, wurden bei den Rechnungen drei 
Fälle verglichen: 

- eingeschränkter Winterdienst mit Splittstreuung 
- eingeschränkter Winterdienst mit Salzstreuung 
- "normaler" Winterdienst mit Salzstreuung 

Dabei fielen in die Kategorie "normaler Winter­
dienst" die Winter, in denen die Untersuchungs­
strecken nicht bzw. nicht mehr im grauen Netz 
lagen. Für die weißen Strecken konnten auf der 
Grundlage der verfügbaren Werte keine stunden­
bzw. fahrbahnbezogenen Unfalldaten ermittelt wer­
den. 
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Bei der Bewertung der aus den beschriebenen 
Rechnungen ermittelten Unfallraten (Unfälle I 1 
Mio. Fz-km) ist zu berücksichtigen, daß es sich bei 
den Untersuchungsstrecken mit eingeschränktem 
Winterdienst um Strecken handelt, die aufgrund 
der für ihre Auswahl maßgebenden Kriterien eine 
nur geringe Verkehrsbelastung, eine günstige 
Streckencharakteristik sowie eine auch bei trocke­
ner und nasser Fahrbahn ohnehin geringe Unfall­
häufigkeit ausweisen. Das Unfallrisiko in Wintern 
mit normalem Winterdienst liegt auf diesen 
Strecken erheblich niedriger als im Durchschnitt 
der Außerortsstraßen. Bei Durchführung eines ein­
geschränkten Winterdienstes steigt das Unfallrisiko 
auf diesen Strecken deutlich an, liegt dann aller­
dings immer noch geringfügig unter den allgemei­
nen Werten. 

Bild 20 zeigt die Entwicklung der Unfallrate für 
Strecken des grauen Netzes, bei denen auch so­
genannte "Notsalzungen" durchgeführt wurden, 
über einen Zeitraum von 8 Stunden vor einem Win­
terdiensteinsatz bis 12 Stunden nach dem Einsatz 
für die drei oben genannten Einsatzfälle. Die Unfall­
rate steigt bei allen drei Einsatzfällen -als Folge zu­
nehmend winterlicher Straßenverhältnisse - vor 
dem Einsatz stark an und sinkt nach dem Einsatz 
schnell auf ein deutlich niedrigeres Niveau. Nach 
einer Salzstreuung wird dabei wieder nahezu der 
Wert für die nicht-winterliche Fahrbahn (1, 1 U I 106 
Fz-km) erreicht. Auch bei einer Splittstreuung ist 
zunächst ein starkes Absinken der Unfallrate bis 
auf weniger als 2 U I 106 Fz-km festzustellen (wo­
bei dieser Wert immer noch merkbar höher liegt als 
nach einer Salzstreuung); im Verlauf der nächsten 
(2-6) Stunden steigt der Wert jedoch wieder deut­
lich an auf eine Unfallrate von etwa 3,5 U I 1 06 
Fz-km. Dieser Anstieg ist als Folge zum einen der 
schnell nachlassenden abstumpfenden Wirkung 
der Streuung (bereits nach relativ wenigen Über­
fahrten sind viele Splittkörner zur Seite geschleu­
dert- s. Abschnitt 2.2), zum anderen aber auch des 
beschriebenen Geschwindigkeitsverhaltens zu 
sehen. 

ln Tabelle 2 sind die Unfallraten für die Zeiträume 
von jeweils vier Stunden vor und nach dem Winter­
diensteinsatz noch einmal zusammenfassend dar­
gestellt. Zum Vergleich sind die entsprechenden 
Werte einer gleichartigen Untersuchung an 
Strecken mit normalem Winterdienst (Salzstreu­
ung, letzte Zeile) aufgeführt. Wie schon aus der 
Darstellung (Bild 20) ersichtlich, erhöht sich die Un­
fallrate durch Winterglätte auf den acht- bis neun-

fachen Wert gegenüber der nicht-winterlichen 
Fahrbahn. Durch Splittstreuung reduziert sich die 
Unfallrate wieder auf ein Fünftel des Glätte-Wertes, 
ist aber immer noch fast doppelt so hoch wie bei 
trockener bzw. nasser Fahrbahn. Durch Salzstreu­
ung wird ein wesentlich stärkerer Rückgang der 
Unfallrate erzielt. Die vor der Streuung relativ hohen 
Unfallraten, die unabhängig vom anschließend ver­
wendeten Streustoff sind, überraschen vor allem 
im Vergleich zum Unfallrisiko vor der Streuung bei 
normalem Winterdienst Die oben angeführte Risi­
ko"bereitschaft" auf winterglatten Fahrbahnen im 
grauen I weißen Netz schlägt sich also auch im Un­
fallrisiko nieder. 

Unfallrate 
[U I 1 Mio. Fz-km] 

Tage ohne Vor Einsatz Nach Einsatz 
Winterglätte 

eingeschränkter 
Winterdienst, 9,9 2,0 
Splittstreuung 

eingeschränkter 1 '1 
Winterdienst, 8,2 0,7 
Salzstreuung 

normaler Winterdienst, 
Salzstreuung 5,0 0,4 

Vergleichswert 
normaler Winterdienst 1,2 7,3 2,2 
außerorts 

Tab. 2: Unfallraten vor und nach einem Winterdiensteinsatz 
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[U /1 06 Fz-km] 
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Bild 20: Verlauf der Unfallrate vor und nach dem Winterdienst­
Einsatz auf den bayerischen Strecken 



Ein eingeschränkter Winterdienst mit weißen und I 
oder grauen Teilnetzen hat zusätzliche mittelbare 
Auswirkungen auf die Sicherheit der Verkehrsteil­
nehmer. Die weißen I grauen Strecken werden von 
der Bevölkerung sehr unterschiedlich angenom­
men, abhängig von der persönlichen Betroffenheit 
des Einzelnen [SCHNEIDER, 1987]. Die unter­
schiedliche Akzeptanz führt dazu, daß die Strecken 
mit eingeschränkten Winterdienst häufig umfahren 
werden. Der sich verlagernde Verkehr weicht auf 
Strecken aus, die einem normalen Winterdienst un­
terliegen. Auf diesen Strecken wächst so die Ver­
kehrsdichte und mit ihr wachsen die absoluten Un­
fallzahlen, da auch die Ausweichstrecken nicht frei 
sind von winterlichem Wetter und damit von win­
terlichen Fahrbahnzuständen. Die THD hat in einer 
Modellrechnung ermittelt, daß z.B. im Freistaat 
Bayern durch die Verlagerung eines Teiles des Ver­
kehrsaufkommens von Strecken mit eingeschränk­
tem Winterdienst auf Strecken mit normalen Win­
terdienst - bei einer angenommenen Länge der 
Ausweichstrecke vom 1 ,5-fachen der umfahrenen 
Strecke- die Anzahl der zu erwartenden Unfälle auf 
diesen Strecken auf fast das Doppelte steigt. 

ln weiteren Forschungsvorhaben untersuchte die 
THD auch den Einfluß des Winterdienstes auf Bun­
desautobahnen und den übrigen Außerortsstraßen. 
Zusammenfassend kamen diese Untersuchungen 
zu den folgenden Ergebnissen: Der Einsatz tauen­
der Streustoffe auf Autobahnen senkt die auf glat­
ten Fahrbahnen hohen Unfallraten und hilft, Staus 
zu vermeiden. Die Kosten für den Winterdienst wer­
den durch Nutzen auf den Sektoren Verkehrsablauf 
und Verkehrssicherheit (Zeit-, Unfall-, Betriebsko­
sten der Verkehrsteilnehmer) mehr als kompensiert. 
Auf den übrigen Außerortsstraßen überwiegt in 
einer gesamtwirtschaftlichen Betrachtung der Nut­
zen die Kosten des Winterdienstes bereits kurze 
Zeit nach einem Streueinsatz mit tauenden Stoffen. 
Beim Einsatz abstumpfender Stoffe bleibt eine ge­
genüber dem Einsatz von Taustoffen höhere Unfall­
rate. Die Splittstreuung bringt gegenüber der Salz­
streuung erhebliche betriebs-und volkswirtschaftli­
che Mehrkosten. Die Kosten der Belastung der Um­
welt durch die verschiedenen Streustoffe wurden in 
den dargestellten Untersuchungen nicht ermittelt. 

Als Konsequenz aus diesen Ergebnissen ist auf 
Bundesfernstraßen aus Gründen der Verkehrssi­
cherheit sowie aus gesamtwirtschaftlichen Grün­
den (Kosten des Winterdienstes, Versorgung mit 
Wirtschaftsgütern) der Einsatz von Taustoffen nicht 
verzichtbar. 
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Insgesamt ist aus den vorliegenden Untersuchun­
gen und Publikationen über die direkte Auswirkung 
der Streuung abstumpfender Mittel auf Außerorts­
straßen abzuleiten, daß die Sicherheit und Unver­
sehrtheit des Menschen als Verkehrsteilnehmer di­
rekt beeinträchtigt wird. Das Risiko, am allgemei­
nen Straßenverkehr teilzunehmen, steigt auf win­
terglatten Straßen ohne Straßenwinterdienst er­
heblich und wird beim Einsatz abstumpfender 
Streustoffe über einen längeren Zeitraum auf min­
destens das Doppelte erhöht. Die - im Einzelfall 
nicht betroffene- Öffentlichkeit steht einem Winter­
dienst mit abstumpfenden Stoffen zwar grundsätz­
lich positiv gegenüber, weil die "Umweltfreundlich­
keif' solcher Maßnahmen einfach vorausgesetzt 
wird. Die notgedrungen Kraftfahrenden, die unmit­
telbar Betroffenen, wie z.B. Berufstätige mit länge­
ren täglichen Fahrwegen (die z.T. mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln gar nicht zu erledigen sind), Bus­
und Berufskraftfahrer sowie Fahrer der Fahrzeuge 
von Rettungsdiensten (Krankenwagen, Feuerwehr) 
lehnen einen Winterdienst mit abstumpfenden 
Stoffen oder gar völlig ohne Streuung scharf ab. 
Auf bayerischen Versuchsstrecken, insbesondere 
im grenznahen Raum (zur ehemaligen DDR und 
CSSR), wurde nachdrücklich die sofortige Wieder­
aufnahme der Salzstreuung gefordert, da die dorti­
ge Bevölkerung lange Arbeitswege zu bewältigen 
hatte und sich durch die Splittstrecken zusätzlich 
benachteiligt fühlte [SCHNEIDER, 1987]. 

4.2.4.2 ln Kommunen 

Der Winterdienst in Städten und Gemeinden hat 
sich in den letzten Jahren stark verändert. Der 
wachsende Anspruch der Straßenbenutzer, zu 
jeder Jahreszeit optimale Fahr- und Sicherheitsbe­
dingungen vorzufinden, kollidiert mit den zuneh­
mend bewußter werdenden Gefahren für die Um­
welt durch übermäßigen Taumitteleinsatz und läßt 
gleichermaßen die Intensität des Winterdienstes 
und die damit verbundenen Kosten steigen. Viele 
Gemeinden führen deshalb einen sogenannten 
"differenzierten" oder "weißen" Winterdienst durch, 
bei dem teilweise auf den Einsatz von Streustoffen 
völlig verzichtet wird ("Nullstreuung") [VKS, 1987 I 
1997]. Untersuchungen zur Verkehrssicherheit auf 
winterglatten Fahrbahnen gestalten sich deshalb 
im innerstädtischen Bereich wegen der gegenüber 
Außerortsstraßen stark unterschiedlichen Randbe­
dingungen (Vergleichbarkeit von Verkehrsaufkom­
men, Winterdienststrategie, winterliche Verhältnis­
se u.a.m.) erheblich schwieriger. 
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Grundsätzlich existieren in der Literatur zwei An­
sätze, die Auswirkungen eines streusalzlosen Win­
terdienstes auf das Unfallgeschehen und damit die 
Sicherheit des Menschen als Verkehrsteilnehmer 
zu beschreiben. Der eine ist, den oben (Abschnitt 
4.2 .4.1) für Außerortsstraßen beschriebenen An­
satz einer zeitlichen Zuordnung von Unfall und 
Winterdiensteinsatz auf die Kommunen zu übertra­
gen. Der zweite ist grundsätzlich anderer Natur. Er 
zieht aus verschiedenen Faktoren wie 

- Art des Winterdienstes (Salz - oder Splittstreu­
ung) 

- Strenge des Winters 
- Anzahl und Schwere der beobachteten Unfälle 

während des Winters 

sowie dem Vergleich dieser Faktoren über ver­
schiedene Jahre und Städte Rückschlüsse auf die 
Auswirkungen eines streusalzlosen Winterdienstes 
und kommt so zu mehr wertenden Aussagen. Auf 
beide Ansätze sowie die Ergebnisse aus Arbeiten 
mit diesen Ansätzen wird nachfolgend eingegan­
gen werden. 

Vorab soll jedoch ein dritter Ansatz erwähnt wer­
den, der allerdings trotz aufwendiger Recherchen 
nicht zum Ziel geführt hat und deshalb zur Nach­
ahmung nicht empfohlen werden kann. Ähnlich wie 
KNOFLACHER (1987) für Außerortsstraßen hat 
SCHREIBER (1989) im Rahmen des Modellversu­
ches "Optimierter Winterdienst in Dortmund und 
Berlin" versucht, mit sehr hohem statistischem 
Aufwand Aussagen über die Auswirkung des Berli­
ner Winterdienstes mit abstumpfenden Stoffen auf 
die Verkehrssicherheit und das Unfallgeschehen zu 
ermitteln. ln einer umfangreichen und akribischen 
Arbeit werden mit viel Aufwand und Mühe Unfall­
zahlen auf ca. 80 km innerstädtischen Hauptver­
kehrsstraßen, die mit abstumpfenden Stoffen be­
handelt werden, den mit Tausalz gestreuten 
Schnellverkehrsstraßen (u.a. BAB A 1 0) mit einer 
Länge von ca. 20 km gegenübergestellt. Die Unfall­
zahlen werden - gesamt sowie aufgeteilt auf ver­
schiedene Unfallschwereklassen - auf unterschied­
lich strenge Wintersituationen bezogen und den 
Werten für nicht winterliche Situationen gegen­
übergestellt. Der Straßenzustand für den Unfallzeit­
punkt wird dabei in Ermangelung anderer Möglich­
keiten auf der Grundlage der Menge des während 
einer Schicht des zuständigen Betriebshofes aus­
gebrachten Streumittels bestimmt. Das führt (be­
reits im Ansatz bei der Zuordnung von Unfall zu 
Glättesituation) z.B. zu der seltsam anmutenden 
Konstellation, daß aufgrund der - während einer 

Schicht ausgebrachten - nur 50 %igen "Normal­
menge" Granulat (für einen nicht flächendecken­
den Sondereinsatz z.B. auf einer Brücke) der be­
sonders unfallträchtige Zustand des Auftretens 
vereinzelter, lokaler Glätte an exponierter Stelle 
dem Fahrbahnzustand "nicht winterlich" - weil nur 
geringer Streustoffeinsatz - zugeordnet wird. Mit 
den Daten mehrerer solcher methodisch nicht ganz 
einwandfreier Ansätze wird dann eine statistisch 
saubere und nachvollziehbare Betrachtung durch­
geführt, die aufgrund richtiger Rechenergebnisse 
zu vermeintlich seriösen Aussagen führt. 

Bei der Bewertung dieser Ergebnisse kommt es 
zudem zu gravierenden Unzulässigkeiten. So wird 
z.B. festgestellt, daß es auf salzbehandelten 
Strecken zu einer "drastischen Verdreifachung" der 
Unfallraten kommt. Verschwiegen wird dabei, daß 
das Unfallrisiko auf den salzbehandelten Strecken 
nur etwa 1/3 desjenigen auf den Granulatstrecken 
beträgt. Die "Bewertung" gipfelt darin, nicht vor­
handene Unfälle auf "notgesalzenen" Granulat­
strecken als Nachweis für die Wirksamkeit eines 
mit abstumpfenden Streustoffen durchgeführten 
Winterdienstes heranzuziehen. 

Der Ansatz, verschiedene Winterdienstarten bezüg­
lich ihrer Auswirkung auf das Unfallgeschehen an­
hand der Rohdaten der amtlichen Straßenverkehrs­
statistik zu vergleichen, wurde von SCHNEEWOLF 
(1985, 1987, 1988 u.a.) in verschiedenen Untersu­
chungen gegenüber einfachen Betrachtungen (s.o., 
LINSI I LAMPERT u.a.m) verfeinert und sehr sorg­
fältig und nachvollziehbar angewendet. Die Syste­
matik und daraus resultierende Ergebnisse sollen 
hier an einem Beispiel dargestellt, erläutert und 
anschließend- vergleichend mit dem zweiten, oben 
beschriebenen Ansatz- bewertet werden. 

Für den Winter 1985/86 wurde vom Hamburger 
Senat ein "grundsätzlich streusalzfreier Winter­
dienst auf Fahrbahnen" beschlossen. Regelmäßig 
gesalzen wurde nur noch 1 % des Stadtstraßen­
netzes. Die bisherigen Salzstrecken wurden ab­
stumpfend gestreut, knapp die Hälfte des Netzes 
blieb - wie auch schon vorher - streumittelfrei. Im 
Laufe des Winters gab es vier Tage, an denen 
wegen Eisregens Ausnahmesalzungen durchge­
führt wurden, dreimal auf 40 % und einmal auf 56 
% des Netzes. Bei der begeleitenden Unfallunter­
suchung wurde das Unfallgeschehen im salzarmen 
Winter 1985/86 verglichen mit dem in den beiden 
Wintern davor. Dabei ging es um zwei Grundfra­
gen: 



1. Wie wirkt sich der geänderte Winterdienst auf 
das Unfallgeschehen aus? 

2. Wie unterscheidet sich in Harnburg das Unfall­
geschehen an Tagen mit Winterglätte von dem 
an Tagen ohne Winterglätte? 

Als Datengrundlage wurde auf die Rohdaten der 
amtlichen Straßenverkehrsunfallstatistik zurückge­
griffen. Als Winter wurde jeweils die Zeit vom 
1. November bis zum 31. März gewertet. Als Tage 
"mit Winterglätte" wurden die Tage definiert, an 
denen sich laut polizeilicher Unfallanzeige minde­
stens 10 % der schweren Unfälle auf winterglatter 
Straße ereignet hatten. Der Autor geht davon aus, 
daß sich solche Unfälle sowohl auf salzfreien als 
auch auf mit Salz behandelten Straßen zu etwa glei­
chen Teilen ereignen. Er schließt daraus, daß das 
gewählte Kriterium hinreichend unabhängig von der 
Winterdienststrategie ist. Deshalb hält er es für er­
laubt, den streusalzfreien Winter mit den beiden zu 
Vergleichszwecken herangezogenen Vorwintern mit 
teilweiser Salzstreuung zu vergleichen. 

Als Indikator für Glättewitterung und ihre Intensität 
nicht geeignet wurden - im Gegensatz zu SCHREI­
BER - die Winterdienst-Aktivitäten der Stadtreini­
gung selbst angesehen, da der Umfang dieser Ak­
tivitäten nicht nur von der Witterung abhängt, son­
dern auch stark vom jeweiligen Winterdienstkon­
zept bis hin zu tagespolitischen Schwankungen. 
Bei starkem Salzeinsatz dürfte es z.B. tendenziell 
weniger Tage mit Volleinsätzen geben (und damit 
weniger Glättetage) als bei nur abstumpfender 
Streuung, was je nach Winterdienstkonzept zu un­
terschiedlichen Aussagen darüber führt, was nun 
ein mehr oder weniger intensiver Glättetag war. 

Für die Beantwortung der Frage nach den Auswir­
kungen des Winterdienstes auf das Unfallgesche­
hen werden drei Vergleiche angestellt, von denen 
die zwei wesentlichen hier dargelegt werden. 

Im ersten Vergleich wird die gesamte Winterzeit 
1985/86 pauschal mit der gesamten Winterzeit der 
beiden Vorwinter verglichen. Um zu sehen, ob die 
Hamburger Entwicklung aus dem Rahmen fiel, wird 
auch die Entwicklung in benachbarten Großstädten 
(Bremen, Bremerhaven, Lübeck, Kiel) herangezo­
gen, in denen es gegenüber den Vorwintern keine 
Veränderung des Winterdienstkonzeptes gegeben 
hatte. ln dem zweiten Vergleich werden die Glätte­
werktage des salzarmen Winters mit den Glätte­
werktagen der beiden Vorwinter verglichen. (Ein 
dritter Vergleich wird zwischen den Glättewerkta­
gen und den Nichtglättewerktagen durchgeführt.) 

Die mit diesem Ansatz zu erzielenden Ergebnisse 
sind erstaunlich einleuchtend: ln Harnburg gab es 
im salzarmen Winter 1985/86 sowohl gegenüber 
den beiden Vorwintern als auch gegenüber den 
Nachbarstädten mehr Unfälle, weniger schwere 
Unfälle, noch weniger Unfälle mit Personenscha­
den und besonders wenig schwer Verunglückte. 
Das Ergebnis des Vergleiches allein auf der Basis 
der Glättewerktage zeigt dieselbe Tendenz. Das all­
gemeine Bild läßt sich verfeinern, wenn man die 
Verunglückten nach der Art der Verkehrsteilnahme 
unterscheidet. Absolut gesehen gingen die Rück­
gänge der Verunglücktenzahlen in erster Linie auf 
weniger verunglückte Pkw-Insassen, dann auf we­
niger verunglückte Fußgänger und schließlich auf 
weniger verunglückte Kradfahrer zurück. Der Rück­
gang der Verunglücktenzahlen bei den Pkw-lnsas­
sen ist dabei nicht nur auf Verkehrsabstinenz oder 
ein Umsteigen auf öffentliche Verkehrsmittel 
zurückzuführen, sondern auch auf vorsichtigeres 
Fahren: an den Glättewerktagen im salzarmen Win­
ter gab es 10 % weniger verunglückte Verkehrsin­
sassen als in den Vorwintern, aber nur 1,5 % weni­
ger Kraftverkehr (gemessen an zehn Dauermeß­
stellen im Hamburger Stadtnetz). 

Vergleichbare Ergebnisse bringen ähnliche Pau­
schalbetrachtungen in weiteren Gemeinden mit re­
duziertem Einsatz von Taustoffen und/oder einem 
völligen Verzicht auf ihren Einsatz [KEMPE, 1985 
u.a.m.] 

Den zweiten Ansatz - Zuordnung verschiedener 
Fahrbahnzustände und darauf folgender Winter­
diensteinsätze zum Unfallgeschehen, genauer zum 
einzelnen Unfall - verfolgte zunächst die begleiten­
de Untersuchung zum salzfreien Winterdienst in 
Berlin [HOFFMANN I ZMECK. 1985] und später, in 
einer weitergespannten, mehrere Städte umfassen­
den Untersuchung, die TH Darmstadt [BARK et al., 
1993]. 

Zusammenfassend stellten HOFFMANN/ZMECK 
fest, "daß winterglatte Fahrbahnen die Verkehrssi­
cherheit tatsächlich erheblich beeinträchtigen." An 
Tagen mit extremer Winterglätte stieg die Unfall­
häufigkeit im gesamten Berliner Straßennetz auf 
den doppelten Wert gegenüber der Unfallhäufigkeit 
auf trockenen Fahrbahnen. Auf Hauptverkehrs­
straßen wurde sogar eine Erhöhung der Unfallzah­
len auf das dreifache nachgewiesen, ein Wert, der 
auch in ausländischen Untersuchungen bestätigt 
wird [MÖLLER et. al., 1992]. Die Unfallcharakteri­
stik zeigt eine deutliche Zunahme der Auffahrunfäl-
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le - der Unfälle, "die auf eine Diskrepanz zwischen 
Kraftschlußbedarf und Krattschlußangebot zurück­
geführt werden können." Der eingesetzte Streustoff 
hatte in Berlin keinen nachweisbaren Einfluß auf 
das Unfallgeschehen bei extremer winterlicher 
Glätte, zumal Salz "bei den in Berlin in den letzten 
Wintern zur Anwendung gekommenen geringen 
Streumengen erst allmählich zum Auftauen der 
Schneedecke führen konnte und auch nur noch je­
weils eine Fahrspur je Richtungsfahrbahn abge­
streut wurde." Bei normaler Winterglätte wirkten 
sich die verschiedenen Winterdienstmaßnahmen je 
nach Belastung, Funktion und Trassierung der 
Straßen unterschiedlich aus. Die ausschließliche 
Verwendung abstumpfender Mittel führt nur unter 
bestimmten Randbedingungen zu einer Zunahme 
der Unfallhäufigkeit Bei stark belasteten Strecken­
abschnitten, die auch aufgrund ihrer Trassierungs­
elemente erhöhte Anforderungen an den Kraft­
schluß zwischen Reifen und Fahrbahn stellen, ver­
doppelte sich die Unfallhäufigkeit gegenüber 
trockener Fahrbahn. 

Zu vergleichbaren, noch besser abgesicherten und 
damit die Ergebnisse von HOFFMANN/ZMECK er­
gänzenden Ergebnissen kommt die Untersuchung 
der TH Darmstadt [BARK et al., 1993]. Im Rahmen 
des Forschungsvorhabens "Winterdienst und Ver­
kehrssicherheit (innerorts)" wurden mit der in Ab­
schnitt 4.2.4.1 beschriebenen Methodik Zusam­
menhänge zwischen der Art des Winterdienstes 
(Salz-, Splitt-, Nullstreuung) und dem Verkehrsab­
lauf sowie dem Unfallgeschehen bei verschiedenen 
Fahrbahnzuständen untersucht. Anhand einer Ver­
kehrsanalysewurden Aussagen über das Fahrver­
halten und das potentielle Unfallrisiko in Abhängig­
keit vom Fahrbahnzustand getroffen. Insgesamt 
wurde eine deutliche Abnahme der Verkehrsstär­
ken bei winterlicher Witterung gegenüber nichtwin­
terlicher Witterung festgestellt. 

Bezüglich des Fahrverhaltens wurde festgestellt, 
daß der Verkehrsteilnehmer bei winterlichen Fahr­
bahnverhältnissen allgemein riskanter fährt als auf 
trockenen Straßen. Auf glatten, nicht gestreuten 
Straßen wird dabei relativ langsam gefahren, den­
noch steigt das Unfallrisiko gegenüber trockenen 
Straßen. Nach einer Streuung (abstumpfend und 
auftauend) wird jedoch der Kraftschlußbeiwert der 
Fahrbahn z.T. sehr falsch eingeschätzt, die Ge­
schwindigkeit den Verhältnissen nicht ausreichend 
angepaßt und es wird zu schnell gefahren - die Ver­
kehrsteilnehmer beurteilen die nicht behandelte 
Fahrbahn realistischer als eine abgestreute. Als 

Folge sind bei "Nullstreuung" eine geringere Unfall­
dichte sowie geringere Unfallkosten zu verzeichnen 
als bei Splitt- oder Salzstreuung. Im Vergleich zwi­
schen Salz- und Splittstreuung lassen sich keine 
Unterschiede der Unfallschwere erkennen. Zwar ist 
die Unfalldichte auf Salzstrecken meist höher, doch 
handelt es sich hier meist um entweder hochbela­
stete oder um gefährliche Strecken, was einen di­
rekten Vergleich erschwert. 

Der Bezug der Unfälle auf den Einsatzzeitpunkt 
macht eine günstige Beeinflussung der Verkehrssi­
cherheit durch einen frühzeitigen Winterdienst 
deutlich. Die Zahl der auf die Fahrleistung bezoge­
nen Unfälle nimmt vor dem Einsatz witterungsbe­
dingt zu und geht nach dem Einsatz zurück. 

Insgesamt ist festzustellen, daß Untersuchungen 
mit den beschriebenen Ansätzen durchaus zu ver­
gleichbaren Aussagen bezüglich der Auswirkung 
abstumpfender Streustoffe auf die Gesundheit des 
Menschen als motorisiertem Verkehrsteilnehmer 
führen. Der Einsatz abstumpfender Stoffe, besser 
sogar der völlige Verzicht auf einen Streustoffein­
satz - die von SCHNEEWOLF (1985) kreierte "Null­
streuung" - erhöht zwar die Gefahr, in einen Unfall 
verwickelt zu werden; es ist jedoch im allgemeinen 
damit zu rechnen, daß man aus diesem Unfall mit 
einem gehörigen Schrecken und mit all den aus 
einem solchen Ereignis resultierenden persönli­
chen Ärgernissen, aber schließlich mit heiler Haut 
oder zumindest nur ein paar Kratzern davon­
kommt. 

Der Ansatz des pauschalen Vergleiches verzichtet 
zwangsläufig auf möglichst klar definierte Randbe­
dingungen und kann diesen Verzicht auch durch 
Verfeinerungen des Vergehens nicht wett machen. 
Die Gegenüberstellung monatlicher Unfallzahlen 
oder sogar der Unfallzahlen ganzer Winterperioden 
kann allerdings nur zur Beschreibung der Wirkung 
unterschiedlicher Winterdienstkonzepte dienen, 
nicht aber zu ihrer Erklärung beitragen. 

Hinzu kommt, daß je nach der politischen Ausrich­
tung der Entscheidendungsträger die Zielvorgaben 
für die Durchführung des Winterdienstes differieren 
können und damit auch die Wertung der Ergebnis­
se durchgeführter Untersuchungen. Dies sei am 
Beispiel Harnburg erläutert. ln dem Senatsbe­
schluß, der zum "grundsätzlich streusalzfreien Win­
terdienst auf Fahrbahnen" führte, wurden die 
Schnelligkeit und Leichtigkeit einerseits sowie die 
Sicherheit des Verkehrs andererseits unterschied­
lich gewertet. Es heißt: "Aus Gründen des Umwelt-



schutzes und im Hinblick auf geringere Streusalz­
schäden an Fahrbahnen und Bauwerken nimmt der 
Senat in Kauf, daß an wenigen Tagen bei 
Schneeglätte die Schnelligkeit des Verkehrs nicht 
in gewohnter Weise gewährleistet wird; er wird den 
Einsatz von Streusalz daher auf außergewöhnliche 
Witterungseinflüsse beschränken, wenn die Si­
cherheit des Verkehrs nicht auf andere Weise auf­
rechterhalten werden kann." Bei der erneuten Um­
stellung bereits nach einer Winterperiode änderte 
sich die Gewichtung. Besonderes Augenmerk soll­
te "einem möglichst reibungslosen Ablauf des Be­
rufs- und Wirtschaftsverkehrs sowie des Buslinien­
verkehrs" gewidmet werden. Parallel appellierte 
der Senat "an alle Autofahrer, ihre Fahrweise dem 
jeweiligen Straßenzustand anzupassen. Winterrei­
fen, ein früherer Aufbruch zur Arbeit und vor allem 
der Umstieg auf öffentliche Verkehrsmittel können 
helfen, Unfälle zu vermeiden." 

Der Winterdienstes basiert auf gesetzlichen Vorga­
ben. Er trägt dazu bei, Unfälle zu vermeiden. Ins­
gesamt ist festzuhalten, daß der Winterdienst in 
Städten vornehmlich der Leistungsfähigkeit des 
Netzes dient. Die Auswirkungen auf das Verkehrs­
geschehens sind um so positiver, je früher der Win­
terdienst stattfindet. Ein gesamtwirtschaftlicher 
Gewinn durch z.B. geringere Unfall-, Betriebs­
und/oder Zeitkosten der Verkehrsteilnehmer läßt 
sich daraus in Kommunen nur bedingt ermitteln. 
Der ergibt sich - beim Einsatz tauender Stoffe -
durch die Erhaltung der Leistungsfähigkeit der 
Straßen. Dieser Vorteil der Aufrechterhaltung des 
Verkehrsflusses ist für große und mittlere Städte 
ein wichtigeres Kriterium als für kleine Gemeinden. 

Die Sicherheit des Kraftfahrers hängt zu einem 
großen, nicht zu unterschätzenden Teil nicht nur 
vom Winterdienst und den eingesetzten Streustof­
fen ab, sondern vom Fahrverhalten und dem fahre­
rischen Können jedes einzelnen. 

4.2.4.3 Als Radfahrer 

Der Radwegewinterdienst spielte lange Zeit ge­
genüber dem allgemeinen Straßenwinterdienst 
eine stark vernachlässigte Rolle. Dementspre­
chend liegen nur wenige Quellen über den Radwe­
gewinterdienst und die dabei verwendeten Streu­
stoffe vor, noch viel weniger über deren Auswirkun­
gen auf die Umwelt. Die vorliegenden Publikatio­
nen beschäftigen sich zwangsläufig nahezu aus­
schließlich mit dem Radwegewinterdienst in Kom­
munen, da nur dort der Radverkehr auch im Winter 
eine größere Rolle spielt. 
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Die Aufrechterhaltung der Befahrbarkeit von Rad­
wegen während des Winters bereitet Probleme. Sie 
können nur befahrbar gehalten werden, wenn die 
glättebildenden Schichten sich mechanisch besei­
tigen lassen: "Ein Streuen mit abstumpfenden Stof­
fen ist wenig hilfreich." [REINEFARTH, 1984] Diese 
Einschätzung spiegelt sich auch in einer Umfrage 
bei Städten und Gemeinden wieder, die SCHNEE­
WOLF (1985) Anfang der 80er Jahre durchgeführt 
hat. Er stellte fest, daß die winterdienstliche Be­
treuung der Radwege "mehr eine verkehrspoliti­
sche Frage als eine technische Frage" ist. Bezüg­
lich der Auswirkungen des Radwegewinterdienstes 
auf die Umwelt im weiteren Sinne ergab die Umfra­
ge geringe bis erhebliche Reifenschäden an 
Fahrrädern in Abhängigkeit vom eingesetzten 
Streustoff. Als Konsequenz aus diesen Schäden 
wurde z.B. in das Berliner Straßenreinigungsgesetz 
aufgenommen, daß "auf Radwegen keine scharf­
kantigen Streumittel verwendet werden dürfen." 

Da das Fahrrad als Individualverkehrsmittel in den 
letzten Jahren jedoch eine erheblich gestiegene 
Bedeutung gewonnen hat, wurden auch die Rad­
wegenetze forciert ausgebaut mit der Konsequenz, 
dieses erweiterte Netz auch winterdienstlich enga­
gierter betreuen zu müssen. Die rechtlichen Vor­
aussetzungen und damit die Notwendigkeit sind 
gegeben, denn nach den LandestraBengesetzen 
aber auch den Straßenreinigungsgesetzen sind 
Radwege und Straßen als Verkehrsflächen gleich 
zu behandeln. Da Erfahrungen und Empfehlungen 
zum Winterdienst lange Zeit fehlten - die entspre­
chenden Richtlinien und Merkblätter schweigen 
sich hierzu weitgehend aus - und das Übertragen 
der Methoden des Straßenwinterdienstes nur sehr 
bedingt möglich ist, werden von den Kommunen 
sehr unterschiedliche Methoden im Hinblick auf 
Fahrzeuge, Räumtechniken und Streustoffe prakti­
ziert. ECKERT und HANKE (1990) empfahlen des­
halb als Konsequenz einer Umfrage bei knapp 100 
Städten und Gemeinden eine eingehende Untersu­
chung der Problemstellung. Diese Untersuchung 
wurde zwischenzeitlich durchgeführt [BACH et al., 
1995]. 

Bezüglich der hier interessierenden Fragestellung 
der Auswirkung abstumpfender Stoffe auf die Um­
welt brachte die Untersuchung keine wesentlichen 
Erkenntniszuwächse. Ein mit erheblichem Aufwand 
durchgeführtes Meßprogramm zu Kraftschlußbei­
werten für Fahrräder auf gestreuten (abgestumpf­
ten und gesalzenen) winterglatten Flächen ergab, 
daß örtliche und zeitliche Rahmenbedingungen 
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sowie starke Tages- und Stundentemperatur­
schwankungen einen sehr wesentlichen Einfluß auf 
das Kraftschlußverhalten haben. Die Unfallanalyse 
ergab, "daß der Hauptunfalltyp bei Radfahrern der 
Fahrunfall (AIIeinunfall) ist." Das festgestellte er­
höhte Unfallrisiko "von Radfahrern bei Schneefall 
ist - allerdings - vermutlich auf die Verkehrsverla­
gerung vom Radweg auf die Straße zurückzu­
führen." 

Die Ergebnisse der Untersuchung fanden Eingang 
in eine Informationsschrift des Verbandes Kommu­
nale Abfallwirtschaft und Stadtreinigung e.V.: "Win­
terdienst auf Radwegen", deren Entwurf seit 1995 
vorliegt. Hier wird erstmals allgemein verbindlich 
empfohlen, Radwege, soweit es der zur Verfügung 
stehende Gerätepark und die Personalkapazität 
zulassen, mechanisch zu reinigen. Soll.te eine zu­
sätzlich Streuung erforderlich werden, so sind im 
Regelfall abstumpfende Streustoffe auszubringen, 
da häufig "in diesen Bereichen die meisten 
Straßenbäume stehen und durch Salzlösung ge­
schädigt werden können." Dabei werden Streu­
dichten von 1 00 gfm2 für ausreichend erachtet, die 
auf schneebedeckten Radwegen einen ausrei­
chenden tangentialen Kraftschluß gewährleisten. 
Die verwendeten Stoffe sollten nicht besonders 
scharfkantig sein, deshalb wird trotzverschiedener 
Nachteile von Sanden deren Einsatz empfohlen. 
Eine Verlagerung abstumpfender Stoffe durch den 
Verkehr in den Radwegenebenraum wird nahezu 
ausgesch Iossen. 

4.2.4.4 Als Fußgänger 

Die Auswirkungen der Umstellung von Salz- auf 
abstumpfende Streuung auf Gehwegen wurden 
nach der bereits zitierten Befragung von Gemein­
den durch SCHNEEWOLF (1985) nur von ca. 1/4 
der kommunalen Winterdienstbetriebe beobachtet. 
21,5 % der Betriebe konnte dabei keine Verände­
rungen der Zahl der Fußgängerunfälle bei der Um­
stellung von Salz auf abstumpfende Mittel feststel­
len; nur vier von 209 Antworten gaben an, eine Än­
derung festgestellt zu haben. Dabei ist es erstaun­
lich, daß eine derartige Umstellung offensichtlich 
unterschiedliche Auswirkungen auf die Anzahl von 
Fußgängerunfällen haben kann. Aus persönlichen 
Gesprächen des Autors mit den jeweiligen Winter­
dienstverantwortlichen liegen erläuternde Ein­
schätzungen vor: "Eine Gemeinde führte eine Zu­
nahme von Fußgängerunfällen auf eine durch das 
Gehwegsalzverbot verschlechterte Winterdienst­
rnoral - des streupflichtigen Anliegers - zurück, in 

einer anderen, in der sich nach einer Pressekonfe­
renz und entsprechenden Berichten - der örtlichen 
Presse - sowohl die Qualität des privaten Winter­
dienstes als auch die Vorsicht beim Begehen der 
Gehwege erhöht hatten, wurde ein Rückgang der 
Fußgängerunfälle verzeichnet. Eine dritte Gemein­
de stellte fest, daß auch vor dem Salzverbot der 
private Winterdienst so schlecht war, daß eine Um­
stellung auf abstumpfende Mittel in ihren Auswir­
kungen nicht weiter auffiel. Ein weiterer Winter­
dienstbetrieb berichtete, Unfälle würden selten dort 
gemeldet, wo Salz gestreut werde, ein anderer hielt 
die Sicherheit bei abstumpfenden Mitteln zwar für 
eingeschränkt, das Ausmaß der Einschränkungen 
sei aber vertretbar. Städte, in denen es Tests mit 
einem salzfreien Winterdienst auf Gehwegen gab 
(z.B. in Köln, Bann und Stuttgart), machten die Er­
fahrung, daß sich eine Umstellung auf abstumpfen­
de Mittel nicht negativ auf die Fußgängersicherheit 
auswirkte." Bei seiner Hamburger Untersuchung 
stellte SCHNEEWOLF (1987) "weniger verunglück­
te Fußgänger" fest. 

Fußgänger benutzen aber nicht nur Gehwege, sie 
überqueren auch die Fahrbahnen - nach StVO 
unter Beachtung des Fahrzeugverkehrs zügig und 
auf dem kürzesten Wege quer zur Fahrtrichtung. 
Stellen, an denen solche Fußgängerverkehre ver­
stärkt auftreten, sind vor allem Kreuzungen und 
Einmündungen von Straßen. Bei Vorliegen entspre­
chender Voraussetzungen hinsichtlich des Ver­
kehrsaufkommens sowohl im Fahrzeug- als auch 
im Fußgängerverkehr können an solchen Stellen 
gekennzeichnete Fußgängerüberwege (Zebrastrei­
fen) angelegt werden, die ein Vorrecht für Fußgän­
ger begründen. Fußgängerfurten dagegen begrün­
den kein Vorrecht für Fußgänger; sie finden sich 
daher vorwiegend an lichtsignalgesteuerten Kno­
ten, an denen die Fußgänger im Schutz ihrer Grün­
phase die Fahrbahn queren können. 

Nun gibt es unter Fußgängern auch Individualisten, 
denen die Entfernung zum nächsten Fußgänger­
überweg I zur nächsten Furt zu weit ist. So können 
z.B. vor öffentlichen Gebäuden, Zugängen zu 
U-Bahnhöfen o.ä. größere Fußgängerströme ent­
stehen, denen, wenn sie nicht durch Fußgänger­
überwege oder -furten gesichert sind, nach den 
Empfehlungen für die Anlage von Hauptverkehrs­
straßen (EAHV) Überquerungshifen, z.B. durch die 
Anlage von Mittelinseln, angeboten werden können. 

Als dritte Kategorie von Fußgängerquerungsberei­
chen schließlich sind - als Folge der aktuellen 



Rechtsprechung - solche Stellen anzusehen, an 
denen gebündelt Fußgängerquerverkehre ("ein 
nicht unbedeutender Verkehr") auftreten, ihr Um­
fang aber nicht die genannten Maßnahmen recht­
fertigt. Alle diese Querungsbereiche sind winter­
dienstlich zu betreuen, d.h. konkret in den Räum­
und Streuplan aufzunehmen, da Verkehrsteilneh­
mer bei winterlichen Wetterbedingungen vor Ge­
fahren geschützt werden müssen. 

BACH und BÖHM (1996) haben sich mit Umfang 
und Durchführung des Winterdienstes auf Fußgän­
ger-Querungen ausführlich befaßt. Aus der Recht­
sprechung, bisherigen Erkenntnissen über Unfall­
geschehen und Fußgängerverhalten sowie einem 
umfangreichen Untersuchungsprogramm ent­
wickeln sie entsprechende Empfehlungen. 

Zum Unfallgeschehen führen sie aus, daß es über 
Fußgängerunfälle als Folge von Glättesituationen 
vollständige Aufzeichnungen nur über Unfälle mit 
Kraftfahrzeugen gibt. Alleinunfälle von Fußgängern 
sind selten dokumentiert; es gibt auch kaum Mög­
lichkeiten, an ausreichendes Datenmaterial zu 
kommen, das eine Bewertung von verschiedenen 
Winterdienstkonzepten erlaubt. Die überwiegende 
Mehrzahl der erfaßten Unfälle stellen sogenannte 
"Überschreiten-Unfälle" dar (Typ 4: Konflikt eines 
Kraftfahrzeuges mit einem Fußgänger, der die 
Fahrbahn überschreiten will). Eine Verbindung oder 
gar exakte Korrelation zwischen der an winterli­
chen Tagen für Fußgänger auf Überwegen und 
sonstigen Querungen geringfügig höheren Unfall­
wahrscheinlichkeit konnten sie nicht ermitteln. In­
teressant für die hier zu bearbeitende Fragestellung 
mag der Hinweis sein, daß ca. 90 % der für die Un­
tersuchung befragten Kommunen beim Winter­
dienst auf Fußgänger"querungsbereichen" ab­
stumpfende Stoffe einsetzen. 

Die publizierten Untersuchungsergebnisse zur 
Auswirkung abstumpfender Stoffe auf die Sicher­
heit von Radfahrern und Fußgängern machen 
- noch in erheblich höherem Maße als bei Kraftfah­
rern - deutlich, daß das persönliche Risiko einer 
Verkehrsteilnahme im Winter (als Radfahrer oder 
Fußgänger) vom Verhalten des Einzelnen abhängt. 
Eine Abhängigkeit- in welcher Form auch immer­
dieses Risikos wissenschaftlich exakt nachzuwei­
sen, erscheint aufgrundder vielen, komplexen Ein­
flüsse nach Ermessen des Autors nicht möglich. 
Nicht nur die Schwierigkeit, an ausreichend viele 
Daten über glättebedingte Unfälle zu kommen, die 
mit einem bestimmten Winterdienstkonzept (Salz-
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oder Splittstreuung) in Bezug gesetzt werden 
könnten, läßt ein solches Vorhaben scheitern. Auch 
die vorhandene oder eben häufig nicht vorhandene 
individuelle winterliche Ausrüstung der Verkehrs­
teilnehmer (Reifen mit groben Profilen für Fahrrä­
der, Schuhwerk mit geeigneten Sohlen bei Fußgän­
gern) erschwert allgemeingültige Aussagen, eben­
so das bei vielleicht eiligen oder unkenzentrierten 
Verkehrsteilnehmern nicht vorhandene Bewußtsein 
des aktuellen Risikos bei der Fortbewegung auf 
einer glatten Fläche. Vorteile eines bestimmten 
Streustoffes - und damit auch negative Auswirkun­
gen auf die Sicherheit nicht motorisierter Verkehrs­
teilnehmer- sind aufgrund der vorliegenden Unter­
suchungen nicht nachzuweisen. 

Bei der Beurteilung der Auswirkungen abstump­
fender Stoffe auf die Umwelt insgesamt, d.h. unter 
Einbeziehung auch des Menschen und seiner Si­
cherheit als Verkehrsteilnehmer, ist zu bedenken, 
daß bei der durchgeführten Literaturrecherche si­
cher nicht alle Quellen zugänglich waren, die sich 
mit abstumpfende Stoffen befassen. Entweder aus 
einem natürlichen Mangel an Untersuchungen, die 
Umweltschäden durch abstumpfende Stoffe be­
schreiben, weil diese Schäden einfach als nicht 
existent angesehen wurden, z.T. sicher auch, weil 
entsprechende Arbeiten nicht einer breiteren Öf­
fentlichkeit zugänglich gemacht und bewußt 
zurückgehalten wurden (s. z.B. GOTTWALD, Motor 
im Schnee), standen möglicherweise vorhandene 
Informationen nicht zur Verfügung. Festzuhalten 
ist, daß im Bereich "Fahrbahn", "Bauwerk" und 
"Fahrzeug" die bekannt gewordenen Schadwirkun­
gen nahezu ausschließlich mechanischer Natur 
sind. Weiter scheint festzustehen, daß bei ab­
stumpfender Streuung das Straßenbegleitgrün 
außerhalb geschlossener Ortslagen über das nor­
male Maß hinaus geschädigt wird. Eine Beein­
trächtigung des natürlichen I kultürlichen Straßen­
umfeldes (Gewässer, Böden) ist nicht zu besorgen, 
Auswirkungen abstumpfender Streuung auf die 
Fauna im Straßenumfeld wurden nicht beobachtet 
und sind auch nicht zu erwarten. Beeinträchtigun­
gen der Luftqualität in Städten können dann auftre­
ten, wenn eine Smogsituation durch den bei Ver­
wendung abstumpfender Stoffe entstehenden 
Staub verschärft wird. 

Bezüglich der Aussagen zur Sicherheit des Ver­
kehrsteilnehmers Mensch ist zu begrüßen, daß Ar­
beiten mit allzu positiven Ergebnissen zur Auswir­
kung von abstumpfenden Streustoffen [KNOF­
LACHER, SCHREIBER] in der Schublade gehalten 
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wurden. Die Öffentlichkeitswirkung für Laien, die 
methodische Mängel nicht nachvollziehen könn­
ten, wäre einer sachlichen Diskussion nicht zuträg­
lich. Vorteile eines bestimmten Streustoffes für die 
Sicherheit nicht motorisierter Verkehrsteilnehmer 
(Radfahrer, Fußgänger) sind aufgrund der vorlie­
genden Untersuchungen nicht nachzuweisen. Der 
aufgrund gesetzlicher Vorgaben durchgeführte 
Straßenwinterdienst trägt dazu bei, Unfälle zu ver­
meiden, der Winterdienst in Städten dient vor­
nehmlich der Leistungsfähigkeit des Netzes. Die 
Auswirkungen auf das Verkehrsgeschehens sind 
um so positiver, je früher der Winterdienst stattfin­
det. Die Sicherheit des Kraftfahrers hängt zu einem 
großen, nicht zu unterschätzenden Teil nicht nur 
vom Winterdienst und den eingesetzten Streustof­
fen ab, sondern vom Fahrverhalten und dem fahre­
rischen Können jedes einzelnen. Aus den vorlie­
genden und zugänglichen Untersuchungen und 
Publikationen über die Auswirkungen der Streuung 
abstumpfender Mittel auf Außerortsstraßen ist ab­
zuleiten, daß die Verkehrssicherheit beeinträchtigt 
wird. Das Unfallrisiko auf winterglatten Straßen 
steigt ohne Straßenwinterdienst erheblich und wird 
trotz Einsatzes abstumpfender Streustoffe über 
einen längeren Zeitraum auf mindestens das Dop­
pelte erhöht. 

4.3 Rechtliche Würdigung 

Die Rechtsprechung beschäftigt sich mit der Frage 
verschiedener Streustoffe im Straßenwinterdienst 
immer dann, wenn Schäden, die vom Einsatz oder 
auch Nicht-Einsatz eines Streustoffes ausge­
gangen sind, eingeklagt und damit gerichtsanhän­
gig werden. Ausgangspunkt bei der Entschei­
dungstindung ist dabei immer der Schutz (rechtlich 
geschützten und damit) schützenswerten Gutes. 

"Grundsätzlich ist für den Winterdienst derjenige 
verantwortlich, der den Verkehr eröffnet hat, also 
die Dienststelle, der die Verwaltung einer Straße 
obliegt und die auch in der Lage ist, von der Straße 
ausgehenden Gefahren zu begegnen (Verkehrssi­
cherungspflicht). Die Möglichkeiten der Inan­
spruchnahme sind vielfältig. Nicht rechtzeitig oder 
gänzlich unterlassene Streupflicht, zu geringes 
Streumaß, falsch gewähltes Streumittel, mangel­
hafte oder unterlassene Organisation des Winter­
dienstes sind die Hauptgründe, die zu Schadens­
ersatzansprüchen führen .... Bei der Wahl von 
Streumitteln ist sorgfältig zu prüfen, welches Streu­
mittel zum Einsatz kommt. Wenn ... abstumpfende 

Mittel in wenigen Minuten durch den fließenden 
Verkehr unwirksam werden, so ist der Rechtspre­
chung voll zuzustimmen, daß z.B. an stark befah­
renen Fußgängerüberwegen der Schutz von Leib 
und Leben der Straßenpassanten Vorrang vor dem 
Kfz-Verkehr und dem Umweltschutz hat und damit 
bei außergewöhnlichen Verhältnissen im Zweifels­
fall eine länger anhaltende Salzstreuung durchzu­
führen ist." [DENK, 1992) 

Die Rechtsprechung trennt dabei zwischen den 
Schutzgütern der Unversehrtheit von Leib und 
Leben, von Gegenständen (als Besitz) und der Um­
welt. Dabei ist der "Umweltschutz .. weder eine 
einheitliche Rechtsmaterie noch ein einheitlich in­
terpretierbarer Rechtsbegriff .... Seit lnkrafttreten 
des Gesetzes zur Bekämpfung der Umweltkrimina­
lität vom 28. März 1980 steht immerhin fest, daß es 
ein Schützenswertes Rechtsgut «Umwelt» gibt. 
... Geschützt ist allerdings nicht die Umwelt um 
ihrer selbst Willen, sondern zur Erhaltung humaner 
Lebensbedingungen, und auch nicht umfassend, 
sonder in ihren Medien und Erscheinungsformen 
(Boden, Luft, Wasser, Tier- und Pflanzenwelt). 
... Hieraus ist zu folgern, daß jedermann - der Pri­
vate wie die öffentliche Hand - die Verpflichtung 
hat, das Einleiten umweltschädlicher Stoffe in Luft 
und Wasser und das Ausbringen solcher Stoffe auf 
den Boden zu unterlassen, und daß es sich hierbei 
nicht lediglich um eine sittliche oder Anstands­
pflicht handelt, sonder um eine Rechtspflicht" 
[JORDAN, 1989] 

ln der Frage der Beeinträchtigung von Leib und 
Leben der Verkehrsteilnehmer kommt die Recht­
sprechung zu keiner eindeutigen Aussage bezüg­
lich der Wahl des richtigen Streustoffes. "Sichtet 
man die Rechtsprechung zu Streumitteln, fallen 
zwei große Gruppen ins Gewicht, aus denen die 
Zwangslage ersichtlich wird, vor die sich (insbe­
sondere) Städte und Gemeinden gestellt sehen. ln 
einem Teil der Entscheidungen wird von Seiten der 
Schadensersatzanspruchsteller vorgebracht, daß 
der Streupflichtige mehr Salz hätte streuen müs­
sen, um der Glättegefahr effektiver zu begegnen. 
Im anderen Teil machen dagegen Bürger, deren 
Pflanzen oder Sachgüter geschädigt worden sind, 
geltend, daß das übermäßige Auftragen von Tau­
salz zu dieser Schädigung geführt habe. 

Seitdem zu Beginn der 80er Jahre die Salzschäden 
offenkundig wurden, gingen viele Städte und Ge­
meinden dazu über, die Salzstreuung auf Gehwe­
gen und Fahrbahnen mittels Satzung oder über die 



Landesebene per gesetzlicher Normierung zu re­
duzieren oder sogar zu verbieten. Die Winter­
dienstbetriebe führten dementsprechend einen 
immer salzfreieren Winterdienst mit abstumpfen­
den Mitteln (Sand, Asche, Splitt, Granulat) durch. 
Dies hatte gegen Mitte der 80er Jahre z.T. Konflik­
te mit den Verkehrsteilnehmern und Schadenser­
satzprozesse gegen die Städte und Gemeinden zur 
Folge. Die Rechtsprechung hatte sich seitdem öfter 
als früher mit der Frage zu beschäftigen, inwiefern 
abstumpfende Mittel ausreichend sind, bei Winter­
glätte verkehrssichere Straßen zu gewährleisten 
sowie damit, was einerseits den Städten und Ge­
meinden als Pflichtigen beim Einsatz solcher Mittel 
abzuverlangen, andererseits den Verkehrsteilneh­
mern an Sorgfalt bei der Benutzung solcher nicht 
mit Salz gestreuter Straßen zurnutbar ist. 

Die ... Rechtsprechung zeigt, daß die Frage «Salz 
oder abstumpfende Mittel» weder in die eine noch 
in die andere Richtung schematisch zu beantwor­
ten ist. Deutlich ist die Tendenz, ein bestimmtes 
Streumittel generell weder zu ge- noch zu verbie­
ten .... Die Wahl des Streumittels steht dem Ver­
kehrssicherungspflichtigen daher auf Fahrbahnen 
i.d.R. frei." [ABEL-LORENZ I EISBERG, 1991] 

Die Rechtsprechung spiegelt hier die allgemeine 
Unsicherheit bei der Suche nach dem - nur im Ein­
zelfall und im Sinne der Rechtsprechung nur 
nachträglich zu beurteilenden- richtigen Streustoff. 
Nachdem die Stadt Kassel 1986 "Auftausalz und 
andere umweltschädliche Stoffe als Streumittel für 
winterliche Gehwege" verboten hatte, entschied 
der VGH Kassel in einem Normenkontrollverfahren 
im Hinblick auf dieses Streusalzverbot die Kasseler 
Winterdienstverordnung für nichtig. "Der Beschluß 
des VGH Kassel ... berührt jedoch nicht - wie er­
wartet oder zumindest erhofft - die inhaltliche 
Frage, ob und in welchem Umfang ein Streusalz­
verbot aus Gründen des Umweltschutzes angeord­
net werden kann. Der tragende Grund für die Ent­
scheidung . . . war ein ZuständigkeitsmangeL Der 
VGH Kassel vertritt die Auffassung, daß aufgrund 
§ 1 0 Abs. 3 S. 2 Uetzt Satz 3) Hess StrG Kommu­
nen nicht befugt seien, ein Streusalzverbot in einer 
Satzung zu bestimmen." [WICHMANN, 1995] 

Zu Schäden an parkenden oder vorbeifahrenden 
Fahrzeugen durch das Ausbringen von Streustof­
fen gab es bis zum Jahre 1988 keine einheitliche 
Rechtsprechung. Erst dann hat der Bundesge­
richtshof diese Unsicherheit durch einen Grund­
satzentscheidung beseitigt. "Eine Haftung entfällt 
nämlich nur dann, wenn das Schadensereignis un-

abwendbar war. Den Unabwendbarkeitsbeweis 
hält der BGH dann für ausgeschlossen, wenn 
Streugut unmittelbar gegen parkende Kraftfahrzeu­
ge ausgeworfen wird und dadurch Lackschäden 
entstehen. 

Den Fahrern von Streufahrzeugen ist jetzt die Ent­
scheidung auferlegt, ob es zweckmäßig ist, in 
engen Straßen oder an durch parkende Fahrzeuge 
hervorgerufenen Engstellen Streufahrzeuge einzu­
setzen, soweit diese nicht in der Lage sind, Wurf­
breite und -höhe des Streugutes zielgenau zu be­
stimmen, um dadurch Schäden zu vermeiden. Ob 
die im Zweifelsfall vorgeschlagene Handstreuung 
durchführbar ist, muß angezweifelt werden, denn 
Praxis und Rechtsprechung sind manchmal sehr 
schwierig in Einklang zu bringen." [DENK, 1992] 

Bei der Abwägung , die zur Auswahl des "richti­
gen" Streustoffes führen, "muß natürlich sorgfältig 
untersucht werden, ob abstumpfende Stoffe nicht 
die Umwelt in höherem Maß als Salz gefährden." 
WICHMANN (1995) erwähnt bei dieser Abwägung 
die von GOTTWALD (1987) zitierte Untersuchung 
der TU Harburg (s. Abschnitt 3.1 ), kommt aber auf­
grund der allgemeinen und auch hier anhand von 
Literaturstellen belegten Auffassung, von abstump­
fenden Stoffe gingen keine chemischen Wirkungen 
auf das Straßenumfeld aus, zu dem Ergebnis, daß 
abstumpfende Stoffe generell und im allgemeinen 
ökologisch unbedenklich sind. Als problematisch 
wird aus umweltrechtlicher Sicht nur die "Beseiti­
gung des Streugutes am Ende des Winters" ange­
sehen. Auf diese Frage wird noch umfassend ein­
zugehen sein. 

Einen völligen Verzicht auf eine gesetzlich erforder­
liche Streuung aus Gründen des Umweltschutzes 
schließt JORDAN (1989) nach Abwägung der 
Rechtsgüter aus. "Das Wort «Nullstreuung» gehört 
zum neudeutschen Fachchinasich und kann seine 
Abstammung vom bekannten «Null-Bock» nicht 
verleugnen. «Nullstreuung» bedeutet: Es wird über­
haupt nicht gestreut, also weder mit Salz noch mit 
anderen Mitteln. Die «Nullstreuung» ist also noch 
ein Minus gegenüber der «Nullsalzung». 

Argumente für eine weitgehende Nullstreuung gibt 
es durchaus: Wenn alle Verkehrsteilnehmer sich im 
Winter vernünftig und vorausschauend verhielten, 
insbesondere als Kraftfahrer mit drastisch reduzier­
ter Geschwindigkeit führen, gäbe es - wie 
SCHNEEWOLF, der Erfinder des Wortes «Nullstreu­
ung», im Winterdienstbericht 1985 des Umwelt­
bundesamtes meint - «faktisch keine gefährlichen 



Stellen» mehr. . . . Zu diesem Idealbild friedlichen 
Verkehrs auf weißen Straßen treten als weitere Ar­
gumente hinzu: die hohen Kosten des Winterdien­
stes und das hohe Ausmaß der Umweltschäden 
bei Verwendung von Streusalz." 

Die Rechtsprechung hat jedoch zu berücksichti­
gen, daß es den "idealen Kraftfahrer nicht gibt. "Die 
«Nullstreuung» wäre demnach- wenn man die be­
treffenden Stellen nicht für den Verkehr sperren will 
- in aller Regel rechtswidrig und schuldhaft, auch 
wenn sie zum Schutze der Umwelt eingeführt wer­
den sollte. -Käme es an «nullgestreuten» Fahrbah­
nen an verkehrswichtigen und gefährlichen oder an 
besonders gefährlichen Stellen zu Unfällen, bliebe 
es folglich bei dem bisherigen Rechtszustand, 
nämlich bei der Haftung des Steuerpflichtigen, von 
möglichen strafrechtlichen Folgen ganz abgese­
hen. 

Daß auch§ 34 StGB davon spricht, daß ein «ange­
messenes Mittel» zu verwenden sei, entspricht oh­
nehin den Grundsätzen ordnungsgemäßer Verwal­
tung und ist auf die differenzierte Verwendung der 
verschiedenen Streumittel zu beziehen." 

4.4 Qualitätsanforderungen 

4.4.1 Allgemeines 

Die bisherigen Abschnitte befaßten sich aus­
schließlich mit der Anwendung abstumpfender 
Streustoffe und ihren Auswirkungen auf eine Um­
welt in weiteren Sinne, der auch Leib und Leben 
des Menschen als Verkehrsteilnehmer als schüt­
zenswertes Gut umfaßt. Wie sich das Verweilen der 
Streustoffe auf der Straße, ihre mechanische Bean­
spruchung und aus dem zeitweiligen Verbleib auf 
der Straße und im Straßennebenraum resultierende 
Verunreinigungen auf ihre weitere Behandlung aus­
wirken, wird in Abschnitt 5 zu untersuchen sein. 
Aus den bislang beschriebenen Fakten lassen sich 
jedoch Anforderungen an das Ausgangsmaterial 
ableiten, deren Einhaltung dafür Sorge tragen 
kann, die Umweltauswirkungen abstumpfender 
Stoffe vom Zeitpunkt ihrer Ausbringung bis zu ihrer 
erforderlichen Wiederaufnahme nach der Winter­
periode möglichst gering zu halten. 

Die Formulierung von Anforderungen an im Winter­
dienst verwendete Streustoffe ist so alt wie deren 
Einsatz. Streustoffe müssen vielfältigen, sich zum 
Teil widersprechenden Ansprüchen genügen. Aus 
der Sicht des Anwenders sind wichtig: 

- universelle Anwendbarkeit 
- problemloses Ausbringen 
- geringer Verbrauch bei hohem Wirkungsgrad 

(schnelle, nachhaltige Wirkung) 
- gute Lagerfähigkeit 

Außerdem sollen die Streustoffe einfach zu hand­
haben, bei Bedarf unmittelbar und unbegrenzt ver­
fügbar sowie vor allem preisgünstig sein. Der Ver­
kehrsteilnehmer erwartet eine Unschädlichkeit für 
Fahrzeuge (Lackschäden, Korrosion). Auch die 
Umwelt darf nicht zu kurz kommen. Die Streustof­
fe dürfen 

- am Straßenbegleitgrün, 
- in der Tierwelt, 
- in Boden und Grundwasser, 
- in Vorflutern und Kläranlagen sowie 
- am Bauwerk Straße einschließlich Brücken 

keine Schäden hervorrufen [ALBRECHT I THIEME, 
197 4]. Der Fachausschuß "Winterdienst" des Ver­
bandes Kommunale Abfallwirtschaft und Stadtrei­
nigung e.V. (VKS) wird in einigen Punkten noch 
konkreter [KNOBLOCH. 1982]. So wird z.B. gefor­
dert, daß "Rückstände, die später beseitigt werden 
müssen und die Verkehrssicherheit beeinträchti­
gen, nicht ... auf der Fahrbahn verbleiben" dürfen. 
Um die allgemeinen Anforderungen zu quantifizie­
ren, hatte das Bundesministerium für Verkehr 
(BMV) bereits vor einigen Jahren den Arbeitskreis 
"Winterdienst" der Forschungsgesellschaft für 
Straßen- und Verkehrswesen (FGSV) beauftragt, in 
Ergänzung und als Anhang zu den bestehenden 
Winterdienst-Merkblättern Anforderungen für 
Streustoffe zu erarbeiten und im einzelnen genaue 
Kriterien festzulegen. Ausgangspunkt war, neu auf 
den Markt drängende Streustoffe vornehmlich in 
Hinsicht auf ihre Verwendung im Straßenwinter­
dienst zu prüfen und im Vergleich zu den bereits 
bekannten zu beurteilen. Bei der Verwendung von 
abstumpfenden Stoffen werden Natursplitte häufig 
- vor allem aus preislichen Gründen - durch Granu­
late aus Hochofen- und Müllverbrennungs­
schlacken und sogar durch gemahlenen Bauschutt 
ersetzt; auch dies war ein Anlaß für konkrete Qua­
litätskriterien [WAGNER, 1988]. 

Ziel der erarbeiteten "Prüfungsbefunde", in denen 
die Anforderungen zusammengestellt sind, war es, 
die angebotenen Streustoffe vergleichbarer, ihre 
Preisgestaltung transparenter zu machen und dem 
Anwender die Möglichkeit zu geben, Vor- und 
Nachteile gegeneinander abzuwägen. Die Prü­
fungsbefunde wurden am 09.01.1990 durch das 



BMV als Anhang zum "Merkblatt für den Unterhal­
tungs- und Betriebsdienst an Straßen, Teil: Winter­
dienst außerhalb geschlossener Orts lagen", Aus­
gabe 1984, eingeführt. Sie ermöglichen die Durch­
führung von Eignungsprüfungen und geben dem 
Käufer eine Entscheidungshilfe bei der Beschaf­
fung, sind allerdings als Vertragsbestandteil nicht 
geeignet. 

Bei der Erarbeitung der Anforderungen wurden 
auch jene einbezogen, die als Grundlage für die 
Umweltzeichenvergabe "Salzfreie, abstumpfende 
Streumittel", RAL-UZ 13, durch die Jury Umwelt­
zeichen in Zusammenarbeit mit dem Bundesmini­
ster für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
beschlossen wurden [UBA, 1988]. Die dort formu­
lierten Bedingungen gelten "für salzfreie, abstump­
fende Streumittel bei Verwendung auf Gehwegen 
u.ä." Die Produkte richten sich damit im wesentli­
chen an den privaten Endverbraucher. Die Herstel­
ler erhalten für "Erzeugnisse, soweit diese die 
... Bedingungen erfüllen, ... nach Antragstellung 
beim RAL auf der Grundlage eines mit dem RAL 
abzuschließenden Zeichenbenutzungsvertrages 
die Erlaubnis zur Verwendung des Umweltzei­
chens" (blauer Engel): "umweltfreundlich weil salz­
frei -Jury Umweltzeichen". 

Zur Zeit werden beide Anforderungsprofile überar­
beitet. Durch die Arbeitskreise "Winterdienst" und 
"Kommunaler Winterdienst" wurden für den Ein­
satz auf Straßen "Technische Lieferbedingungen 
für Streustoffe - TL-Streu" [FGSV, 1997] erstellt, 
das Umweltbundesamt formuliert die RAL-UZ 13 
neu [UBA, 1996]. Es ist beabsichtigt, die TL-Streu 
auf europäischer Ebene notifizieren zu lassen. ln­
wieweit auch die neue RAL-UZ 13 einem europäi­
schen Notifizierungsverfahren unterzogen werden 
soll, ist nicht bekannt. Insofern beschränkt sich die 
Vorstellung der Anforderungen an abstumpfende 
Streustoffe auf den Entwurf der TL -Streu und die 
Überlegungen, die aufgrund bekannter Umwelt­
auswirkungen dieser Stoffe zu den dort formulier­
ten Bedingungen geführt haben. 

4.4.2 Geeignete Materialien 

Neben den bekannten, bereits seit Jahren verwen­
deten und auch in ausreichenden Mengen zur Ver­
fügung stehenden Splitten [AHLBRECHT et al., 
1978] sowie anderen natürlichen Streustoffen wie 
Brechsanden, Kiesen und Sanden oder auch 
Lavaschlacken werden - vornehmlich aus preisli­
chen Gründen - auch gebrochene (granulierte) 
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Schlacken oder Nebenprodukte aus verschiedenen 
industriellen Prozessen als abstumpfende Streu­
stoffe eingesetzt. Im einzelnen werden Hochofen­
und andere Schlacken, Haldenmaterialien, Bau­
schutt aber auch gemahlene Olivenkerne aus der 
Futtermittelproduktion sowie Asche und Sägespä­
ne angeboten. Viele dieser Produkte sind für einen 
Einsatz auf öffentlichen Verkehrsflächen nicht ge­
eignet und stünden auch nicht in der erforderlichen 
Menge zur Verfügung. 

HOLNSTEINER (1995) hat festgestellt (s. Abschnitt 
4.2.3), daß der von ihm untersuchte Betonrecyc­
ling-Splitt (im Vergleich mit natürlichen Splitten) 
das höchste Staubbildungsvermögen aufwies, 
lehnt deshalb Baustoff-Recycling-Splitte als ab­
stumpfende Streustoffe ab und empfiehlt - als ein 
Auswahlkriterium für die Art des verwendeten Stof­
fes- natürliche Gesteine. Der Entwurf der TL-Streu 
folgt dieser Empfehlung und führt aus, daß natürli­
che Gesteine in Form von Sanden oder Splitten 
"gebrochenen (granulierten) Schlacken oder ande­
ren Nebenprodukten aus verschiedenen industriel­
len Prozessen vorzuziehen" sind. 

WEHNER (1960) stellte bei seinen Messungen des 
Gleitreibungsbeiwertes fest (s. Abschnitt 2.2), daß 
die abstumpfende Wirkung des verwendeten 
trockenen Mittelsandes gering war und selbst bei 
Streudichten von 1000 glm2 kaum zu einer Verbes­
serung des Kraftschlusses führte. Sande sollten 
daher zum Abstumpfen von Fahrbahnen nicht ver­
wendet werden. Für die Verwendung auf anderen 
Verkehrsflächen (Gehwegen u.ä.), auf denen nur 
geringe Massen mit geringen Geschwindigkeiten 
bewegt werden, haben auch Sande als Streustoffe 
ihre Berechtigung. Sie werden deshalb in den 
TL-Streu neben Natursteinsplitt und -brechsand 
als abstumpfender Streustoff natürlichen Ursprun­
ges aufgeführt. 

Für die Beurteilung der Eignung abstumpfender 
Streustoffe ist vom Anbieter die als Anhang der 
TL-Streu aufgeführte Produktbeschreibung auszu­
füllen. Als allgemeine Angabe ist dort der Handels­
name anzugeben. Außerdem wird gefragt, ob es 
sich bei dem angebotenen Streustoff um ein natür­
liches oder künstliches Mineral (aus natürlichen 
Vorkommen I sonstiger Herkunft) handelt und ob 
der Streustoff einer regelmäßigen Güteüberwa­
chung, z.B. nach den Richtlinien für die Güteüber­
wachung von Mineralstoffen (RG Min), unterliegt. 
Ferner sind der Lieferant I Hersteller sowie die Ge­
winnungs- I Produktionsstätte anzugeben. Zu den 



allgemeinen Angaben zählen schließlich auch die 
Hauptbestandteile des Streustoffes, d.h. die mine­
ralisch I petrografische Zusammensetzung ist ge­
nau anzugeben. 

Um abstumpfende Streustoffe bei offener Lage­
rung rieselfähig zu halten, werden häufig Taustoffe 
zugesetzt. ln der Produktbeschreibung sollen Art 
und Anteil des Taustoffes angegeben werden, um 
zusätzliche Schäden durch Taustoffe bei der Ver­
wendung abstumpfender Stoffe auszuschließen. 

Werden andere Materialien als natürliche Streustof­
fe eingesetzt, z.B. granulierte Hochofen- und ande­
re Schlacken, Haldenmaterialien, Bauschutt o.ä., 
muß jede gelieferte Einzelcharge die Kriterien der 
Produktbeschreibung erfüllen, um bei der Verwen­
dung eine gleichmäßige Funktionalität zu gewähr­
leisten. 

4.4.3 Granulometrisehe Eigenschaften 

Die Wirkung abstumpfender Stoffe beruht auf der 
Verzahnung der Einzelkörner mit der Glätteschicht 
Um diese Verzahnung zu gewährleisten, müssen 
die Streustoffe einige Bedingungen bezüglich ihrer 
Korneigenschaften erfüllen. 

Korngröße I Kornverteilung 
Abstumpfende Streustoffe sollen eine möglichst 
gleichmäßige Kornverteilung aufweisen, um eine 
gleichmäßige Verteilung des Streugutes auf der 
Fahrbahn zu gewährleisten. Die Korngrößen 
sollten deshalb möglichst auf einen Bereich von 
1 - 5 mm begrenzt werden. Der Feinstkornanteil 
(< 0,063 mm) abstumpfender Stoffe darf 5 Gew.-% 
nicht überschreiten, um ein zusätzliches Schmieren 
auf der Fahrbahnoberfläche und damit eine Herab­
setzung der Kraftschlußbeiwertes zu vermeiden. ln 
den USA wird sogar eine Korngröße unter 0,3 mm 
(300 1-Jm) abgelehnt, da kleinere Körner nicht zur Er­
höhung des Kraftschlußbeiwertes beitragen (KIN­
SEY et al., 1990]. Das Größtkorn darf 8 mm nicht 
überschreiten (s. auch KLINGENBERG et al., 
1987], um ein Springen der Körner über den Fahr­
bahnrand hinaus zu vermeiden und Beeinträchti­
gungen an parkenden Fahrzeugen gering zu hal­
ten. Die Prüfungen sind nach DIN 52 098 durchzu­
führen. 

Kornform 
Die Form der Körner soll kubisch und nicht plattig 
sein, um die Verzahnung mit der Glätteschicht zu 
gewährleisten. Runde Körner (Sande, Kiese) sollen 
auf Fahrbahnen nicht eingesetzt werden, um ein 

Rollen des Streugutes auf der Fahrbahn sowie eine 
Gefährdung insbesondere von Zweiradfahrern 
durch rolliges Streugut auch nach dem Ende der 
Glätteperiode zu vermeiden. Der Anteil schlecht 
geformter Körner nach DIN 52 114 soll deshalb 
kleiner sein als 50 Gew.-%, sie sollen überwiegend 
kubische Form aufweisen. 

Die Bruchflächigkeit (Anteil an bruchflächigen Kör­
nern) nach DIN 52 116 soll größer sein als 90 %. 
Werden Kiese als abstumpfende Streustoffe einge­
setzt, so müssen sie vorher gebrochen werden, um 
die erforderliche Bruchflächigkeit aufzuweisen. 

Um Schäden an Reifen zu vermeiden, dürfen die 
gebrochenen Körner nicht glasartig scharf sein; 
derartige Gesteine (amorphe Kieselsäure - "Chal­
zedon", landläufiger Name: Feuerstein) finden sich 
z.B. in gebrochenen Grundmoränenmaterialien. 

Festigkeit 
Das Streugut soll eine hinreichende Festigkeit 
gegen Zerkleinern I Zermahlen durch Verkehrsein­
wirkung aufweisen, damit aufgrund der Kornzer­
kleinerung nicht der vorgegebene Wert für den 
Feinstkornanteil im Anlieferungszustand unter­
schritten und die in Abschnitt 3.3 beschriebene 
Staubbildung möglichst gering gehalten wird. Des­
halb soll der Schlagzertrümmerungswert SZsp 
nach DIN 52 115, Teil 1 oder 3, kleiner sein als 
30 %. Bei Verwendung von Lavaschlacke ist nach 
dem "Merkblatt über Lavaschlacke im Straßen­
und Wegebau" (MLS) ein Zertrümmerungswert ZL 
von weniger als 15 % einzuhalten. Die Prüfungen 
können trotz der besonderen Temperatur bei Ein­
satzbedingungen (zumeist < 0 °C) ohne Verfäl­
schung der Ergebnisse bei Raumtemperatur 
durchgeführt werden, wie KUCHTOVA und BELO­
SOVIC (1994) nachgewiesen haben. Die vorgese­
henen Schlagzertrümmerungswerte korrelieren gut 
mit den Ergebnissen des von HOLNSTEINER 
(1995) durchgeführten Los-Angel es-Test [LEINS et 
al., 1981 ], der in modifizierter Form auch in den 
USA empfohlen wird [KINSEY et al., 1990]. 

Sonstige Eigenschaften 
Abhängig von der Art des Streustoffes und seiner 
Gewinnung kann das Streugut organische Be­
standteile enthalten. Sie sind nach DIN 52 099, Teil 
6, zu ermitteln und müssen ausgewiesen werden. 

Für die Ermittlung der möglichen Ladekapazität 
des Streuaufsatzes ist die Rohdichte (nach DIN 52 
1 07) anzugeben. 



Ein Vergleich der Werte macht deutlich, daß die All­
gemeine Rahmen-Verwaltungsvorschritt über Min­
destanforderungen an das Einleiten von Abwasser 
in Gewässer für den Gehalt an Schwermetallen en­
gere Grenzen setzt, als für das Einleiten von Ab­
wasser in Kläranlagen gefordert werden. Bei Vorga­
be dieser Werte für den Schwermetallgehalt in/an 
Streustoffen wäre z.B. Klärschlamm, der als Mittel 
zur Bodenverbesserung eingesetzt wird, schon aus 
Gründen seiner Belastung mit Schwermetallen als 
abstumpfender Streustoff nicht zu akzeptieren. 

Da davon auszugehen ist, daß wasserlösliche An­
lagerungen an Streustoffe beim Schmelzen des 
Schnees in Lösung gehen, sollen für den Gehalt an 
wasserlöslichen Schwermetallen in Streustoffen 
deshalb in Anlehnung an die Allgemeine Rahmen­
Verwaltungsvorschritt über Mindestanforderungen 
an das Einleiten von Abwasser in Gewässer- Rah­
men-AbwasserVwV- Anhang 22: Mischabwasser, 
vom 31. Juli 1996, für eine Lösung nach DIN 38 
414 S4 die Werte der dortigen Tabelle 2 herange­
zogen werden. Die Schwermetallgehalte sollten bei 
abstumpfenden Stoffen nach dem pH4-stat-Ver­
fahren ermittelt werden. Dieses Verfahren wird vom 
AK 6.4.1 "Eiutionsverfahren für Mineralstoffe" zur 
Untersuchung der langfristigen Auslaugbarkeit von 
Mineralstoffen empfohlen, "weil sich nach jetzigen 
Abschätzungen im Extremfall ein pH-Wert von 4 in 
Niederschlägen einstellen kann." [GOETZ I GLÄ­
SEKER, 1996] 

Für Anforderungen an das Ausgangsmaterial "ab­
stumpfende Streustoffe" wird im Entwurf zur TL­
Streu deshalb eine Produktbeschreibung formu­
liert, deren Einhaltung dafür Sorge tragen kann, die 
Umweltauswirkungen abstumpfender Stoffe vom 
Zeitpunkt ihrer Ausbringung bis zu ihrer erforderli­
chen Wiederaufnahme nach der Winterperiode 
möglichst gering zu halten. 

.~~~~~ .................... ~~~~················ ................ ~.~.·.?.?. ......... ~.~(.1········· 

.~.~~! ........................ ~~~! ................................ ~.~:.? ............ ~.~(.!········· 
Cadmium (Cd) < 0,2 mg/1 
······················································· ...................................................... . 

g~.~~.~ .................. ~~~) ................................. ~.~:.? ............ ~.~(.!········· 
.~~P!~.~ .................. ~~~) ................................ ~.~:.? ............ ~.~(~ ........ . 
Nickel (Ni) < 0,5 mg/1 .............................................................................................................. 

.9~.~~.~~~~~.~~ ........ ~~~! ............................... ~.~ ... ~.?. ......... ~.~(.!········· 
Zink (Sn) <2 mg/1 

Tab. 4: Grenzwerte für Schwermetallgehalte in Taustoffen 
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Produktbeschreibung für abstumpfende Streu­
stoffe nach TL-Streu, Stand 5/97 

1. Bezeichnung 

Handelsname: ____________ _ 

- aus natürlichen Vorkommen 
- sonstiger Herkunft 

Der Streustoff unterliegt einer regelmäßigen Gü-

0 
0 

teüberwachung nach RG Min 0 nach 0 

2. Lieferant/Hersteller 

Name 

Straße 

PLZ Ort 

3. Gewinnungs-/Produktionsstätte 

Name 

Straße 

PLZ Ort 

4. Hauptbestandteile 

Bitte genau angeben, z. B. mineralogisch-petro­
graphische Beschreibung 

5. Seimengungen und Schadstoffe 

- beigemengte Taustoffe, Gehalt 
Art des Taustoffes: 

Istwert Gew.%, 

- Organische Fremdstoffe (DIN 52 099, Teil 6) 

Verfärbung der Natronlauge: 

6. Gehalt an wasserlöslichen Schwermetallen 

ermittelt nach dem pH4-stat-Verfahren 

Istwert Grenzwert 
(mg/1) (mg/1) 

Arsen (As) ~ 0,25 

Blei (Pb) ~ 0,5 

Cadmium (Cd) ~ 0,2 

Chrom, gesamt (Cr) ~ 0,5 

Kupfer (Cu) ~ 0,5 

Nickel (Ni) ~ 0,5 

Quecksilber (Hg) ~ 0,05 

Zink (Zn) ~2 



52 

7. Granulometrisehe Eigenschaften 

- Korngrößenverteilung (DIN 52 098) 

Durchgang in Gew.-% durch das Prüfsieb 
0,063 mm Bmm 

Istwert 

Grenzwert <5 = 100 

- Kornform 
Anteil schlecht geformter Körner nach Augen­
schein bzw. in Zweifelsfällen nach DIN 52 114 
Istwert: s;; 50 Gew.-% (kubisch) D 

> 50 Gew.-% (plattig) D 
Grenzwert s;; 50 Gew.-% 

- Bruchflächigkeit 
Anteil an bruchflächigen Körnern nach Augen­
schein bzw. in Zweifelsfällen nach DIN 52 116 
Istwert: Gew.-%,Grenzwert: 2:: 90 % 

- Scharfkantigkeit: glasartig 

8. Festigkeit (DIN 52 115, Teile 1 ,3) 

- Schlagzertrümmerungswert SZsp: 

ja 

Istwert: Grenzwert: s;; 30 % 

0 nein 

Bei Lavaschlacken gilt nach dem "Merkblatt 
über Lavaschlacke im Straßen- und Wegebau" 
(MLS) 

- Zertrümmerungswert ZL: 
Istwert: Grenzwert: s;; 15 % 

9. Rohdichte (DIN 521 07) 

Istwert: PR = _____ g/cm3 

1 O.Sonstige Angaben 

Datum Unterschrift 

5 Auswirkungen auf den Betrieb 

5.1 Allgemeines 

Nach der Beschreibung von Auswirkungen ab­
stumpfender Stoffe auf die Umwelt soweit es ihre 
Anwendung angeht, verbleibt die Frage nach wei­
teren Wirkungen im Sinne der in Abschnitt 2 ange­
sprochenen umfassenden Umwelt- oder Öko-Bi­
lanz eines Einsatzes abstumpfender Stoffe im 
Straßenwinterdienst Nach HANKE (1993) beinhal­
tet der Gesamtkomplex die Frage nach dem ge­
samten Lebenszyklus abstumpfender Stoffe, d.h. 
ergänzend zu den bislang beschriebenen Auswir­
kungen auch nach Herstellung und Lagerung, Wie­
deraufnahme nach dem Einsatz und schließlich 
nach Entsorgung und/oder Recycling, einschließ­
lich der jeweils erforderlichen Transportwege. Zu 
den Überlegungen bezüglich der Umweltaspekte 
im bislang verwendeten Wortsinne kommen - im 
Zeichen knapper Kassen bei Straßenbauverwal­
tungen und vor allem Kommunen - auch noch 
Überlegungen zu den Kosten, die bei der Verwen­
dung abstumpfender Streustoffe auftreten. 

Die Literaturanalyse erlaubt allerdings nicht zu 
jedem Punkt des "Lebensweges" abstumpfender 
Streustoffe umfassende Aussagen. Insbesondere 
Fragen der Öko-Bilanz für die erforderlichen Trans­
portwege können aufgrund der verfügbaren Litera­
tur nur unzureichend beantwortet werden. Um­
fangreicher sind dagegen Publikationen, die sich 
mit der Aufbereitung abstumpfenden, wieder auf­
genommenen Streugutes befassen. Auch die 
Frage der Kosten eines Winterdienstes mit ab­
stumpfenden Stoffen ist zumindest im Vergleich mit 
einem Winterdienst mit Taustoffen zu beantworten. 
Die rechtliche Würdigung des Teiles des Lebens­
weges von abstumpfenden Stoffen, der mit der 
Wiederaufnahme beginnt und häufig mit der Wie­
derverwertung (z.B. als Zuschlagstoff) endet, be­
schränkt sich infolge weitgehend noch fehlender 
Urteile überwiegend auf die Darstellung gültiger 
Gesetzes- und Verordnungstexte. 

5.2 Gewinnung, Herstellung 

Die einzigen für das vorliegende Thema verwend­
baren Publikationen sind Arbeiten zu der Frage der 
Verwertung von industriellen Nebenprodukten und 
Recycling-Baustoffen, für deren Verwertung An­
wendungsfälle gesucht werden und für die es ver­
schiedene Untersuchungen bezüglich ihres ökolo-



gisch unbedenklichen Einsatzes bis hin zu techni­
schen Lieferbedingungen gibt [fOUSSAINT, 1995 
u.a.m.]. Da auch derartige Stoffe als abstumpfende 
Mittel im Winterdienst eingesetzt werden, wurde 
auf diese Arbeiten bereits des öfteren Bezug ge­
nommen. 

ln Ermangelung von Arbeiten über die Produktion 
abstumpfender - hier natürlicher - Streustoffe 
wurde deshalb der Bundesverband Naturstein-In­
dustrie e.V. gebeten, entsprechende Informationen 
zu liefern. Mitglieder des Arbeitskreises "Streusplitt 
aus Naturgestein" waren so entgegenkommend, 
einige Fragen zur Herstellung und zum Transport 
von Streustoffen sowie zum Handel mit Streustof­
fen zu beantworten. Fragen und Antworten sind im 
Folgenden zusammenfassend dargestellt. 

Die Gewinnung von Streusplitten, die den Anforde­
rungen des Entwurfes der TL-Streu entsprechen, 
ist im allgemeinen nicht aufwendiger als die Her­
stellung von Splitten z.B. für den Wegebau oder 
andere Anwendungsfälle. Im Straßenwinterdienst 
werden "Edel"splitte verschiedener, ausgesiebter 
Körnungen (1/5 mm, 2/5 mm, 5/8 mm) eingesetzt, 
die in Kornform, Sieblinie und anderen Qualitäts­
merkmalen den Technischen Lieferbedingungen für 
Mineralstoffe entsprechen. Sie unterliegen damit 
den entsprechenden Technischen Prüfbedingun­
gen für Mineralstoffe (TP-Min bzw. DIN 52 xxx), auf 
die in der Produktbeschreibung für abstumpfende 
Streustoffe Bezug genommen wird, jedoch sind die 
Anforderungen an bezüglich Überkorn- und Feinst­
kornanteil strenger. Gegenüber "normalem" Splitt 
für den Einsatz im Straßenbau oder anderen An­
wendungsgebieten ergeben sich daher z.T. zusätz­
liche Kosten bei der Herstellung. Eine für Streu­
stoffe evtl. erforderliche Lagerung erfolgt in Silos 
oder aber- für die örtlichen Verteiler (z.B. Tankstel­
len oder Baustoffmärkte) - in Big-Bags oder kleine­
ren Gebinden, z.T. in Eimern. Hier sind die entspre­
chenden Absackvorgänge und das Befüllen der 
Big-Bags kostenintensiv. 

Der Transport von Streusplitten für Straßenbauver­
waltungen, Kommunen oder kommunale Streu­
dienste erfolgt in der Regel als Schüttgut. Eine 
Ausnahme bilden Lieferungen der angesprochenen 
Gebinde für den Groß- und Einzelhandel oder 
sogar den privaten Anwender. Die Transportwege 
betragen durchschnittlich bis zu 50 km, im Einzel­
fall bis zu 100 km. 

Bei Lieferungen von Mitgliedsfirmen des Verban­
des der Naturstein-Industrie kann grundsätzlich 

davon ausgegangen werden, daß dem gelieferten 
abstumpfenden Streugut - auch auf Anforderung -
keine Taustoffe in irgendeiner Form beigemengt 
werden, da das schadstofffreie Produkt unver­
fälscht auf die Straßen und Wege gelangen soll. 
Der Splitt wird trocken, d.h. ausbringungsfertig ge­
liefert. Nachbehandlungen finden, wenn über­
haupt, beim Kunden statt. 

5.3 Lagerung, Ausbringung I Streu­
dichten 

Die Verwendung abstumpfender Stoffe setzt vor­
aus, daß sie trocken angeliefert und trocken gela­
gert werden, damit sie streufähig bleiben. Im Win­
terdienst-MerkblaU [FGSV, 1997] werden für die 
Lagerung deshalb Hallen vorgeschlagen. Im Regel­
fall stehen allerdings - insbesondere in kleineren 
Kommunen - für die Lagerung abstumpfender 
Streustoffe weder Silos noch Lagerhallen zur Verfü­
gung. Viele Gemeinden sind schon froh, wenn sie 
über überdachte Lagerflächen verfügen. 

Für die Lagerung abstumpfender Stoffe im Freien 
schlägt KNOBLOCH (1982, 1986) aufgrund von 
Untersuchungen vor, dem abstumpfenden Streu­
stoff 10 % Salz beizumengen, um ihn auch bei 
Temperaturen unter dem Gefrierpunkt streufähig zu 
halten. Ohne die Beigabe von 10 % Salzanteil 
waren lose gelagerte abstumpfende Streustoffe bei 
Temperaturen von -15 oc vollständig durchgefro­
ren, hart und nicht mehr zu laden. 

Einer solchen Praxis steht entgegen, daß Gemi­
sche aus tauenden und abstumpfenden Streustof­
fen grundsätzlich nicht verwendet werden sollten. 
"Vor einer Beimischung von Salz zu abstumpfen­
dem Streumaterial kann nur gewarnt werden. 
Schon im Streusalzbericht I (1981) wurde darauf 
verwiesen, daß beispielsweise bei einem Gehalt 
von 10 % Salz in einem einzigen Streugang mit die­
sem Gemisch fast ebenso viel Salz auf die Straße 
gebracht wird, wie bei alleiniger Salzanwendung. 
Die erforderliche häufige Wiederholung abstump­
fender Streuung würde dann zu einer deutlichen 
Mehrbelastung führen. Die oft geäußerte Behaup­
tung, Salz «müsse» beigemischt werden, trifft nicht 
zu, wenn die Streumittel vorschriftsmäßig gelagert 
werden." [GREGOR, 1989] 

Nach WEHNER (1960) ist zum Erzielen einer ab­
stumpfenden Wirkung eine Streumenge von min­
destens 100 gfm2 erforderlich. "Als Regelstreu­
dichte ist eine Menge von etwa 150 gfm2 zu emp-



fehlen." [FGSV, 1997] Diese Regelstreudichte wird 
jedoch in deutschen Kommunen nicht einmal als 
Mittelwert erreicht. SCHNEEWOLF (1990) stellte im 
Winterdienstbericht II fest, daß sich mit der Ent­
wicklung des allgemeinen Umweltbewußtseins und 
daraus resultierenden entsprechenden Reaktionen 
der Entscheidungsgremien in den Kommunen (u.a. 
als Folge des Streusalzbericht I des UBA, 1981) der 
kommunale Winterdienst innerhalb von 10 Jahren 
grundlegend gewandelt hat. Eine Umfrage bei ins­
gesamt 278 Städten und Gemeinden ergab, daß 
sich vom Winter 1978/79 bis zum Winter 1986/87 
der durchschnittliche Anteil des mit Salz betreuten 
Netzes im Straßenwinterdienst halbiert hatte (von 
ca. 82 % 1978/79 auf ca. 43 % im Winter 1986/87), 
der Anteil des abstumpfend gestreuten Netzes 
hatte im gleichen Zeitraum fast um das Dreifache 
(von 13 % auf ca. 30 %) zugenommen und gut 1/4 
der Gemeindestraßen (ca. 27 %) wurden Ende der 
80er Jahre überhaupt nicht mehr abgestreut ("Null­
streuung"). Diese Zahlen werden von einer ver­
gleichbaren Untersuchung der TH Darmstadt be­
stätigt [DURTH, 1988]. Die durchschnittliche Streu­
dichte für abstumpfende Stoffe auf Kommunal­
straßen betrug nach SCHNEEWOLF 99 gfm2, 
DURTH ermittelte in seiner Untersuchung einen 
Mittelwert von 138 gfm2. Neuere Untersuchungen 
zu diesem Thema liegen z.Zt. noch nicht vor; es ist 
davon auszugehen, daß die geschilderten Verhält­
nisse seither weitgehend konstant geblieben sind. 

Die nach WEHNER für das Erreichen eines ausrei­
chenden Kraftschlußbeiwertes erforderliche Min­
deststreumenge von 1 00 gfm2 wird jedoch in den 
meisten Kommunen, die abstumpfend streuen, 
auch eingesetzt, so daß davon auszugehen ist, daß 
das Rechtsgut Gesundheit der Verkehrsteilnehmer 
zumindest entsprechend den Möglichkeiten ab­
stumpfender Streuung geschützt wird. 

5.4 Aufnahme, weitere Verwendung 

Bei dem Anfang der 90er Jahre und wohl auch jetzt 
noch aktuellen Anteil von durchschnittlich 30 % 
abstumpfender Streuung auf dem Straßennetz 
einer Kommune beträgt der Verbrauch an ab­
stumpfenden Streustoffen in Deutschland jährlich 
ca. 500.000 t, davon 70 % Splitte; der Rest sind 
Granulate, Sande u.ä. [HANKE, 1993]. Wieviel von 
dieser Menge nach dem Winter, z.T. auch schon 
während des Winters, wieder aufgenommen wird, 
ist der verfügbaren Literatur nicht eindeutig zu ent­
nehmen. GAUTSCH! I SCHARMER (1988) berich-

ten von ca. 70 % in der Stadt Zürich, STEINBAU­
ER (1993) von einem Durchschnitt über vier Winter 
in Wien von ca. 45 % (zwischen 33 % und 57 %), 
die Zeitschrift "Motor im Schnee" (2/1983) dage­
gen von nur 1 0 % in Städten, ein Wert der auch in 
München im Winter 1994/95 mit ca. 11 %der Aus­
gangsmenge erreicht wurde. Diese Menge wurde 
der Splittaufbereitung zugeführt [STROBL, 1996]. 
Auf Außerortsstraßen beträgt der Anteil zwischen 
20 % [Motor im Schnee, 2/1983] und ca. 35 % 
[BELOSOVIC, 1994]. 

Das auf Straßen ausgebrachte Streugut wird vom 
Verkehr teilweise zermahlen und weist beim Auf­
nehmen Verunreinigungen durch "normale" 
Straßenschadstoffe auf, die sich an Körner anla­
gern: Reifenabrieb, Bremsabrieb, z.T. organische 
Stoffe (Kohlenwasserstoffe) aus Abgasen. Weitere 
Verunreinigungen entstehen z.B. durch Hundekot 
(bakterielle Verunreinigungen wie Fäkalstreptokok­
ken, Fäkai-Coliformen, Enterobacteriaceen), Pa­
pier, Dosen u.a.m. [STROBL, 1993]. Durch das Zer­
mahlen ändert sich die Kornzusammensetzung 
(Korngrößen, Kornverteilung). Das führt zu einer 
Vergrößerung der spezifischen Oberfläche des 
Streugutes und erhöht so die Möglichkeit des An­
lagerns von (durch den Verkehr) auf der Straße vor­
handenen Stoffen. Zwei typische Beispiele für die 
Größe der zu erwartenden Veränderungen des 
Ausgangsmaterials zeigt Bild 21. Hier wurden 
- nach einer Absiebung des Grobanteiles (Dosen, 
Papier u.ä.)- an in der Praxis eingesetzten und wie­
der aufgenommenen Streustoffen im Rahmen einer 
eigenen Untersuchung Siebanalysen durchgeführt. 
Bei dem Material 1 (Bild 21 - oben) handelt es sich 
um einen Edelsplitt 2/5 (gebrochener quarzitischer 
Sandstein, z.T. Gangquarze, Form kubisch/prisma­
tisch), der einer intensiven Beanspruchung ausge­
setzt war. Das Material 2 (Bild 21 - unten) ist ein 
Sand (Form länglich/oval, > 50 % Quarze, der Rest 
Feldspate, vereinzelt Flint), weniger beansprucht, 
der an zwei Straßen mit unterschiedlicher Ver­
kehrsbelastung aufgenommen wurde. 

Die Änderungen der Kornverteilungen entsprechen 
in ihrer Bandbreite Untersuchungen der Zusam­
mensetzung von Straßenkehricht in Berlin [MÜL­
LER, 1997], bei denen in Maschinenkehricht ein 
Anteil an mineralischen Stoffen (Kies, Sand) von ca. 
80 %, in Handkehricht von ca. 50 % festgestellt 
wurde. Die Höhe der Fremdanteile im aufgenom­
menen Streugut wird von GAUTSCH! I SCHAR­
MER (1988) mit bis zu 20 % Fremdanteilen ange­
geben. STROBL (1993) stellte bis zu 15 % Grob-
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Verunreinigungen am aufgekehrten Streugut fest: 
"Wegen der Verunreinigungen und der Verände­
rung der Kornzusammensetzung (Zermahlen der 
Körner) kann das wiederaufgenommene Kehrgut 
nicht - unmittelbar (Anm. des Verfassers) - als 
Streustoff wiederverwendet werden. Bislang wird 
das Kehrgut in den meisten Fällen auf Deponien 
abgelagert." 

Noch 1990 stellte SCHNEEWOLF in seinem Win­
terdienstbericht II anhand einer Umfrage bei Städ­
ten und Gemeinden fest, daß Gemeinden, die den 
aufgenommenen Streusplitt nicht deponierten, bei 
der weiteren Verwendung relativ sorglos mit dem 
Material umgingen (Tabelle 5). 

Aus der Tabelle geht hervor, daß zwei Drittel der 
befragten Städte und Gemeinden das aufgenom­
mene Streugut deponieren. (Differenzen bei der 
Summenbildung sind auf Mehrfachnennungen 
zurückzuführen.) Nur ca. 1/3 dieser Gemeinden 
wiederum bereiten das aufgenommene Streugut 
vor der weiteren Verwendung auf. Diese Praxis ist 
so nicht mehr durchzuführen. "Wegen der ver­
schärften Abfallgesetzgebung (TA Siedlungsabfall), 
des Gebotes der Schonung der Deponieflächen 
und der natürlichen Ressourcen, aber auch wegen 
der rasant steigenden Deponiepreise ... ist dies so­
wohl wirtschaftlich als auch rechtlich und ökolo­
gisch künftig nicht mehr vertretbar." [HANKE, 1993] 
Außerdem müssen die aufgenommenen Streustof­
fe zunächst im Hinblick auf ihre Belastung mit 
Schadstoffen analysiert werden, um gemäß der 
Technischen Anleitung zur Verwertung, Behand­
lung und sonstigen Entsorgung von Siedlungsab­
fällen (TA Siedlungsabfall - TASi) einer Deponie­
klasse zugeordnet werden zu können. Verschieden 
Untersuchungen [STROBL, 1993; Stadt Köln, 1987 
u.a.m.] zeigen für aufgekehrtes Streugut erhöhte 
Werte vor allem für Quecksilber, Kupfer, Blei, poly­
zyklische aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK) 
und fäkalcoliforme Keime. 

Aus- Weiterverwendung Aufbereitung 

Material brin- Gesamt Wege- Streu- Son- Keine Sie- Son-

gung bau gut stiges bung stiges 

Splitt, Kies 174 69 58 2 8 23 6 1 

Granulat 39 5 2 3 1 

Lava 32 7 5 1 2 1 
.... ... 

Sand 45 12 9 2 3 1 1 

Mischung 6 1 1 

Summe 296 94 91 34 10 

75 2 14 7 3 

Tab. 5: Verwendung aufgekehrten Streugutes 

Etwa ein Drittel der Gemeinden mit abstumpfender 
Streuung verwendete das aufgekehrte Streugut 
weiter. "Eine Verwendung im Wegebau ... - nahezu 
jede vierte Gemeinde nannte diese Verwendung -
(entweder von den Städten selbst oder durch Ab­
gabe an Bauunternehmungen) ist angesichts der 
Schadstoffbelastung ebenfalls sehr problematisch 
und künftig weitgehend auszuschließen." [HANKE, 
1993] "Langfristig bleibt ... nur ... der Weg der Wie­
deraufbereitung; es gibt daher in jüngster Zeit eine 
Vielzahl von Bemühungen, Verfahren zur Wieder­
aufbereitung von Streusplitt (Recycling) zu ent­
wickeln, die sowohl ökologisch sinnvoll als auch 
ökonomisch vertretbar sind." Nur jede 30ste der 
befragten Kommunen bereitete noch Ende der 
80er Jahre das aufgenommene Streugut wieder 
auf. Inzwischen werden verschiedene Aufberei­
tungsverfahren angeboten (im Wesentlichen Trock­
nen bzw. Waschen und Sieben), die jedoch weitge­
hend noch in der Entwicklungs- oder Testphase 
und häufig mit erheblichem Aufwand verbunden 
sind. Eine abschließende Beurteilung kann daher 
auch aufgrund dieser Literaturanalyse noch nicht 
abgegeben werden, wohl aber eine Darstellung des 
Sachstandes mit Perspektiven für die weitere Ent­
wicklung. 

5.4.1 Kompostierung 

Ein Verfahren zur Kompostierung anfallenden 
Streusplittes wurde u.a. von der Stadt München in 
erste Überlegungen zur Wiederverwendung von 
Streusplitt einbezogen [STROBL, 1993]. Bei die­
sem Verfahren "wird das Kehrgut nach einer Ent­
fernung großer Fremdkörper wie Müllsäcke, Steine 
u. ähnl. mit dem üblichen Kompostmaterial wie 
Grünabfälle vermischt und in Mieten abgelagert. Im 
üblichen Kampestierverfahren wird das Material 
entwässert und mehrfach umgesetzt. Durch den 
einsetzenden Verrottungsprozeß soll ein Teil der 
Schadstoffe abgebaut werden. Nach dem Rotte­
vorgang wird das Material abgesiebt, die Splittbe­
standteile vom Kompost getrennt und zur Auffül­
lung einer ehemaligen Kiesgrube verwendet. 

Es handelt sich hier nach unserer (Baureferat der 
Landeshauptstadt München) Ansicht um kein ech­
tes Recycling-Verfahren, da der Splitt nicht wieder­
gewonnen, sondern nur zur unbedenklichen Abla­
gerung in Füllgruben aufbereitet wird. Zu erwähnen 
ist hier, daß derartiges Material aber durchaus sinn­
voll eingesetzt und sogar gesucht ist, da entspre­
chend feinkörniges Material zur Auffüllung von 
Hohlräumen in Füllgruben benötigt wird. Bedenken 



gegen dieses Verfahren ergeben sich hinsichtlich 
des anfallenden Abwassers. Die anfallenden 
Sickerwässer auf dem Kam postierplatz dürfen ... 
nur aufgrund einer Ausnahmegenehmigung (des 
Wasserwirtschaftsamtes der Stadt München) in die 
Kanalisation abgeleitet werden. Die Auswirkungen 
auf das Grundwasser im Bereich der Füllgrube 
werden derzeit noch (1993) durch das Wasserwirt­
schaftsamt untersucht. 

Das Verfahren kann zur Zeit (1993) nur in Form 
eines mengen- und zeitmäßig begrenzten Großver­
suches durchgeführt werden. Es stellt zunächst 
eine äußerst kostengünstige Möglichkeit zur Ent­
sorgung des Streusplittes dar, dürfte aber keine 
große Zukunft haben, da durch die Verrettung kein 
umfassender Abbau der Schadstoffe erfolgt, das 
Abwasserproblem nicht restlos geklärt ist und die 
eigentliche Ressourcen- und Deponieraumein­
sparung nicht zu erzielen ist." 

Neben der Anmerkung, daß es sich bei dem Kam­
postierverfahren nicht um ein echtes Recyclingver­
fahren handelt, ist der Vorgang der "Vermischung" 
(Beimischen von Grünabfällen) bei der Aufberei­
tung zur unbedenklichen Ablagerung ein rechtlich 
zumindest bedenkliches Verfahren. Die Verwal­
tungsvorschrift zum Abfallgesetz (TA Abfall) vom 
12. März 1991 führt dazu aus (Abs. 4.2): "Abfälle 
dürfen grundsätzlich nicht vermischt werden, auch 
wenn sie denselben Abfallschlüssel aufweisen, es 
sei denn, dies erfolgt in Verbindung mit dem Ent­
sorgungs-Nerwertungsnachweis entsprechend 
der Abfall- und Reststoffüberwachungs-Verord­
nung und im Auftrag und nach Maßgabe des Be­
treibers der vorgesehenen Abfallentsorgungsanla­
ge oder des Verwerters." Auch die Dritte Allgemei­
ne Verwaltungsvorschrift zum Abfallgesetz (TA 
Siedlungsabfall) vom 14. Mai 1993 fordert die Ge­
trennthaltung und Getrenntsammlung von Abfällen 
(Abs. 5.2), in Bezug auf abstumpfende Streustoffe 
sogar: "Das Granulat aus dem Winterdienst soll 
nach Möglichkeit vom übrigen Straßenkehricht ge­
trennt und einer Verwertung zugeführt werden." 
(Abs. 5.2.5) 

Die in München errechneten Gesamtkosten für die 
Durchführung des Kompostverfahrens zur Aufbe­
reitung wieder aufgenommenen abstumpfenden 
Streugutes betragen ca. 130 DMit. 
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5.4.2 Trocken- oder Heißreinigung 

Große Bedeutung wird - oder zumindest: wurde 
lange Zeit - dem Verfahren der Heiß- oder Trock­
nereinigung zugemessen. Es wurde bereits Ende 
der 80er Jahre in der Schweiz - zusammen mit 
einer deutschen Firma - entwickelt und erprobt 
[GAUTSCH! I SCHARMER, 1988), auch in 
Deutschland propagiert [MÜLLER, 1988; BR 1 188] 
und in Berlin versuchsweise eingesetzt [Müll und 
Abfall 5190]. Das Verfahren (Prinzipskizze s. Bild 
22), für das auch eine mobile Anlage entwickelt 
wurde, besteht grundsätzlich aus drei Schritten: 

- "Ein Schwingsieb scheidet Fremdkörper und 
grobe Verunreinigungen aus. 

- Ein Schwingfließbett-Trockner bringt den Splitt 
auf eine wintergerechte Endfeuchte. 

- Eine Luftstromsichtung und evtl. eine Feinab­
siebung am Ende des Trockners entfernt die 
staubförmigen Bestandteile." [GAUTSCH! I 
SCHARMER, 1988] 

Das angelieferte Kehrgut wird also grob vorgesiebt 
und dann im Trommeltrockner auf 110 oc bis 
150 oc erhitzt. Bei dieser Temperatur werden alle 
im zu reinigenden Gut vorhandenen Bakterien ab­
getötet [STROBL, 1993]. Mittels Windsichtung wer­
den die Feinanteile angesaugt und abgefiltert. 
Dann wird der Splitt neu gebrochen, um die für ab­
stumpfendes Streugut geforderte Bruchflächigkeit 
zu erreichen, und in Fraktionen gesiebt. Die Grob­
anteile und die Feinstaubfraktion (Filterstaub) 
müssen nach wie vor deponiert werden, d.h. die 
Gesamtdeponiemenge beträgt nach der Aufberei­
tung noch 20 % - 25 % der angelieferten Gesamt­
menge. Der wiedergewonnene Splitt (mit Korn­
größen von ca. 1 mm - 8 mm), etwa 70 % bis 75 % 
der aufgekehrten Masse, kann entweder zur 
Mischgutherstellung oder grundsätzlich als Streu­
gut im Winterdienst wieder verwendet werden. 
Analysen zeigen, daß der mit diesem Verfahren 
wiedergewonnene Splitt neuem Splitt ebenbürtig 
ist und nur geogene Gehalte an Problemstoffen 
enthält [HANKE, 1993]. lnfolge der Erhitzung wur­
den auch keine Kohlenwasserstoffe (auch PAK) 
oder mikrobiologische Organismen mehr festge­
stellt [STROBL, 1993]. 

Nach einer entsprechenden Ausschreibung wurden 
im Sommer 1993 in München ca. 3.000 t aufge­
nommenen Streustoffes in einer mobilen Anlage 
heiß gereinigt. "Nach einigen Anlaufschwierigkeiten 
begann die Anlage einwandfrei zu laufen. Eine Be-
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sichtigung durch Fachleute des städt. Umweltam­
tes ergab Beanstandungen in Richtung Abgase 
und Staubentwicklung. Der Setreiber sagte sofort 
Verbesserungen durch Einhausung von Transport­
bändern usw. zu. Bezüglich der Lärmentwicklung 
ergaben sich aufgrund des günstigen Standortes 
(altes Flughafengelände in München-Riem) keine 
Probleme. Eine Betriebserlaubnis nach dem Bun­
desimmissionsschutzgesetz und dem Abfallgesetz 
ist nicht erforderlich, da nach § 7 AbfG nur ortsfe­
ste Anlagen oder Anlagen, die länger als 6 Monate 
am gleichen Standort betrieben werden, einer Ge­
nehmigung bedürfen." 

"Bei dem praktizierten Verfahren wurde der wieder­
gewonnene Splitt nicht nachgebrochen. Es wurden 
ausreichende Bruchkanten festgestellt. Bei mehr­
maliger Verwendung des Materials als Streugut ist 
ein Brechvorgang aber unerläßlich. Der Recyc­
lingsplitt weist noch Verunreinigungen wie Glas. 
Holz und anderes organisches Material auf. Auch 
haftete noch relativ viel Feinstaub am Splitt. Nach 
den überschlägigen Feststellungen konnten aus 
dem angelieferten Kehrgut von rund 3.000 to in 
etwa 50 %, d.h. ca. 1.500 to Splitt, wiedergewon­
nen werden. 

Der gereinigte Splitt wurde (nach Freigabe durch 
die Gesundheitsbehörde) in die Betriebshöfe 
zurücktransportiert und für den Winterdienst einge­
lagert. Der sich entwickelnde Staub gab zu Beden­
ken hinsichtlich der Verwendung als Streusplitt 
Anlaß. Ein daraufhin im Sommer 1993 durchge­
führter Streuversuch ergab eine für den Einsatz in 
geschlossenen Ortschaften unzumutbare Staub­
entwicklung." [STROBL, 1993] Die Kosten für die 
Heißreinigung in der mobilen Anlage beliefen sich 
in München inklusive aller Transportwege auf 223,­
DM/t (Stand Sommer 1993). 

Insgesamt bleibt festzuhalten, daß auch bei einer 
Aufbereitung aufgekehrten abstumpfenden Streu­
gutes in einer Heißreinigungsanlage ein Rest von 
ca. 20 bis 25 % des aufgenommenen Materials de­
poniert werden muß. Ggf. wird eine Zwischenlage­
rung erforderlich, die zu Geruchsbelästigungen 
führen kann und zudem rechtlich bedenklich ist, da 
es sich um Lagerung von Abfällen handelt, die 
nach der TA Siedlungsabfall der Deponieklasse II 
zuzuordnen sind. Der wieder verwendbare Splitt, 
ca. 70% - 75 % der aufgekehrten Menge, staubt 
beim Aufladen und Ausbringen und ist trotz der 
Freigabe durch die Gesundheitsbehörde als Streu­
stoff nicht mehr zu gebrauchen. 

5.4.3 Naßreinigung 

Als Alternative zum Trocknen und Absieben von 
stark belasteten Kehrichtanteilen wurde in vielen 
Städten ein Waschverfahren erprobt. "Es hat sich 
gezeigt, daß es keiner aufwendigen Technik bedarf. 
Ein Problem besteht darin, daß das anfallende Ab­
wasser mit den im Straßenkehricht vorhandenen 
Schadstoffen angereichert ist und - nach ausgiebi­
ger Entschlammung - zumindest einem Schmutz­
wassersiel zugeführt werden muß." [Hansestadt 
Hamburg, 1986] Auch bei der Naßreinigung wird 
"das aufgekehrte Material zunächst grob vorge­
siebt und dann gewaschen. Beim Waschen werden 
die Feinanteile und die angelagerten Schadstoffe 
mit dem Waschwasser gebunden; in einem Ab­
setzbecken werden diese dann abgelagert. Der ge­
waschene Splitt wird nachgebrochen und in Korn­
fraktionen abgesiebt. Die abgesetzten Feinstoffe 
und die Grob-Verunreinigungen werden deponiert 
(etwa 25 bis 30 % der aufgekehrten Masse). 

Grundsätzlich kann mit dieser Methode streufähi­
ger Splitt wiedergewonnen werden, mit etwa 70 bis 
75 % der aufgekehrten Masse. Problematisch ist 
hierbei der Wasserverbrauch und die Belastung 
des Abwassers; Genehmigungen zur Einleitung 
des Waschwassers in Kläranlagen gibt es daher 
bislang (1993) nur lokal begrenzt bzw. für den Ver­
suchsbetrieb. Ein weiteres Problem ist, daß zwar 
die Schwermetalle vom Splitt getrennt werden, daß 
aber die PAK-Werte erhöht bleiben und vor allem 
die bakterielle Belastung (Fäkal-Keime) bleibt." 
[HANKE, 1993] 

Nach den Erfahrungen des Recycling-Großversu­
ches im Jahr 1993 (s. Abschnitt 5.4.2) wurde von 
der Stadt München im Sommer 1995 ein erneuter 
Versuch mit einem Mischverfahren (Grobabsie­
bung, Brechanlage, Absiebung, Waschanlage) 
durchgeführt [STROBL, 1996]: "Der wiederge­
wonnene Splitt wird als Wintersplitt, die Sande zu 
Straßenbauzwecken oder als Platten- oder Kabel­
sand verwendet. Das angebotene Verfahren in der 
stationären Anlage sah vor, daß dem angelieferten 
Material aus der Produktion des Kieswerkes neuer 
Splitt beigegeben wurde. ... Die Aufbereitung 
schloß wiederum die Untersuchung der Material­
proben und der einzelnen Fraktionen durch ein 
chem. Labor als Gutachter ein. Als Ergebnis wurde 
festgestellt, daß die aufbereiteten Materialien Sand 
und Splitt die wasserrechtlichen Gütemerkmale 
einhalten und als Recyclingmaterial uneinge­
schränkt verwendet werden können. Auch die im 
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Absetzschlamm enthaltenen Schadstoffwerte lie­
gen unter den Zuordnungswerten der Deponieklas­
se I der TASi. 

Vom angelieferten Altsplitt bzw. Kehrgut mußten 
ca. 3,5 % als Grobverunreinigungen zur Deponie 
gebracht werden. Rund 30 % konnte als Sand und 
ca. 55 % als Splitt wiederverwendet werden. Das 
restliche Feinmaterial von ca. 11 ,5 % gelangte als 
Schlamm aus der Gesteinswäsche in die Absetz­
becken und wird nach der Entwässerung und 

Trocknung zur Rekultivierung von Deponien ver­
wendet. Die Gesamtkosten für die Aufbereitung, 
den Transport und die ordnungsgemäße Ablage­
rung der Reststoffe beliefen sich brutto auf 
140,- DM/to angeliefertes Kehrgut." 

Eine weiterer Weg der Naßreinigung, der aus der 
Technologie der Bodenwäsche zur Altlastensanie­
rung rührt und inzwischen auch in mobilen Anlagen 
möglich ist, bietet nach aktuellen Angeboten eine 
möglicherweise preislich noch günstigere Lösung, 

ZeniTale 
Abluftreinigung 

t 

Krelslaufwasser 

(Quelle: AB Umwelttechnik, Prospekt, 1996) 

Leichfs1offe 
(Kohle. Holz u.s.w.) 

Kies 

Sand 

~-----------------------------------------------------------------------------~ 

Bild 23: Fließschema einer Bodenwäsche 



den aufgekehrten Streusplitt zu verwerten. Derarti­
ge Verfahren werden allgemein zur Reinigung von 
Straßenkehrichten, aber auch für Streusplitte und 
Kanalsande oder Gemische aus diesen Materialien 
angeboten. ln Berlin wird ein solches Verfahren 
z.Zt. (1996/97) in einem Großversuch an Straßen­
kehrichten getestet [MÜLLER, 1997]. 

Das zu reinigende Material wird zunächst wieder­
um gesiebt, um den Grobanteil (ca. 10 %) zu ent­
fernen. Dieser Anteil ist zu entsorgen. "Das abge­
siebte Material wird dann im zweiten Behandlungs­
schritt gewaschen und dann in die Fraktionen wie 
Kies, Sand, Organik und Preßfilterkuchen aufge­
trennt. ... Die Kiese und Sande (bei aufgenomme­
nen Streusplitten der Splitt) werden als marktgän­
giger Baustoff (Streusplitt), der gewaschene Orga­
nikanteil (Laub, Blätter etc.) wird mit oder ohne wei­
tere Aufbereitung als Düngemittel oder Bodenver­
besserer in der Landwirtschaft wiederverwertet 
Die Belastungen werden im Preßfilterkuchen auf­
konzentriert, der dann als Ersatzstoff für Ton zur 
Zementproduktion stofflich verwertet werden kann. 
Ebenso ist ein Einsatz dieses Materials für die Zie-
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Bild 24: Mögliche Verwertung von Straßenkehricht (einschließ­
lich Streusplitt) 
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gelproduktion möglich. Sowohl bei der Zementpro­
duktion, als auch bei der Herstellung von Ziegeln 
werden die organischen Schadstoffe verbrannt, die 
Schwermetalle in die mineralische Matrix einge­
bunden und damit immobilisiert." [AB Umwelttech­
nik, 1996] (Prinzipskizzen siehe Bilder 23 und 24) 
Anbieter derartiger Techniken bieten die Reinigung 
als Leistungspaket einschließlich der Entsorgung 
der Grobverunreingungen, Einholen der wasser­
rechtlichen Genehmigungen und Vermarktung der 
Recyclingprodukte für Preise unter 100,- DM/ t an. 
ln Berlin wurden in ersten Versuchen erreichbare 
Verwertungsquoten von 90 % - 95 % für Maschi­
nenkehricht und ca. 75 % (mit steigender Tendenz) 
für Handreinigerkehricht ermittelt [MÜLLER, 1997]. 

Insgesamt bewegt sich bei der Naßreinigung der 
Anteil des aufgenommenen Streugutes, der einer 
Deponie zugeführt werden muß, in Richtung auf 
unter 10 %. Im Vergleich zum Trockenverfahren ist 
nach übereinstimmender Aussage sämtlicher vor­
liegenden Literaturstellen der wiedergewonnene 
Splitt auch als Streusplitt im Winterdienst einzuset­
zen, da der Feinstaubanteil offensichtlich als sehr 
gering bis nicht mehr vorhanden einzustufen ist. 

5.4.4 Vergleichende Bewertung 

Die Beurteilung der beschriebenen Verfahren zur 
Aufbereitung nach dem Winter wieder aufgenom­
men abstumpfenden Streugutes scheint das Kam­
postierverfahren - trotz relativ geringer Kosten -
auszuschließen, da es sich bei diesem Verfahren 
nicht um ein echtes Recyclingverfahren handelt 
und der Vorgang der durch (zumindest zeitweiliges) 
Beimischen von Grünabfällen bewirkten "Verdün­
nung" rechtlich zumindest bedenklich ist. Favori­
siert und durchgeführt werden nach wie vor die 
Verfahren Naßreinigung und Trockenreinigung. Die 
Entscheidungsgründe für die Durchführung des 
einen oder anderen Verfahrens sind - neben den 
Verfahrenskosten-recht unterschiedlich. So wurde 
in Wien gegen die Naßreinigung entschieden, da 
der wiedergewonnene Restsplitt aus dem Naßver­
fahren noch erhebliche Mengen an Wasser enthielt. 
Im Winter bei Temperaturen unter 0 oc neigt dieser 
feuchte Splitt dann zum Gefrieren. "Der im 
Trockenverfahren gereinigte Splitt zeigt diesen 
Nachteil nicht und ist daher im Winterdienst ... pro­
blemlos verwendbar". [STEINBAUER, 1993] Die 
Entscheidung fielletztlich dahingehend, den einge­
kehrten Splitt ohne Aufbereitung als gröberen Zu­
schlag für die Betonherstellung für den Ringwall 
der örtlichen Deponie zu verwenden. ln Salzburg 



z.B. fiel die Entscheidung zugunsten der Naßreini­
gung [WANNER, 1996]. 

ln München wurde nach dem in Abschnitt 5.3.3 be­
schriebenen Ausflug in die Naßreinigung zur 
Trockenaufbereitung zurückgekehrt [STROBL, 
1997]. ln einer technisch verbesserten mobilen An­
lage (mit Vorabsiebung, Trocknung, Klassierung 
und Sortierung) konnte der Anteil der wieder ver­
wendbaren mineralischen Anteile auf über 87 % ge­
steigert werden. Weitere fast 7 % einer minerali­
schen Mischfraktion wurden für Rekultivierungs­
zwecke eingesetzt, so daß der Gesamtanteil ver­
wertbaren Materials auf 93,9 % gesteigert werden 
konnte. "Das Aufbereitungsverfahren bestand aus 
einer Kombination aus trocken-mechanischer Klas­
sierung und pneumatischer Sortierung. Ohne eine 
besondere Vor- oder Grobabsiebung erfolgt die 
Trocknung des Materials durch ein prozeßgesteuer­
tes Heißluftgebläse und daran anschließend die 
Klassierung in Grobverunreinigung und Kornklas­
sen, die aber noch organische Anteile enthielten 
und staubbehaftet waren. Deshalb schloß sich hier 
die pneumatische Sortierung an, wobei hier die 
Staubanteile abgetrennt und mit der Abluft abgezo­
gen wurden. Die staubhaltige Abluft wurde in einem 
Gewebefilter gereinigt, so daß der Grenzwert nach 
TA Luft von 20 mg/Nm3 eingehalten wurde." 

Die Tendenz bei der Aufbereitung/Entsorgung von 
wieder aufgenommenem Streugut geht eindeutig 
dahin, das Material schon aus rechtlichen Gründen 
(Kreislaufwirtschaftsgesetz) nicht als Abfall anzuse­
hen, sondern in den Güterkreislauf zurückzuführen 
und möglichst vollständig (als Baustoff, mit Ein­
schränkungen als Streusplitt, zur Zementherstel­
lung und sogar zur Bodenverbesserung I Rekulti­
vierung) zu verwerten. Aus preislichen Gründen 
scheint - zumindest zum Zeitpunkt der Berichter­
stellung - das Waschverfahren in der modifizierten 
Form aus der Altlastensanierung die größten Aus­
sichten zu haben, als Standardverfahren aus dem 
Wettbewerb der Systeme hervorzugehen, auch 
wenn verbesserte Trockenreinigungsverfahren den 
Anteil des zu entsorgenden Restes auf unter 1 0 % 
drücken konnten. Auch wenn aufgrund der Analy­
senergebnisse neuester Untersuchungen die 
Schadstoffbelastung zumindest des Streusplittes 
aus Fußgängerzonen eine Deponierung zu erlauben 
scheint, erfordert das Kreislaufwirtschaftsgesetz 
eine Aufbereitung der aufgekehrten Materialien. 

Anzumerken ist, daß eine Wiederaufbereitung zur 
Wiederverwendung meist nur dem Naturstein-

Splitt als abstumpfendem Streustoff vorbehalten 
ist; bei Verbrennungsrückständen etc. scheidet 
dies in der Regel aus [HANKE, 1993]. 

5.5 Kosten 

Die Frage nach den Kosten des Einsatzes ab­
stumpfender Streustoffe scheint in der Literatur mit 
einer gewissen Diskretion behandelt zu werden. 
Insbesondere im kommunalen Bereich liegt zwar 
eine Reihe von Publikationen über die Vorgehens­
weise bei der Berechnung der betrieblichen Win­
terdienstkosten vor, zumal das Kommunalabga­
bengesetz die Erhebung kostendeckender Ge­
bühren solcher Dienstleistungen vorschreibt. Kon­
krete Zahlen insbesondere bezüglich eines Kosten­
vergleiches zwischen tauenden und abstumpfen­
den Streustoffen liegen nur sehr unzureichend vor. 

Allgemein können Kosten und Wirtschaftlichkeit 
des Winterdienstes "in zwei Aspekte untergliedert 
werden: die Wirtschaftlichkeit des Betriebsdien­
stes, die durch die direkten Betriebskosten des 
Winterdienstes bestimmt wird, sowie die Wirt­
schaftlichkeit für die Allgemeinheit, die neben den 
direkten Betriebskosten auch die volkswirtschaftli­
chen Auswirkungen und Folgekosten berücksich­
tigt; letztere sind, insbesondere bei den Umwelt­
auswirkungen, nicht in allen Fällen quantifizierbar." 
[FGSV, 1997] 

PICHLER (1987) unterscheidet bei der gesamtwirt­
schaftlichen Beurteilung des Winterdienstes zwi­
schen den Kosten, die von der Straßenbauverwal­
tung zu tragen sind, Straßennutzerkosten sowie 
Kosten durch die Umweltbelastung, und stellt allge­
meine Abhängigkeiten auf. DURTH (1995) stellt fest, 
daß der Winterdienst volkswirtschaftlichen Nutzen 
erzeugt und führt Nutzen-Kosten-Nachweise für 
Autobahnen, Außerortsstraßen und den innerörtli­
chen Verkehr auf. Für eine volkswirtschaftliche Ge­
samtrechnung sind demnach insgesamt folgende 
Kosten und Wirkungen zu berücksichtigen: 

- Betriebskosten des Winterdienstes 
- Veränderung der Betriebskosten für die Ver-

kehrsteilnehmer nach der Streuung durch Ver­
meidung von Staus, Einsparung an Kraftstoff, 
Zeitgewinn infolge höherer Reisegeschwindig­
keiten 

- Einsparung an Unfallkosten und Unfallfolgeko­
sten 

- Auswirkung auf die Wirtschaft: Vermeidung von 
Produktionsausfällen infolge Verspätung der Ar-



beitnehmer oder auf der Straße anzuliefernder 
Produktionsgüter, Einnahmeausfälle bei der 
Transportwirtschaft 

- Kosten der Umweltbelastung durch Schäden an 
Pflanzen, Gewässern, Böden, Fahrzeugen und 
Bauwerken sowie durch Veränderungen bei 
Schadstoffemissionen durch den Verkehr 

Auf diese Art umfassender Betrachtungen soll und 
kann hier allerdings nicht intensiver eingegangen 
werden, da insbesondere immer wieder die Kosten 
von "Umwelt"schäden im Sinne der Beeinträchti­
gung des biologischen Straßenumfeldes nicht 
quantifizierbar sind, zumal schon die Schäden und 
Belastungen selbst in Abhängigkeit vom Winter­
dienst schwer quantifizierbar sind. Gegenstand der 
Betrachtungen kann hier nur der betriebliche 
Aspekt der Winterdienstkosten sein, der direkt von 
dem jeweiligen Straßenbaulastträger finanziert 
werden muß. 

Betrieblich wird die Wirtschaftlichkeit des Winter­
dienstes bestimmt durch: 

- die Kosten der Streustoffe selbst (Beschaffung 
und Lagerung) 

- die Kosten der Fahrzeuge und Geräte (Beschaf­
fung/Abschreibung, Wartung, Betriebskosten) 

- die Personalkosten (Einsatz und Bereitschaft) 
- die Kosten für vorbereitende Maßnahmen des 

Winterdienstes 
- die Kosten von Fremdleistungen (bei Vergabe 

abgegrenzter Aufgaben an Dritte [BLASK, 
1989]) 

Dabei entstehen bei abstumpfender Streuung ge­
genüber einer Salzstreuung zusätzliche Kosten für: 

- das Ausbringen 
- das Wiederaufnehmen (Kehren) 
- das Einsammeln und Lagern des Kehrgutes 
- das Aufbereiten und Entsorgen des Kehrgutes 
- das Reinigen der Grünflächen und der Entwäs-

serungseinrichtungen nach der Winterperiode 

Besonders die Kosten für das Ausbringen (Perso­
nal, Streustoffe, Fahrzeuge und Geräte) sind ent­
sc.heidend von der Wahl des Streustoffes abhän­
gig. Ein Beispiel mag dieses belegen [BLASK, 
1989]: 

Bei einer Streudichte von 1 0 gfm2 Trockensalz auf 
einer 6 m breiten Fahrbahn erreicht ein Fahrzeug 
mit einer Ladekapazität des Aufsatzstreuers von 
5 t eine Streulänge von ca. 83 km pro Einsatz, bei 
einer Streudichte von 15 gfm2 immerhin noch von 
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ca. 55 km. Eine Netzlänge von 800 km in einer 
größeren Stadt kann so- bei einer Streudichte von 
10 glm2 - mit 10 Einsatzfahrten abgedeckt werden, 
bei· der Streudichte 15 glm2 wären 14,5 Einsätze 
erforderlich. 

Bei Anwendung von abstumpfenden Streustoffen 
(BLASK legt hier "Granulat" zugrunde) und einer 
Streudichte von 200 glm2 wird unter sonst gleichen 
Voraussetzungen nur eine Streulänge von 4,2 km 
pro Fahrzeugeinsatz erreicht, bei einer Streudichte 
von 1 00 glm2 von ca. 8,5 km. Zum Abstreuen von 
800 km Netzlänge wären so rein rechnerisch 190 
bzw. 95 Fahrzeugeinsätze erforderlich. "Die einzel­
nen Einsätze erfordern zwar kürzere Fahrzeiten, al­
lerdings müssen noch die häufigeren Leerfahrten 
zum erneuten Beladen der Fahrzeuge hinzugerech­
net werden, die pro Einzelfahrt in etwa die gleiche 
Zeitspanne wie bei der Streusalzanwendung erfor­
dern ... 

Aus diesen Grunddaten läßt sich im Einzelfallleicht 
errechnen, welch ein Fahrzeugpark eingesetzt wer­
den muß, um innerhalb einer vorgegebenen Zeit 
eine bestimmte Straßenlänge abstreuen zu kön­
nen. 

Abstumpfende Stoffe müssen in größerer Dosie­
rung aufgebracht werden. Ihr Vorteil der geringeren 
Beschaffungskosten wird hiermit wieder aufgeho­
ben. Um bei dem oben aufgeführten Beispiel zu 
bleiben: Bei einer Streuung von 15 g Salz I m2 ge­
genüber einer Streudichte von nur 100 g Splitt I m2 
dürfte Salz nahezu sieben Mal mehr kosten als 
Splitt, um bei nur einer Streuung -ohne Nachstreu­
ung mit Splitt - auf gleiche Materialkosten zu kom­
men. Handelsübliches Streusalz hat einen Preis 
von ca. 120,- DMit, Splitte sind für ca. 25,- DMit zu 
erwerben. Wegen des höheren Verbrauchs ist eine 
wesentlich höhere Lagerhaltung notwendig ... 
Überdies ist eine trockene Lagerhaltung notwen­
dig, damit die Streustoffe streufähig bleiben. Hier­
mit ist ein wesentlich höherer Aufwand auch von 
Investitionen verbunden." 

Für den Außerortsbereich liegen konkrete Zahlen 
über den Vergleich Taustoffe I abstumpfende Stof­
fe vor. Für die bereits erwähnte Versuchsstrecke in 
der Schweiz [LINSI I LAMPERT, 1977; LAMPERT, 
1980) wurde der Aufwand in Franken je m2 und 
Jahr durch eine genaue Gegenüberstellung der Ko­
sten für die einzelnen Winterdiensttätigkeiten er­
mittelt. Die Aufwendungen für Pfaden (Räumen), 
Streuen (Salzen bzw. Splitten I Sanden), (Schnee-) 
Schleuder und Eishobel, Schneeabfuhr sowie 
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Splitträumung und Schachtreinigung beliefen sich 
im Mittel über eine fünfjährige Beobachtungszeit 
beim Winterdienst mit Salz auf damals -,84 Fran­
ken pro m2 und Jahr, für den Winterdienst ohne 
Salz auf 2,32 Franken pro m2 und Jahr. Dieses Ver­
hältnis eines fast dreifachen (genau 2,76-fach) Auf­
wandes für einen Winterdienst ohne Salz gegen­
über einem Winterdienst mit Salz wird für Außer­
ortsstraßen (natürlich ohne Autobahnen) von ver­
schiedenen Autoren bestätigt. So ermittelten z.B. 
SCHNEIDER (1986) die 2-5fachen Kosten und 
SPETH (1983) für Splitt-Versuchsstrecken "rund 
das Vierfache der sonst mit Salz aufgewendeten 
Kosten." 

Der kommunale Winterdienst ist aufgrund der ge­
genüber Außerortsstraßen etwas anderen gesetzli­
chen Grundlagen "eine Dienstleistung, vergleichbar 
mit sonstigen Leistungen, die die Gemeinde erbrin­
gen muß. Bei der Leistung entstehen Kosten, 
denen entsprechende Erträge gegenüberstehen 
müssen, ... unabhängig von der Frage, aus wel­
chen «Topf» diese Erträge kommen." Dabei 
"schreibt das Kommunalabgabengesetz die Erhe­
bung kostendeckender Gebühren ... zwingend 
vor." Die Dienstleistung Reinigung umfaßt als Win­
terwartung "insbesondere das Schneeräumen auf 
Fahrbahnen und Gehwegen" sowie "das Bestreuen 
der Gehwege, Fußgängerüberwege und gefährli­
chen Stellen auf Fahrbahnen bei Schnee- und Eis­
glätte." "Mit zu den - bereits oben beschriebenen -
Kosten des Winterdienstes gehören aber auch die 
Reinigung der Straßen von Resten abstumpfender 
Stoffe nach Beendigung der Winterdiensteinsätze: 
die sollten nicht einfach der allgemeinen Straßen­
reinigung zugeordnet werden ... Nicht zu vergessen 
ist auch die Erfassung der Inanspruchnahme von 
Deponien im Rahmen der Ablagerung des aufge­
nommenen Gutes." [MERTENS, 1996] 

Die genauen Kosten der Wiederaufnahme ab­
stumpfenden Kehrgutes sind der Literatur nicht zu 
entnehmen. Die Kosten für die Aufbereitung liegen 
- wie verschiedenen Angeboten und Prospekten zu 
entnehmen ist - je nach Verfahren in der Größen­
ordnung zwischen ca. 75,- DM und ca. 150,- DM 
pro Tonne angelieferten Streugutes. Hier ist zukünf­
tig sicher eine weitere Absenkung infolge zuneh­
menden Wettbewerbes zu erwarten. Die Deponie­
kosten liegen zur Zeit der Berichterstellung nach 
vorliegenden Informationen durchschnittlich zwi­
schen 200,- DM/t und ca. 500,- DM/t, in Einzelfäl­
len werden 800,- DM/t verlangt. Die Kostenrelation 
für das Ausbringen von Salz gegenüber Splitt dürf-

te für Gemeinden in der gleichen Größenordnung 
liegen, wie sie oben für den Außerortsbereich be­
schrieben wurde. Obwohl die grundsätzlichen 
Randbedingungen somit in Kommunen bekannt 
sein dürften und z.T. auch Vergleiche von Sach­
und Personalkosten über mehrere Winter vorlie­
gen, werden konkrete Zahlen für den kommunalen 
Bereich in der Literatur nicht genannt. Selbst 
KEMPE (1985) kommt bei der Bewertung des in Er­
langen durchgeführten alternativen Winterdienstes 
nur zu der grundsätzlichen Feststellung, daß - im 
Rahmen des alternativen Winterdienstes - "der 
Streudienst wesentlich teurer ist als die Verwen­
dung von Streusalz." 

Verglichen werden nahezu ausschließlich Änderun­
gen der jeweiligen Streu- bzw. Netzlängen, Redu­
zierungen der Streudichten, der Streugutverbrauch 
(auch über mehrere Jahre) u.a.m. (s. auch 
SCHNEEWOLF, 1985, 1990). Unter Abwägung der 
relevanten Kosten kommt die FGSV im neuen 
Merkblatt für den Unterhaltungs- und Betriebs­
dienst an Straßen, Teil: Winterdienst (1997) zu fol­
gender Aussage: 

"Obwohl die direkten Kosten für abstumpfende 
Stoffe niedriger liegen als für Salz, ergeben sich 
durch die wesentlich größeren Streumengen, die 
Notwendigkeit der Nachstreuungen sowie die 
zuvor genannten zusätzlichen Kosten für Wieder­
aufnahme, Entsorgung und Reinigung für die 
Streuung abstumpfender Stoffe insgesamt etwa 
die 5- bis 1 0-fachen Kosten im Vergleich zur Salz­
streuung auf der gleichen Strecke." 

5.6 Rechtliche Würdigung 

Im Gegensatz zu der umfangreichen, in Abschnitt 4 
beschriebenen Rechtsprechung zu Auswirkungen 
abstumpfender Streuung auf das Rechtsgut "Ge­
sundheit" der Verkehrsteilnehmer liegen zur Frage 
der Entsorgung I Verwertung wieder aufgenomme­
nen Streugutes oder der durch abstumpfende 
Streuung entstehenden zusätzlichen Kosten für 
den Bürger - als Folge einer Gebührenanhebung 
zur Kompensation dieser Kosten - keine im Rah­
men dieser Literaturanalyse zugänglichen Urteile 
vor. 

Die "höheren Kosten, die durch einen Verzicht auf 
Salz, d.h .... durch einen stärker salzfreien, mit ver­
mehrten Streudurchgängen verbundenen Winter­
dienst mit abstumpfenden Streustoffen entstehen", 
sind allerdings auch "kein rechtlich schützenswer-



tes Argument." [WICHMANN, 1995] Denn "der 
Schutz der Umwelt ist nach der Sicherung des 
Friedens die wichtigste Aufgabe unserer Zeit", und 
wir haben die Verantwortung, die entscheidenden 

Äufgaben im Umweltschutz durch gezielte gemein­
same Überlebensstrategien zu bewältigen." [Bun­
desinnenminister ZIMMERMANN, Regierungser­
klärung vom 15. September 1983, zitiert von JOR­
DAN, 1989] 

Allerdings war bei der Reinigung von Fahrbahnen 
anfallendes Kehrgut bereits nach dem Gesetz über 
die Vermeidung und Entsorgung von Abfällen (Ab­
fallgesetz- AbfG) i.d.F.d. Bek. vom 27. August 1986 
als Abfall anzusehen [GALLENKEMPER, 1994]. 
Denn "Abfälle im Sinne dieses Gesetzes sind be­
wegliche Sachen, deren sich der Besitzer entledi­
gen will oder deren geordnete Entsorgung zur Wah­
rung des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere 
des Schutzes der Umwelt, geboten ist." 
(§ 1 Abs. 1) Jedoch waren "Abfälle ... nach Maßga­
be von Rechtverordnungen aufgrund des § 14 Abs. 
1 Nr. 3, 4 und Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 bis 5 zu vermei­
den." (§ 1 a Abs. 1) § 14 Abs. 1 Nr. 4 ermächtigte die 
Bundesregierung, "zur Vermeidung oder Verringe­
rung schädlicher Stoffe in Abfällen oder zu ihrer um­
weltverträglichen Entsorgung ... zu bestimmen, daß 
bestimmte Erzeugnisse nur in bestimmter Beschaf­
fenheit, für bestimmte Verwendungen, bei denen 
eine ordnungsgemäße Entsorgung der anfallenden 
Abfälle gewährleistet ist, oder überhaupt nicht in 
Verkehr gebracht werden dürfen, wenn bei ihrer 
Entsorgung die Freisetzung schädlicher Stoffe nicht 
oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand 
verhindert werden könnte." § 1 a Abs. 2 formulierte 
außerdem: "Abfälle sind ... zu verwerten." Als Folge 
dieser Vorschriften des AbfG war der Einsatz ab­
stumpfender Stoffe im Straßenwinterdienst-wegen 
des Gebotes der Abfallvermeidung - bereits seit ei­
niger Zeit - grundsätzlich in Frage zu stellen. 

Das zitierte Abfallgesetz war eine Folge der wirt­
schaftlichen und technischen Entwicklung. "Stetig 
zunehmende Abfallmengen schufen nicht nur tech­
nische und organisatorische Probleme. Auch die 
gesetzlichen Bestimmungen hatten sich diesen 
Gegebenheiten nicht mehr gewachsen gezeigt." 
[HOSCHÜTZKY I KREFT, 1985] Deshalb lagen be­
reits Ende der 80er Jahre der damaligen Fassung 
des Abfallgesetzes im Sinne eines "3-V-Gedankens 
- Vermeidung - Verringerung - Verwertung" [MÜL­
LER, 1989] als Eckpunkte 

- "Vorrang von Abfallvermeidung und Verwertung 
vor der übrigen Entsorgung; 
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- Betonung der Verantwortung von Produzenten 
für die Entsorgung der anfallenden Abfälle, und 
zwar nicht nur der Produktionsabfälle, sondern 
auch der Konsumabfälle; 

- Verpflichtung des Bundes , einheitliche Anfor­
derungen an die Abfallbeseitigung nach dem 
Stand der Technik aufzustellen (Technische An­
leitung Abfall -TA Abfall)." 

[WAGNER, 1989] zugrunde. Die aktuelle und für 
Kommunen verbindliche Version der hier ange­
sprochenen TA Abfall liegt seit dem 14. Mai 1993 in 
Form der Dritten Allgemeinen Verwaltungsvor­
schrift zum Abfallgesetz (TA Siedlungsabfall) vor. 
Die TA Siedlungsabfall definiert Deponien als "Ab­
fallentsorgungsanlagen, in der Abfälle zeitlich un­
begrenzt oberirdisch abgelagert werden" und un­
terscheidet nach zwei Deponieklassen, die sich im 
wesentlichen hinsichtlich des organischen Anteiles 
und der Schadstoffbelastung des Abfalles unter­
scheiden. Bei der Deponieklasse I handelt es sich 
um eine "Deponie, in der Abfälle abgelagert wer­
den können, die einen sehr geringen organischen 
Anteil enthalten und bei denen eine sehr geringe 
Schadstofffreisetzung im Auslaugungsversuch 
stattfindet." Die Deponieklasse II umfaßt Deponien, 
in denen "Abfälle gelagert werden können, die 
einen höheren organischen Anteil enthalten als die, 
die auf Deponien der Klasse I abgelagert werden 
dürfen, und bei denen auch die Schadstofffreiset­
zung im Auslaugungsversuch größer ist als bei der 
Deponieklasse I; zum Ausgleich sind die Anforde­
rungen an den Deponiestandort und an die Depo­
nieabdichtung höher." Die Zuordnung von Abfällen 
zu den Deponieklassen erfolgt anhand definierter 
Zurodnungskriterien (Anhang B der TA Siedlungs­
abfall), in denen neben bodenmechanischen Fest­
igkeitswerten der organische Anteil, extrahierbare 
lipophile Stoffe sowie eine Reihe von Eluatkriterien 
festgelegt werden. Die Eluatkriterien enthalten u.a. 
einige Schwermetalle, TOC, AOX, Ammonium-N 
sowie leicht freisetzbare Cyanide. Diesen Kriterien 
unterliegen auch wieder aufgenommene abstump­
fende Streustoffe, ebenso die aus einer Aufberei­
tung verbleibenden Reststoffe. 

Das Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft 
und Sicherung der umweltverträglichen Beseiti­
gung von Abfällen (Kreislaufwirtschafts- und Abfall­
gesetz- KrW-/AbfG) vom 12. September 1996 er­
setzt und verschärft gleichzeitig die Regelungen 
des AbfG von 1986. § 3 Abs. 1 definiert: "Abfälle im 
Sinne dieses Gesetzes sind alle beweglichen Sa­
chen, die unter die in Anhang 1 aufgeführten Grup-
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pen fallen und deren sich ihr Besitzer entledigt, ent­
ledigen will oder entledigen muß. Abfälle zur Ver­
wertung sind Abfälle, die verwertet werden; Abfäl­
le, die nicht verwertet werden, sind Abfälle zur Be­
seitigung." Anhang 1 listet insgesamt 16 Abfall­
gruppen auf. Die erste und die letzte der aufge­
führten Gruppen zeigen auf, wie umfassend der 
Katalog der beweglichen Sachen ist, die als Abfall 
anzusehen sind. Die folgende Aufzählung gibt eini­
ge Beispiele: 

- "01 Nachstehend nicht näher beschriebene 
Produkte oder Verbrauchsrückstände 

- 0 5 lnfolge absichtlicher Tätigkeiten kontami­
nierte oder verschmutzte Stoffe 

- 07 Unverwendbar gewordene Stoffe 

- 012 Kontaminierte Stoffe 

- 0 15 Kontaminierte Stoffe oder Produkte, die 
bei der Sanierung von Böden anfallen 

- 0 16 Stoffe oder Produkte aller Art, die nicht 
einer der oben erwähnten Gruppen angehören" 

Der zweite Teil des KrW-/AbfG umfaßt Grundsätze 
und Pflichten der Erzeuger und Besitzer von Abfäl­
len sowie der Entsorgungsträger. ln § 4 "Grundsät­
ze der Kreislaufwirtschaft" wird in Abs. 1 das Ver­
meidungsgebot noch deutlicher als im AbfG for­
muliert: "Abfälle sind 

1. in erster Linie zu vermeiden, insbesondere 
durch die Verminderung ihrer Menge und 
Schädlichkeit, 

2. in zweiter Linie 
a) stofflich zu verwerten oder 
b) zur Gewinnung von Energie zu nutzen (ener­

getische Verwertung)." 

Mehr noch als bislang ist somit in Frage zu stellen, 
ob abstumpfende Stoffe rechtlich als Streustoff 
überhaupt akzeptiert werden dürfen. Über die be­
schriebenen normativen Grundlagen hinaus sind 
weitere Verwaltungsvorschriften bei der Durch­
führung der erforderlichen Aufbereitung zu beach­
ten, für eine Betriebserlaubnis für Anlagen zur 
Trockenreinigung z.B. die TA Luft, bei der Einleitung 
von Waschwässern die Regeln der allgemeinen 
Rahmen-Verwaltungsvorschritt über Mindestanfor­
derungen an das Einleiten in Gewässer - Rahmen­
AbwasserVwV - oder entsprechende Satzungen 
der jeweiligen Kommune über das Einleiten von 

Abwässern in die Kläranlage. "Auf der Grundlage 
der obigen rechtlichen Ausführuhgen (s. auch Ab­
schnitt 4.3) sollte der Rat einer Kommune festle­
gen, welches Streumittel einzusetzen bzw. verbo­
ten ist. Dies kann durch generelle Entscheidung in 
der Straßensatzung oder durch Beschluß im Ein­
zelfall geschehen." [WICHMANN, 1995]. Dabei ist 
sicher zwischen Fahrbahnen, Radwegen und Geh­
wegen zu differenzieren. "Der Hauptverwaltungs­
beamte muß dann in Umsetzung eines derartigen 
Ratsbeschlusses das Stadtreinigungsamt inner­
dienstlich anweisen." 

6 Mögliche weiterführende 
Untersuchungen 

Die vorliegende, vom Arbeitskreis 3.14.3 "Kommu­
naler Winterdienst" der Forschungsgesellschaft für 
Straßen- und Verkehrswesen, gleichzeitig Fach­
ausschuß "Winterdienst" im Verband Kommunale 
Abfallwirtschaft und Stadtreinigung e.V., initiierte 
Untersuchung: "Umweltauswirkungen abstump­
fender Streustoffe im Winterdienst (Literaturanaly­
se)" hatte als Ziel, den aktuellen Kenntnisstand zu 
dieser Fragestellung - soweit möglich - im Sinne 
einer Öko-Bilanz aufzubereiten. Wegen der Kom­
plexität der Aufgabenstellung war vorgesehen, in 
einem ersten Teil zunächst eine Literaturanalyse 
durchzuführen. Daraus waren möglichst allgemein 
gültige Aussagen und Empfehlungen für ihren Ein­
satz im Straßenwinterdienst abzuleiten. Aus dem 
Arbeitsergebnis zusätzlich abzuleitende, weiter­
führende Untersuchungen waren weiteren, zeitlich 
und thematisch begrenzten Teilschritten vorbehal­
ten. 

Die vorhergehenden Abschnitte 2 bis 5 lassen eine 
Reihe von Fragen offen, die bei einer umfassenden 
Beschreibung der Auswirkungen abstumpfender 
Streustoffe auf die Umwelt in dem weitgespannten 
Sinne einer Öko-Bilanz noch zu beantworten 
wären. Der gesamte Weg abstumpfender Stoffe 
von der Rohstoffgewinnung über die Herstellung, 
Lagerung, Ausbringung, Aufnahme, Aufbereitung I 
Entsorgung sowie die potentielle weitere Verwen­
dung einschließlich aller erforderlichen Transport­
wege mit seinen mittelbaren und unmittelbaren 
Auswirkungen sowie jeweiligen eingesetzten Ener­
giemengen läßt sich aus der Literatur nicht hinrei­
chend nachzeichnen. 

Offene Fragen, die einen zusätzlichen Untersu­
chungsbedarf begründen könnten, sind z.B.: 



- Auswirkungen abstumpfender Stoffe auf das 
Straßenbeg leitg rü n 
Über die Auswirkungen verschiedenster Art auf 
das Straßenbegleitgrün liegen nur vage Vermu­
tungen oder Beobachtungen vor. Den vereinzel­
ten Hinweisen auf solche Schädigungen sollte 
gezielt nachgegangen und diese zu einer allge­
meinen Beurteilung zusammengeführt werden. 

- Ermittlung der Zusatzkosten durch mechani­
sche Auswirkungen abstumpfender Streustoffe 
Es scheint aufgrund der vorliegenden Publika­
tionen fraglich, ob in der Abschnitt 3.2 be­
schriebene erhöhte Verschleiß von Fahrbahn­
markierungen quantifizierbar ist. Für die Kosten 
der zusätzlich erforderlichen Reinigung von Ent­
wässerungseinrichtungen (zum Vermeiden von 
Verstopfungen), von Banketten u.ä. auf Außer­
ortsstraßen liegen keine konkreten Zahlenwerke 
vor, ebenso für die im Bericht erwähnten Ver­
schmutzungen von Entwässerungsanlagen in 
Kommunen sowie von Kläranlagen. 

- Ermittlung der Kosten durch Verwendung ab­
stumpfender Streustoffe im kommunalen Win­
terdienst 
Es liegen in vielen Städten Berichte über die Ko­
sten eines Winterdienstes mit abstumpfenden 
Stoffen vor, die einer Literaturrecherche nicht 
zugänglich sind. Viele dieser Berichte (s. Ab­
schnitt 5.4) vergleichen Kosten unter dem 
Aspekt "Winter mit Salz= vorher I Winter ohne 
Salz = nachher", z.T. möglicherweise auch unter 
Berücksichtigung der jeweiligen politischen Si­
tuation der Ausschusses, dem der Bericht vor­
zulegen ist. Eine objektive Zusammenstellung 
der Daten aus diesen zumeist internen Berich­
ten unter Einbeziehung der inzwischen reali­
stisch zu beurteilenden Winterstrenge könnte 
die Diskussion des zu wählenden Streustoffes 
im Zeichen knapper Kassen erheblich in Bewe­
gung bringen. 

- Bewertung von Verfahren zur Aufbereitung wie­
der aufgenommenen abstumpfenden Streugutes 
Auch hier gilt, was zur Frage der Kosten bereits 
ausgeführt wurde: Es gibt viele interne Berichte 
über Aufbereitungsverfahren, in denen auch -
wie bei den im Bericht zitierten Münchener 
Großversuchen - Streustoffe unter kontrollierten 
Bedingungen (begleitende Laboruntersuchun­
gen u.a.m.) zur Wiederverwertung aufbereitet 
wurden. Auch wird in den meisten dieser Be­
richte eine Kostenabwägung angebotener Ver-
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fahren oder zumindest eine Kostenaufstellung 
für durchgeführte Reinigungen durchgeführt. 
Die Auswertung einer größeren Anzahl solcher 
Berichte könnte die abschließende Bewertung 
der verschiedenen angebotenen Verfahren be­
schleunigen. 

- Auswirkung der Umweltgesetzgebung auf die 
Anwendung und Verwertung abstumpfenden 
Streugutes 
Für den Außerortsbereich gibt es eine Untersu­
chung zur Auswirkung der Umweltgesetzge­
bung auf den Straßenbetriebsdienst Ein ver­
gleichbares Vorhaben im Innerortsbereich kann 
z.T. vorhandene Unsicherheiten bezüglich der 
Beurteilung vor allem der Vermeidung von Ab­
fällen und ihrer sachgerechten Verwertung 
klären helfen. 

Obwohl eine Reihe von Fragen nur unvollständig 
beantwortet werden konnte und es Ansätze für 
weiterführende Untersuchungen gibt, erscheinen 
die Grundlagen für die zu erarbeitenden Empfeh­
lungen (s. Abschnitt 7) dennoch ausreichend abge­
sichert. Es sind Empfehlungen möglich zur Aus­
wahl geeigneter Streustoffe, es können Empfehlun­
gen ausgesprochen werden zum Einsatz abstump­
fender Streustoffe sowohl auf Außerortsstraßen als 
auch innerorts. 

Die ursprüngliche Absicht, in einem 2. Teil der Un­
tersuchung die für eine umfassende Öko-Bilanz 
abstumpfender Streustoffe noch nicht hinreichend 
belegbaren Faktoren, wie z.B. Fragen des erforder­
lichen Energieeinsatzes für Gewinnung , Transport, 
den Einsatz abstumpfender Stoffe sowie Wieder­
aufnahme und Reinigung nach der Winterperiode, 
einer Klärung zuzuführen, wird in Anbetracht der 
vielen, bereits bekannten Nachteile für nicht erfor­
derlich gehalten. 

Weiterführende Untersuchungen bleiben deshalb 
dem individuellen Interesse von Anwendern vorbe­
halten, ein allgemeines Interesse ist auch im Hin­
blick auf die zu erwartenden Kosten solcher - oben 
aufgezählter- Untersuchungen nicht zu bejahen. 
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7 Einsatz abstumpfender Streu­
stoffe 

Als wesentliches Ergebnis der Literaturanalyse ist 
festzustellen, daß der Einsatz abstumpfender 
Streustoffe im Winterdienst, insbesondere im 
Straßenwinterdienst aus ökonomische, verkehrs­
technischen und juristischen Gründen grundsätz­
lich nicht zu empfehlen ist. Aus unterschiedlichen 
Gründen kann es zweckmäßig sein, dennoch ab­
stumpfende Streustoffe einzusetzen. Für diesen 
Fall werden im Folgenden Empfehlungen für die 
Auswahl eines geeigneten Streustoffes sowie Hin­
weise für den Einsatz gegeben. 

Auswahl des Streustoffes 

- Fahrbahnen und Radwege sollten nicht mit 
Sand abgestumpft werden, da diese die Griffig­
keit nur unzureichend erhöhen (s. Abschnitt 
2.2). Die Verwendung von Sanden auf Gehwe­
gen ist dagegen unkritisch. 
Sande und Kiese aus Flußentnahmen sollten -
auch in granulierter (gebrochener) Form - nur 
nach vorheriger chemischer Untersuchung ein­
gesetzt werden, da sie gegenüber anderen 
natürlichen Gesteinen hohe Schwermetallanla­
gerungen aufweisen können (s. Abschnitt 4.4.3). 

- Aufgrund ihrer geringen Abriebfestigkeit sollten 
keine gebrochenen Bauschutte (Betonrecyc­
ling-Splitt o.ä.) eingesetzt werden (s. Abschnitt 
4.2.3). 

- Da sich andere Streustoffe einer Aufbereitung 
nach Wiederaufnahme häufig entziehen, sollten 
als abstumpfende Streustoffe ausschließlich 
gebrochene Naturgesteine verwendet werden. 
Auf sogenannte "Granulate", d.h. gebrochene 
(granulierte) Schlacken (Verbrennungsrückstän­
de) und andere Nebenprodukte aus verschiede­
nen industriellen Prozessen, sollte möglichst 
verzichtet werden (s. Abschnitt 5.3.4). 

Insgesamt ist zu empfehlen, bei der Beurteilung 
abstumpfender Streustoffe im Rahmen von Be­
schaffungen auf die als Entwurf vorliegenden 
"Technische Lieferbedingungen und Richtlinien für 
Streustoffe des Straßenwinterdienstes - TLStreu -" 
zurückzugreifen [AA 3.14, 1997]. 

Hinweise für den Einsatz 

Allgemeine Einsatzempfehlungen: 

- Werden abstumpfende Streustoffe auf Fahrbah­
nen eingesetzt, so ist eine Mindeststreudichte 
von 1 00 g/m2 erforderlich, um überhaupt eine 

meßbare Verbesserung des Kraftschlußbeiwer­
tes zu erzielen [WEHNER, 1960]. Als Regel­
streudichte ist eine Menge von etwa 150 gfm2 
zu empfehlen [FGSV, 1997]. Bei mehrfacher 
Nachstreuung reicht eine Streudichte von 
80 g/m2 , um das Gleitbeiwertniveau dauerhaft 
(nach ca. 200 - 400 Überfahrten) bei 1..1 = 0,3 zu 
halten. 

- Auf eisglatten Fahrbahnen sind abstumpfende 
Streustoffe ungeeignet. 

- Werden abstumpfende Streustoffe eingesetzt, 
so wird dringend empfohlen, sie möglichst früh­
zeitig wieder aufzunehmen. Diese Empfehlung 
ist zum einen damit begründet, daß auf der ape­
ren Fahrbahn verbleibendes Streugut den Kraft­
schlußbeiwert nachhaltig niedrig hält (Werte um 
1J = 0,4) [HOFFMANN, 1985], zum anderen mit 
der erhöhten Staubbildung, wenn das Streugut 
durch den Verkehr einem weiteren Abrieb unter­
liegt [LASKUS et. Al., 1991; HOLNSTEINER, 
1995]. 

- Die Entscheidung über den Einsatz von ab­
stumpfendem Streugut hängt im Wesentlichen 
von den folgenden Kriterien ab: 
- Straßenkategorie 

außerorts: Autobahnen, Bundes-, Landes­
und Kreisstraßen 
innerorts: Durchgangsstraßen, Hauptver­
kehrsstraßen, Sammelstraßen, Wohnstraßen 

- Verkehrsstärke 
- Besondere Verkehre 

Strecken für den ÖPNV, Schulbusstrecken, 
Rettungsdienste (Zufahrten zu Krankenhäu­
sern, Feuerwachen etc.), Zufahrten zu Indu­
strie- und Gewerbegebieten 

- Besondere Gefahrenstellen 
Steigungs- und Gefällestrecken; gefährliche 
Kurven, Engstellen, Kreuzungen und Ein­
mündungen; Stellen mit besonderer Glätte­
bildung (Brücken, Wald- und Schatten­
strecken) 

Streustoff-Einsatz auf Außerortsstraßen: 

ln der Literatur wird eine Reihe von Kriterien aufge­
zählt, die Grundlage für die Aufnahme einer Straße 
in ein "weißes Netz" sind. 

Generell ist zu sagen, daß für Bundesautobahnen 
der Einsatz abstumpfender Stoffe aus verschiede­
nen Gründen (Verkehrssicherheit, Kosten, Aufrech­
terhaltung der Grundversorgung) nicht zu vertreten 
ist. Ein Verzicht auf Streusalz ist aus den gleichen 
Gründen im übrigen Außerortsbereich nur in Aus-



nahmefällen möglich, vor allem dort, wo es die me­
teorologischen Verhältnissen zulassen, über länge­
re Zeit eine schneebedeckte Fahrbahn zu erhalten. 

ln dem "Merkblatt für den Unterhaltungs- und Be­
triebsdienst an Straßen, Teil: Winterdienst" werden 
aus den Erfahrungen des ln- und Auslandes für die 
Einstufung in das weiße Netz mit Verzicht auf 
Streusalz folgende, allgemein gehaltene Kriterien 
formuliert: 

- Strecken mit geringer Verkehrsbedeutung und 
-belastung (bis ca. 2.000 Fz(24 h) 

- Strecken mit flacher und gerader Trassierung 
(ohne große Längsneigungen und enge Kurven 

- Strecken mit mittleren Fahrbahnbreiten 
- Strecken mit einer Möglichkeit zur Umfahrung 

über andere Strecken 
- Strecken ohne Unfallhäutungspunkte oder be­

sondere Gefahrenstellen 
- Strecken ohne besondere Verkehre (z.B. Schul-

oder Linienbusse) 

Diese Kriterien werden in Forschungsarbeiten zum 
Teil wie folgt spezifiziert: 

- Die Verkehrsbelastung wird z.B. bei HANKE I 
LEVIN (1988) nur mit 1.000 Fz/d bis 1.500 Fz/d 
angegeben; zusätzlich wird gefordert, daß der 
Lkw-Anteil gering ist. DEDIC (1985) hält eine 
Weißräumung für möglich, wenn der DTV gene­
rell geringer ist als 1.000 Fahrzeuge, oder aber 
wenn bei einem DTV bis zu 3.000 Fahrzeugen 
der Lkw-Anteil kleiner ist als 200 Fahrzeuge. 

- Die Breite von Fahrbahnen, die in ein weißes 
Netz aufgenommen werden können, wird von 
HANKE I LEVIN (1988) mit 5,5 m bis 7 m ange­
geben. 

- GIESA (1984) schließt Straßen mit Längsnei­
gungen über 8 % aus, ein Wert der von JUN­
GINGER (1986) bestätigt wird (s. Abschnitt 2.4). 
HANKE I LEVIN (1988) begrenzen die für weiße 
Netze höchstens zulässige Längsneigung sogar 
auf 7 %. 

- SCHLATTER (1983) stellt für die Schweiz fest, 
daß meteorologische Verhältnisse, die den Ein­
satz von abstumpfenden Stoffen erlauben, nur 
in Berggebieten über 1.500 m bis 1.800 m ü. NN 
anzutreffen sind. 

Derartige Bedingungen erfüllt nur ein sehr geringer 
Teil der Strecken außerhalb geschlossener Ortsla­
gen; sie müssen im einzelnen Anwendungsfall für 
die jeweiligen örtlichen Gegebenheiten gesondert 
überprüft werden. Zusätzlich ist anzumerken, daß 
für ein weißes Netz ausgesuchte Strecken für den 
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Verkehrsteilnehmer besonders zu kennzeichnen 
und während des Winters intensiv zu beobachten 
sind. Bei besonderen Wetterlagen (Reif- und Eis­
glätte) ist aus Gründen der Verkehrssicherheit auch 
auf den Strecken des weißen Netzes Salz zu streu­
en. 

Die Streuung abstumpfender Stoffe eignet sich be­
sonders für hochgelegene Strecken in schneerei­
chen Gebieten, auf denen für eine längere Zeit eine 
geschlossene Schneedecke gehalten werden 
kann. Die abstumpfende Streuung muß in regel­
mäßigen Abständen kontrolliert und wiederholt 
werden, insbesondere wenn das Streugut tief in die 
Schneedecke eingedrückt wurde und/oder 
Neuschnee gefallen ist. 

Streustoff-Einsatz auf lnnerortsstraßen: 

ln Kommunen erhöht die "Verwirklichung eines um­
weltfreundlichen Winterdienstes . . . zwangsläufig 
auch die Anforderungen an den Räum- und 
Streupflichtigen" [SCHLUND, G.H. 1989]. Deshalb 
ist im Innerortsbereich ein besonders kritischer 
Umgang mit dem an gefährlichen und verkehrs­
wichtigen Stellen einzusetzenden Streustoff erfor­
derlich. Ein Einsatz abstumpfender Stoffe auf Fahr­
bahnen ist überall dort auszuschließen, wo aus 
Gründen der Verkehrssicherheit und des Verkehrs­
flusses ein höherer Kraftschluß zwischen Fahrzeug 
und Fahrbahn erreicht werden muß. Dies sind 

- "Klassifizierte Straßen und (sonstige) Durch­
gangsstraßen 

- Hauptverkehrs- und Hauptsammelstraßen, 
Straßen mit hoher Verkehrsbelastung 

- Straßen mit besonderen Verkehren (ÖPNV, Ret­
tungsdienste, Industrie- und Gewerbegebiete) 

- Besondere Gefahrenstellen (Steigungsstrecken, 
Engstellen, besondere Knotenpunkte, Brücken, 
Punkte mit besonderer Glättegefährdung) 

- besonders stark frequentierte Parkplätze oder 
solche mit Gefahrenstellen 

ln der Regel entspricht dies den obersten Dring­
lichkeiten"des Winterdienst-Merkblattes. [FGSV, 
1997] 

Auf der Basis der Ergebnisse der Literaturanalyse 
ist aus verkehrlicher, wirtschaftlicher und nicht zu­
letzt ökologischer Sicht auch zu empfehlen, auf die 
Streuung abstumpfender Streustoffe auf Innerorts­
straßen grundsätzlich zu verzichten. Darüber hin­
aus sollte auf allen Verkehrsflächen, auf denen aus 
rechtlichen Gründen keine Streuung erforderlich 
ist, grundsätzlich auf den Einsatz jeglicher Streu-
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stoffe verzichtet werden. Weitergehende Empfeh­
lungen sind in der VKS-Informationsschrift 29 "Dif­
ferenzierter Winterdienst im kommunalen Bereich" 
formuliert. 

Auf Radwegen, soweit sie gesondert geführt sind 
und dort Winterdienst durchgeführt wird, können 
bei guter Reinigungsqualität (besenrein) Streustof­
fe in vielen Fällen auch ganz entfallen. Im Bedarfs­
fall sollte mit geeigneten (abstumpfenden) Stoffen 
mit hoher Streudichte gestreut werden. 

Auf Fußgängerüberwegen sind grundsätzlich die 
gleichen Streustoffe einzusetzen, die auf dem ent­
sprechenden Straßenzug zur Anwendung gelan­
gen. 

Der Winterdienst auf Gehwegen ist in der Regel 
durch die Ortssatzung auf die Anlieger abgewälzt. 
Außer an besonderen Gefahrenstellen (Treppen, 
Steigungen) sollte Winterglätte auf Gehwegen ab­
stumpfend beseitigt werden; die Art des Streustof­
fes sollte nach der einschlägigen Rechtsprechung 
in den Ortssatzungen verankert sein [SCHLUND, 
G.H. 1989]. 

8 Zusammenfassung 

ln der Bundesrepublik Deutschland tragen die 
Straßen den weitaus größten Anteil am Personen­
und Güterverkehr. Auch ein erheblicher Teil des öf­
fentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) wird über 
die Straßen abgewickelt. Ein funktionsfähiges 
Straßennetz ist sowohl für den einzelnen Bürger als 
auch für die gesamte Volkswirtschaft von existenti­
eller Bedeutung. Es muß nicht nur baulich sondern 
auch betrieblich stets in einem dem Bedarf ent­
sprechenden Zustand erhalten werden. 

Winterglatte Fahrbahnen behindern und gefährden 
den Verkehr. Die Straßengesetze des Bundes und 
der Länder fordern, daß Außerortsstraßen bei Win­
terglätte nach besten Kräften geräumt und gestreut 
werden. Für Städte und Gemeinden ergibt sich die 
Verpflichtung zum Winterdienst auf Grund der Lan­
desstraßengesetze bzw. der Straßenreinigungsge­
setze der Länder sowie der darauf basierenden ört­
lichen Satzungen. 

Zusätzliche Anforderungen ergeben sich aus der 
Verkehrssicherungspflicht nach dem Bürgerlichen 
Gesetzbuch. So gibt es auf Außerortsstraßen nach 
der Rechtsprechung eine Streupflicht für "beson­
ders gefährliche Stellen" der Straßen. Das sind 

Stellen, an denen Anlage und Zustand der Straße 
die Bildung von Glatteis derart begünstigen oder 
seine Wirkung in einer Weise erhöhen, daß diese 
besonderen Verhältnisse von einem Kraftfahrer 
trotzder beim Fahren auf winterlichen Straßen von 
ihm zu fordernden erhöhten Sorgfalt nicht oder 
nicht rechtzeitig zu erkennen sind. Innerorts be­
steht eine Streupflicht auf Fahrbahnen einschließ­
lich der Radwege nur an Stellen, die sowohl ge­
fährlich als auch verkehrswichtig sind. 

ln der Diskussion um einen "umweltfreundlichen" 
Winterdienst kommt abstumpfenden Streu­
stoffen besonders in Kommunen erhebliche Be­
deutung zu. Häufig werden abstumpfende Streu­
stoffe als Alternative angesehen, die dem Einsatz 
von tauenden Streustoffen vorzuziehen ist. Auswir­
kungen abstumpfender Streustoffe auf die Umwelt 
sind kaum bekannt, in Fachkreisen bekannte Aus­
wirkungen nur zum geringen Teil einer breiteren Öf­
fentlichkeit. Das Bundesministerium für Verkehr 
übertrug deshalb der Bundesanstalt für Straßen­
wesen die Aufgabe, eine entsprechende Literatur­
analyse zu "Umweltauswirkungen abstumpfender 
Streustoffe des Straßenwinterdienstes" durchzu­
führen. Mittels einer vergleichenden Bewertung 
und kritischen Beurteilung von insgesamt 235 Pu­
blikationen wurden allgemein gültige Aussagen 
über Umweltauswirkungen abstumpfender Stoffe 
erarbeitet. 

Die durchgeführte umfassende Betrachtung der 
Umwelt entfernt sich von der alten Diskussion der 
Gratwanderung im Spannungsfeld zwischen Ver­
kehrssicherheit und Umweltschutz und bezieht die 
Verkehrsgefährdung des Menschen in einer erwei­
terten Umweltbetrachtung mit ein. 

Wirkungsweise abstumpfender Stoffe 

Abstumpfende Stoffe wirken mechanisch. Sie lie­
gen zunächst auf der Glätteschicht auf und verzah­
nen sich mit der Oberfläche. Auf diese Weise wird 
die Griffigkeit winterlicher Fahrbahnen erhöht. Sy­
stematische Griffigkeitsmessungen auf winterglat­
ten Fahrbahnen führten zu Erkenntnissen, in wel­
chem Maße der Kraftschluß auf winterlichen Fahr­
bahnen durch abstumpfende Streustoffe verbes­
sert werden kann und welche Streustoffe und 
Streudichten zweckmäßig sind. 

Gleitbeiwerte auf winterglatten Oberflächen sind in 
einem Bereich von 1 0 km/h - 60 km/h nahezu kon­
stant und steigen mit zunehmender Geschwindig­
keit leicht an. Mit geringen Streudichten sind kaum 



Verbesserungen der Griffigkeit auf Glätte zu erzie­
len. Erst eine Streudichte von 100 gfm2 ergibt eine 
merkbare Erhöhung der Gleitbeiwerte. Besonders 
gering ist die abstumpfende Wirkung von Sand. Die 
Verbesserungen der Gleitbeiwerte, die durch ab­
stumpfende Streustoffe erreicht werden können, 
liegen in der gleichen Größenordnung wie die auf 
verschiedenen Glätteschichten auftretenden 
Schwankungen. Der zeitliche Verlauf der Wirkung 
abstumpfender Streustoffe unterliegt unterschied­
lichsten Einflüssen. Der Einfluß des Verkehrs - das 
Streugut wird aus den Rollspuren hinausgefahren -
zeigt sich darin, daß der Kraftschlußbeiwert nach 
dem Streuvorgang innerhalb kurzer Zeit und der 
Überfahrt von nur 200- 400 Fahrzeugen wieder auf 
den vorherigen Wert absinkt. Nach der Glätteperi­
ode auf der Fahrbahn verbleibendes abstumpfen­
des Streugut senkt das Kraftschlußangebot ge­
genüber dem einer sauberen Fahrbahn erheblich. 

Die physikalischen Auswirkungen des verringerten 
Kraftschlußangebotes erlebt ein Kraftfahrer im täg­
lichen Verkehr. Bei der in geschlossenen Ortschaf­
ten zulässigen Geschwindigkeit von 50 km/h kann 
z.B. der Bremsweg von ca. 14 m auf trockener 
Fahrbahn auf bis zu 50 m auf schneebedeckter, ab­
gestreuter Fahrbahn ansteigen. Kraftfahrer, die auf 
trockener Strecke mit einer Geschwindigkeit von 
50 km/h fahren, müßten ihre Geschwindigkeit auf 
winterlichen Fahrbahn mit Glatteis um ca. die Hälf­
te verringern, um innerhalb der gleichen Strecke 
zum Stehen zu kommen. Um z.B. Kurven mit Radi­
en von 20 m ohne Probleme durchfahren zu kön­
nen, muß die Geschwindigkeit (auf ebener Strecke) 
auf glatten, abgestreuten Fahrbahnen auf ca. 
15 - 20 km/h reduziert werden gegenüber mögli­
chen 40 km/h auf nassen Straßen. 

Auswirkungen auf die Umwelt 

Unmittelbare chemische Wirkungen auf das 
Straßenbegleitgrün gehen von abstumpfenden 
Stoffen nicht aus. Ablagerungen auf angrenzenden 
Flächen können jedoch Schäden am Straßenbe­
gleitgrün hervorrufen und die Qualität insbesonde­
re von landwirtschaftlich genutzten Böden ver­
schlechtern. Mechanische Beschädigungen verur­
sachen Beeinträchtigungen der Blattgröße, frühe 
Laubvergilbung und zeitigen LaubfalL 

Negative chemische Auswirkungen auf die Qualität 
von fließenden oder stehenden Gewässern oder 
gar von Grundwasser gehen von abstumpfenden 
Streustoffen nicht aus. 
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Schädigungen der Fauna in Straßenrandböden 
oder im Bankett sind nicht bekannt. Weidendes 
Vieh meidet an Splittstreustrecken angrenzende 
Weideflächen. Der Vorgang des "Wundlaufens" der 
Pfoten von Haustieren ist eine Folge des Mischens 
von Taustoffen und abstumpfenden Stoffen. 

Nachteilige Wirkungen von abstumpfenden Stoffen 
auf Fahrbahndecken (Beton oder Asphalt) sind 
nicht bekannt. An Fahrbahnmarkierungen wurde 
vorzeitiger Verschleiß beobachtet. Durch abstump­
fendes Streugut werden Entwässerungsanlagen 
von Straßen und Brücken verstopft, ebenso wer­
den Einlaufschächte und Rohrleitungen, Rinnen 
und Gräben (vornehmlich im Außerortsbereich) zu­
geschwemmt. Nicht geeignet sind abstumpfende 
Stoffe auf offenporigen Fahrbahnbelägen (Drän­
oder Flüsterasphalt), da sie die Poren zusetzen und 
so die Funktion dieser Beläge aufheben. Durch den 
Einsatz abstumpfender Streustoffe kommt es als 
Folgeerscheinung zu Aufhöhungen der Bankette 
und somit zu einer erhöhten Aquaplaninggefahr. 

Abstumpfende Stoffe können aufgrund ihrer Korn­
struktur beim Ausbringen und durch Aufwirbeln an 
fahrenden und parkenden Fahrzeugen den Lack 
schädigen und als sekundäre Folge Korrosions­
schäden hervorrufen. Kritisch ist auch der Staub, 
der bei Verwendung abstumpfender Streustoffe 
entsteht, in die Lager von Streustoffbehältern und 
Fahrzeugen gelangt und diese festsetzen kann. 

Streusplitt wird durch Verkehrseinwirkung zum Teil 
zu Feinstaub zermahlen und am Fahrbahnrand 
sowie auf unbefahrenen Trennflächen abgelagert. 
Nach dem Abtrocknen wird Feinstaub in Aerosol­
größe aufgewirbelt. Diese Beeinträchtigungen der 
Luftqualität in Städten treten dann auf, wenn auf­
grund der allgemeinen Wetterlage eine Smogsitua­
tion zu befürchten ist. Das Risiko einer Staublunge 
bei häufig zum Einsatz mit Handkehrgeräten einge­
setztem Personal steigt. Die zusätzliche Staubbe­
lastung durch zermahlenes abstumpfendes Streu­
gut stellt für Verkehrsteilnehmer und Anrainer eine 
reale Beeinträchtigung des Lebensumfeldes dar. 
Eine gesundheitliche Beeinträchtigung sowohl von 
Passanten als auch von Anwohnern stark befahre­
ner, mit Splitt abgestreuter Straßen durch Schweb­
staub-Immissionen ist nicht auszuschließen. 

Die wichtigsten sicherheitsrelevanten Änderungen, 
die ein Kraftfahrer im Winter vorfindet, sind ein 
deutlich eingeschränktes Kraftschlußangebot, ver­
bunden mit einer großen Spannweite der Gleitbei­
werte. Die Sicherheit und Unversehrtheit des Men-
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sehen als Verkehrsteilnehmer wird unmittelbar be­
einträchtigt. Das Unfallrisiko steigt auf mit ab­
stumpfenden Stoffen gestreuten winterglatten 
Straßen über einen längeren Zeitraum auf minde­
stens das Doppelte. 

Das Risiko von Radfahrern oder Fußgängern hängt 
im Winter überwiegend vom Verhalten des Einzel­
nen ab. Vorteile eines bestimmten Streustoffes sind 
aufgrund der vorliegenden Untersuchungen nicht 
nachzuweisen. 

Eine für den Bürger ärgerliche und eigentlich 
unnötige Beeinträchtigung ist das Verschmutzen 
von Wohnungen und Ladenlokalen bei Verwen­
dung abstumpfenden Streugutes, ebenso die 
Schäden an Kraftfahrzeugen. 

Die Rechtsprechung kann die Frage nach der Art 
des einzusetzenden Streustoffes nicht grundsätz­
lich beantworten. Ausgangspunkt bei der Entschei­
dungstindung im Einzelfall ist dabei immer der 
Schutz von Rechtsgütern wie Unversehrtheit von 
Leib und Leben, Besitz und I oder Umwelt. 

Aus den Ergebnissen der Literaturanalyse zu Aus­
wirkungen abstumpfender Streustoffe werden An­
forderungen an deren Eigenschaften abgeleitet. 
Die Anforderungen des Entwurfes von technischen 
Lieferbedingungen für Streustoffe (TL -Streu) be­
züglich der granulometrisehen Eigenschaften 
(Korngröße, Kornverteilung, Kornform, Festigkeit), 
ihres Schwermetallgehaltes u.ä. können aufgrund 
der aus den Auswirkungen abzuleitenden Anforde­
rungen bestätigt werden. 

Auswirkungen auf den Betrieb 

Die Gewinnung von Streusplitten, die den Anforde­
rungen des Entwurfes zur TL-Streu entsprechen, 
ist nicht aufwendiger als die Herstellung von Split­
ten für andere Anwendungsfälle. Bei Lieferungen 
von Mitgliedsfirmen des Verbandes der Naturstein­
Industrie werden dem abstumpfenden Streugut 
- auch auf Anforderung - keine Taustoffe beige­
mengt. 

Die Verwendung abstumpfender Stoffe setzt vor­
aus, daß sie trocken angeliefert und gelagert wer­
den, damit sie streufähig bleiben. Dem Vorschlag, 
abstumpfenden Streustoffen bei Lagerung 1 0 % 
Salz beizumengen, steht entgegen, daß mit diesem 
Gemisch in einem einzigen Streugang fast ebenso 
viel Salz auf die Straße gebracht wird wie bei allei­
niger Salzanwendung. Zum Erzielen einer ab­
stumpfenden Wirkung ist eine Streumenge von 

mindestens 1 00 gfm2 erforderlich. Als Regelstreu­
dichte ist eine Menge von etwa 150 gfm2 zu emp­
fehlen. 

Das auf Straßen ausgebrachte Streugut wird vom 
Verkehr teilweise zermahlen und weist beim Auf­
nehmen Verunreinigungen durch "normale" Stra­
ßenschadstoffe auf. Die aufgenommenen Streu­
stoffe müssen im Hinblick auf ihre Schadstoffbela­
stung analysiert werden, um aufbereitet oder einer 
Deponieklasse zugeordnet werden zu können. Un­
tersuchungen zeigen für aufgekehrtes Streugut er­
höhte Werte vor allem für Quecksilber, Kupfer, Blei, 
polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe und 
fäkalcoliforme Keime. Die Tendenz bei der Aufbe­
reitung/Entsorgung wieder aufgenommenen Streu­
gutes geht dahin, das Material schon aus rechtli­
chen Gründen (Kreislaufwirtschaftsgesetz) nicht als 
Abfall anzusehen, sondern in den Güterkreislauf 
zurückzuführen und möglichst vollständig (als Bau­
stoff, mit Einschränkungen als Streusplitt, zur 
Zementherstellung und sogar zur Bodenverbesse­
rung I Rekultivierung) zu verwerten. Aus preislichen 
Gründen scheint das Waschen aufgenommenen 
Streugutes - in einer modifizierten Form der Altla­
stensanierung - trotz verbesserter Trockenreini­
gungsverfahren eine sinnvolle Möglichkeit der Auf­
bereitung zu sein. Anzumerken ist, daß eine Wie­
deraufbereitung zur Wiederverwendung meist nur 
dem Naturstein-Splitt als abstumpfendem Streu­
stoff vorbehalten ist. 

Das Verhältnis der Betriebskosten für einen Winter­
dienst ohne Salz gegenüber einem Winterdienst 
mit Salz wird für Außerortsstraßen auf 2-5 : 1 bezif­
fert. Im Innerortsbereich ergeben sich durch die zu­
sätzlichen Kosten für Wiederaufnahme, Entsor­
gung und Reinigung für die Streuung abstumpfen­
der Stoffe insgesamt etwa die 5- bis 1 0-fachen Ko­
sten im Vergleich zur Salzstreuung. 

Das Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft 
und Sicherung der umweltverträglichen Beseiti­
gung von Abfällen (KrW-/AbfG) definiert Abfälle 
sehr umfassend. Gemäß KrW-/AbfG sind Abfälle 
zudem zu vermeiden (durch die Verminderung ihrer 
Menge und Schädlichkeit) bzw. stofflich zu verwer­
ten oder zur Gewinnung von Energie zu nutzen 
(energetische Verwertung). Aus dem KrW-/AbfG er­
gibt sich die Frage, ob abstumpfende Streustoffe 
rechtlich vertretbar sind. 



Einsatz abstumpfender Streustoffe 

Als Arbeitsergebnis der Literaturanalyse ist festzu­
stellen, daß der Einsatz abstumpfender Streustoffe 
im Winterdienst aus ökonomischen, verkehrstech­
nischen und juristischen Gründen grundsätzlich 
nicht zu empfehlen ist. 

Sollen abstumpfende Streustoffe dennoch einge­
setzt werden, können Hinweise für deren Einsatz 
gegeben werden. 

Allgemeine Einsatzempfehlungen 

- Auf Fahrbahnen ist eine Mindeststreudichte von 
100 gfm2 erforderlich, um überhaupt eine meß­
bare Verbesserung des Kraftschlußbeiwertes zu 
erzielen. Als Regelstreudichte ist eine Menge 
von etwa 150 gfm2 zu empfehlen. 

- Auf eisglatten Fahrbahnen sind abstumpfende 
Streustoffe ungeeignet. 

- Werden abstumpfende Streustoffe eingesetzt, 
sind sie nach Einsatz möglichst frühzeitig wie­
der aufzunehmen. 

Streustoff-Einsatz auf Außerortsstraßen 

ln ein außerörtliches weißes Netz mit Verzicht auf 
Streusalz sollten nur Straßen 

- mit geringer Verkehrsbedeutung und -belastung 
(bis ca. 2.000 Fz/24 h), 

- mit flacher und gerader Trassierung (ohne große 
Längsneigungen und enge Kurven), 

- mit mittleren Fahrbahnbreiten, 
- mit einer Möglichkeit zur Umfahrung über ande-

re Strecken, 
- ohne Unfallhäutungspunkte oder besondere 

Gefahrenstellen, 
- ohne besondere Verkehre (z.B. Schul- oder Lini­

enbusse) 

aufgenommen werden. 

Streustoff-Einsatz auf Innerortsstraßen 

Ein Einsatz abstumpfender Stoffe auf Fahrbahnen 
ist überall da auszuschließen, wo aus Gründen der 
Verkehrssicherheit und des Verkehrsflusses ein 
höherer Kraftschluß zwischen Fahrzeug und Fahr­
bahn erreicht werden muß. Dies sind 

- Klassifizierte Straßen und sonstige Durch­
gangsstraßen 

- Hauptverkehrs- und Hauptsammelstraßen, 
Straßen mit hoher Verkehrsbelastung 
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- Straßen mit besonderen Verkehren (ÖPNV, Ret­
tungsdienste, Industrie- und Gewerbegebiete) 

- Besondere Gefahrenstellen (Steigungsstrecken, 
Engstellen, besondere Knotenpunkte, Brücken, 
Punkte mit besonderer Glättegefährdung) 

- Besonders stark frequentierte Parkplätze oder 
solche mit Gefahrenstellen 

Auf Radwegen, soweit sie gesondert geführt sind 
und dort Winterdienst durchgeführt wird, können 
bei guter Reinigungsqualität (besenrein) Streustof­
fe in vielen Fällen ganz entfallen. Im Bedarfsfall ist 
der Einsatz von abstumpfenden Stoffen - hier mit 
hoher Streudichte und mit geeigneten Stoffen -
möglich. 

Auf Fußgängerüberwegen sind grundsätzlich die 
gleichen Streustoffe einzusetzen, die auf dem ent­
sprechenden Straßenzug zur Anwendung gelan­
gen. 

Auswahl des Streustoffes 

Für die Auswahl eines geeigneten Materials werden 
folgende Empfehlungen gegeben: 

- Auf Fahrbahnen und Radwegen sollte als ab­
stumpfender Streustoff kein Sand verwendet 
werden. 

- Sande und Kiese aus Flußentnahmen sollten -
auch in granulierter (gebrochener) Form - nicht 
eingesetzt werden, da sie gegenüber anderen 
natürlichen Gesteinen mit hohen Schwermetall­
anlagerungen belastet sind. 

- Aufgrund ihrer geringen Abriebfestigkeiten soll­
ten keine gebrochenen Bauschutte irgendwel­
cher Art (Betonrecycling-Splitt o.ä.) eingesetzt 
werden. 

- Da sich andere Streustoffe einer Aufbereitung 
nach Wiederaufnahme häufig entziehen, sollten 
als abstumpfende Streustoffe ausschließlich 
gebrochene Naturgesteine verwendet werden. 
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